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Vorwort

VORWORT

Seit dem 7. Oktober 2023 steht der deutsche Journa-
lismus vor außerordentlich großen Herausforderun-
gen. Journalist*innen müssen hochkomplexe Kon-
texte erklären, ohne in die Falle von Verharmlosung 
oder Einseitigkeit zu tappen und ohne antipalästinen-
sischem Rassismus oder Antisemitismus Vorschub zu 
leisten.

Ob Journalist*innen hierzulande dieser Verant-
wortung gerecht werden, bezweifeln viele – und die 
Zweifel sind nicht unbegründet. Repräsentative Um-
fragen zeigen, dass knapp die Hälfte der Bevölkerung 
der deutschen Nahost-Berichterstattung wenig oder 
gar nicht vertraut. Wissenschaftliche Studien bele-
gen «Hierarchien des Betrauerns» und eine «Glaub-
würdigkeitsasymmetrie» im Umgang mit israelischen 
und palästinensischen Opfern. Journalist*innen be-
richten von Selbstzensur, Doppelstandards und ei-
nem chilling effect durch den politischen Druck rund 
um die Antisemitismus-Debatten im Bundestag. 
Medienjournalist*innen sprechen von einem «System-
versagen», Kommunikationswissenschaftler*innen 
von «anhaltendem journalistischem Fehlverhalten».

Vor diesem Hintergrund stellt die vorliegende Studie 
eine in der deutschen Medienforschung bislang kaum 
gestellte Frage: Wie haben die staatsfernen Instanzen 
der Medienaufsicht auf diese Ausnahmesituation re-
agiert? Was haben Presserat, Rundfunkräte und Lan-
desmedienanstalten unternommen – und was haben 
sie unterlassen?

Das deutsche Mediensystem ist auf das Prinzip der 
Staatsferne verpflichtet. Artikel 5 des Grundgesetzes 
schließt staatliche Zensur aus. Zugleich aber verfügt 
das System über institutionelle Kontrollmechanismen, 

die grobe Verletzungen journalistischer Standards fest-
stellen und ahnden sollen: der Presserat für Printme-
dien, 12 Rundfunkräte für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk, 14 Landesmedienanstalten für den privaten 
Rundfunk und digitale Angebote. Diese Institutionen 
sind Orte, an denen gesellschaftliche Kritik an Medien-
macht ihren formellen Ausdruck finden kann.

Die Befunde dieser Studie sind ernüchternd: Asym-
metrien und Unterlassungen sind keine Zufälle. Sie 
verweisen auf strukturelle Schwächen des deutschen 
Medienaufsichtssystems, das in ruhigen Zeiten funkti-
onieren mag, in gesellschaftlichen Ausnahmesituatio-
nen aber an seine Grenzen stößt – oder sie nicht erken-
nen will.

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung veröffentlicht diese 
Studie, weil sie überzeugt ist, dass eine demokratische 
Gesellschaft funktionierende Mechanismen zur Kont-
rolle medialer Macht braucht. Nicht um Journalismus 
zu gängeln, sondern um seine Glaubwürdigkeit zu stüt-
zen. Nicht um politisch unbequeme Berichterstattung 
zu sanktionieren, sondern um professionelle Standards 
gegenüber allen Seiten gleichermaßen durchzusetzen. 
Die Frage, wie gut die Medienaufsicht in Deutschland 
ihren Job macht, ist keine akademische. Sie ist eine 
Frage der demokratischen Resilienz.

Wir danken dem Autor Stefan Mey für seine sorgfäl-
tige und mutige quellengestützte Analyse – und wün-
schen der Studie eine breite, kritische Rezeption.

Henning Obens,  
Bereichsleiter Politische Kommunikation  
der Rosa-Luxemburg-Stiftung
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Kurzzusammenfassung

KURZZUSAMMENFASSUNG

Die Studie untersucht, wie sich die Kritik an der deut-
schen Nahost-Berichterstattung zwischen dem 7. Ok-
tober 2023 und Dezember 2025 in der Arbeit von Pres-
serat, Rundfunkräten und Landesmedienanstalten 
widerspiegelt. Welche Beschwerden gab es bei den 
drei Instanzen der staatsfernen Medienaufsicht und 
wie wurden sie entschieden? Gab es gezielte Pro-
grammbeobachtungen oder Beschlüsse zu dem The-
ma? Welche quantitativen und qualitativen Muster las-
sen sich erkennen?

Zentrale Befunde
Der Presserat behandelte 72 Beschwerden zu Nahost-
Berichterstattung und sprach zwölf öffentliche Rügen 
aus – alle auf Basis eher propalästinensisch motivier-
ter Beschwerden. Zwei Drittel dieser Rügen betrafen 
Print- oder Digitalbeiträge der Bild-Zeitung, 83 Prozent 
den Axel-Springer-Verlag.

Ebenfalls 72 Programmbeschwerden zu Inhalten 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (ÖRR) wurden in 
dem Zeitraum entschieden, davon 55 durch die jewei-
ligen Intendanzen und weitere 17 – nach einem Wider-
spruch – zusätzlich durch Rundfunkräte. Nur für einen 
Teil der Beschwerden lässt sich aufgrund der oft ge-

ringen Transparenz eine inhaltliche Tendenz ableiten. 
Von den Beschwerden, bei denen Details bekannt sind, 
waren etwa 70 Prozent mutmaßlich eher proisraelisch 
motiviert. Fünf förmliche Beanstandungen wurden 
ausgesprochen – keine von einem Rundfunkrat selbst, 
sondern alle von der jeweiligen Intendanz. Eine theo-
retisch mögliche, systematische Programmbeobach-
tung fand nicht statt. Ein Rundfunkrat verabschiedete 
einen öffentlichen Beschluss zur Nahost-Berichterstat-
tung.

Bei den Landesmedienanstalten gab es nahezu kei-
ne journalistische Aufsichtsaktivität. Die einzige gefun-
dene Maßnahme zu Nahost-Berichterstattung richtete 
sich gegen das Instagram-Profil eines palästina-solida-
rischen Journalisten und Influencers.

Die Studie zeigt erhebliche Unterschiede hinsicht-
lich der Aktivität und Wirksamkeit der Aufsichtsinstan-
zen auf: Während der Presserat seinen Kontrollauftrag 
aktiv wahrnimmt, agieren Rundfunkräte als «zahme Ti-
ger», und Medienanstalten setzen ihre Befugnisse zur 
Durchsetzung journalistischer Standards kaum ein. 
Dies wirft ernsthafte Fragen zur Resilienz des deut-
schen Mediensystems und damit der ganzen Gesell-
schaft auf.

1 EINLEITUNG

1.1 MEDIENKRITIK UND  
NAHOST-BERICHTERSTATTUNG
Mehr denn je kommt es heute darauf an, dass 
Journalist*innen in Deutschland ihren Job gut ma-
chen. Denn seit dem 7. Oktober 2023 befindet sich 
der deutsche Journalismus in einer Ausnahmesitua-
tion: Der Terrorangriff der Hamas mit Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit (Amnesty International 2025), 
das Schicksal der israelischen Geiseln, das Leid der Zi-
vilbevölkerung in Gaza, die militärische Antwort Isra-
els mit ihren Kriegsverbrechen, die bedingungslose 
Unterstützung durch die Bundesregierung, der Vor-
wurf des Völkermords durch anerkannte Menschen-
rechtsorganisationen (Amnesty International 2024), 
Einschränkungen von Versammlungs- und Meinungs-
freiheit bei palästina-solidarischen Protesten hierzulan-
de (LTO 2025) – all das angemessen einzuordnen und 
durch Berichterstattung zu begleiten, stellt den Jour-
nalismus vor große Herausforderungen. Journalismus 
darf weder in die Falle von Relativierung oder Verharm-
losung von Gewalt noch in die Falle von antipalästinen-
sischem Rassismus oder Antisemitismus tappen. Die 
Branche muss die Situation und die komplexen Kon-
texte mit großer Sorgfalt erklären und die Arbeit der ei-
genen Regierung kritisch und angstfrei begleiten.

Kommt der deutsche Journalismus seiner Verantwor-
tung nach? Viele Menschen bezweifeln das. Auch der 
Autor dieser Studie empfindet angesichts selektiver Em-
pathie, journalistischer Doppelstandards und einer oft 
unfairen, pauschalen Dämonisierung von Palästina-So-
lidarität und Staatsräson-Kritik immer wieder Entfrem-
dung gegenüber der eigenen Branche (Mey 2025a).

Lange Zeit war harte Kritik vor allem abseits der lang-
sam arbeitenden Kommunikationswissenschaft und 
des klassischen Medienjournalismus – der von Pro
blemen kaum Notiz zu nehmen schien – zu vernehmen. 
Für sein Buch «Staatsräsonfunk» (Goldmann 2024) hat 
der freie Journalist Fabian Goldmann 11.525 Beiträge 
deutscher Leitmedien ausgewertet. Er meint: «Auch 
die Presse macht sich mitschuldig.« (Ebd: 20) Auf 
Instagram nimmt die freie Medienwissenschaftlerin 
Nadia Zaboura die Arbeit öffentlich-rechtlicher Nach-
richtenformate auseinander und beklagte im Mai 2025 
auf der Berliner Digitalkonferenz re:publica ein «konti-
nuierliches journalistisches Fehlverhalten» sowie «an-
haltende Verstöße gegen journalistisches Handwerk, 
journalistische Professionalität, Integrität und Ethik» 
(Zaboura 2025).

Eine Studie des NDR-Medienmagazins ZAPP beleg-
te im Sommer 2024 mit Zahlen, dass es hierzulande ein 
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Einleitung

Glaubwürdigkeitsproblem gibt: Laut einer repräsen-
tativen Befragung hatte zu dem Zeitpunkt knapp die 
Hälfte der Deutschen (48 %) «wenig» oder «gar kein 
Vertrauen» in die deutsche Nahost-Berichterstattung. 
31 Prozent der Befragten waren der Meinung, Medien 
würden «zu sehr Partei für Israel ergreifen» und 5 Pro-
zent sahen eine einseitige Parteinahme zugunsten der 
palästinensischen Seite (NDR 2024). 

Mittlerweile liegen erste wissenschaftliche Arbei-
ten zum Thema vor. Eine Studie analysiert anhand von 
2.177 Artikeln die Berichterstattung der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung (FAZ), der Süddeutschen Zeitung 
(SZ), von Bild, Welt und der tageszeitung (taz) über 
Todesopfer nach dem 7. Oktober 2023 (Grimm et al. 
2025a). Ein zentrales Ergebnis sei, dass es «Hierarchi-
en des Betrauerns» gebe:

«Israelische Opfer werden deutlich häufiger personalisiert 

(Namen, Biografien, Familienbezüge, emotionale Erzähl-

weise), was Empathie und moralische Nähe erleichtert. Pa-

lästinensische Opfer erscheinen demgegenüber überpro-

portional als abstrakte Zahlen, als Teil einer allgemeinen 

‹humanitären Lage› oder in einem Konfliktnarrativ, das indi-

viduelle Verantwortlichkeiten und konkrete Tathandlungen 

eher verdeckt.» (Mailauskunft von Grimm vom 19.12.2025)

Zudem unterscheide sich die Art, wie Verantwortung 
zugeschrieben werde. So würden israelische Todesop-
fer meist eindeutig benannt, während sich bei paläs-
tinensischen Opfern häufiger passive Formulierungen 
fänden, etwa dass Menschen «bei Luftangriffen getö-
tet» wurden. Außerdem zeige sich eine «Glaubwürdig-
keitsasymmetrie» bezüglich der Frage, welche Zahlen 
zu Todesopfern übernommen oder als «nicht verifizier-
bar» infrage gestellt werden (ebd.).

Für eine weitere Studie (Grimm et al. 2025b) befragte 
Grimm Teilnehmer*innen palästina-solidarischer Pro-
teste in Berlin, unter anderem zu ihrer Einschätzung 
der Arbeit von Medien: «Rund vier von fünf Befragten 
gaben an, Sorge zu haben, dass Medien nicht diffe-
renziert über den Protest berichten.» (Ebd.) Dem fügt 
Grimm hinzu, dass Protestereignisse von Medien teil-
weise als Sicherheitsrisiko oder Eskalationsgeschichte 
bezeichnet würden, bevor überhaupt belastbare Daten 
zum Verlauf, zu Teilnehmenden oder Motivlagen vor-
lägen. 

Etwa ein Jahr nach Erscheinen der ZAPP-Erhebung 
(NDR 2024) erfragte Carsten Reinemann (2025) erneut 
das Vertrauen in die deutsche Nahost-Berichterstat-
tung. Das Ergebnis war nur wenig besser: 43 Prozent 
der Interviewten vertrauten der Berichterstattung eta-
blierter Medien zum Nahostkonflikt «eher nicht» oder 
«überhaupt nicht»; 30 Prozent stimmten der Aussage 
zu, dass Medien «zu sehr Partei für Israel» ergriffen; 
9 Prozent kritisierten eine zu einseitige Parteinahme für 
palästinensische Positionen.

Auch Journalist*innen selbst sehen Probleme. Für ei-
ne Schwerpunktanalyse befragte die deutsche Sektion 
von Reporter ohne Grenzen etwa 60 Journalist*innen: 
Probleme mit «innerer Pressefreiheit» schildern vor al-
lem Journalist*innen, die kritisch über die israelische 

Kriegsführung und die deutsche Nahost-Politik so-
wie über palästinensische Perspektiven in Deutsch-
land berichten (Reporter ohne Grenzen 2025). Das 
Wort «Selbstzensur» sei in den Interviews oft gefallen. 
Journalist*innen klagten über Doppelstandards beim 
Umgang mit Quellen, über pauschale Streichungen 
von Begriffen durch Redaktionen und darüber, dass Er-
kenntnisse von Menschenrechtsorganisationen plötz-
lich mit spitzen Fingern angefasst werden müssten 
(Mey 2025b; Gueler 2025).

Mandy Tröger (2025) untersuchte in diesem Zusam-
menhang die Auswirkungen der verschiedenen Bun-
destags-Antisemitismus-Resolutionen. Diese sei-
en zwar nicht rechtsverbindlich, böten aber einen 
machtvollen Rahmen, um Antisemitismus-Vorwür-
fe zu instrumentalisieren. Sie attestiert ihnen einen 
«Chilling Effect» auf die Nahost-Berichterstattung: 
Journalist*innen mieden heikle Themen oder übten 
Selbstzensur aus Angst vor öffentlichem Druck oder 
negativen Folgen für ihre Karriere.

1.2 DAS KONZEPT DER STAATSFERNEN 
MEDIENAUFSICHT
Aus guten Gründen sind Medien in Deutschland frei 
von staatlicher Kontrolle. Das Grundgesetz stellt in Arti-
kel 5 klar: «Eine Zensur findet nicht statt.»

Aber Medien haben Macht. Auf Basis medialer In-
formationen machen Menschen sich ein Bild von der 
Arbeit ihrer Regierung, legen sich auf eine Partei fest 
und entscheiden, ob sie sich sozialen Bewegungen an-
schließen oder sie ablehnen. Berichterstattung kann 
Vorurteile gegenüber Bevölkerungsgruppen schüren 
oder abbauen.

Deshalb gehört zum Grundverständnis des deut-
schen Mediensystems auch, dass es eine Form von 
Aufsicht geben muss. Es braucht Strukturen – so 
staatsfern wie möglich –, die Medien auf die Finger 
schauen und grobe Verletzungen journalistischer Stan-
dards sowie den Missbrauch von Medienmacht min-
destens feststellen, vielleicht auch ahnden.

Die journalistische Aufsicht über Printmedien liegt 
beim Presserat, für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk sind zwölf Rundfunkräte und für den privaten 
Rundfunk sowie rein digitale Angebote 14 Landesme-
dienanstalten zuständig. Diese Institutionen nehmen 
Beschwerden an und prüfen sie. Teilweise können sie 
auch von sich aus aktiv werden.

Angesichts der breiten Kritik an der deutschen Nah-
ost-Berichterstattung – Doppelstandards beim Zuge-
stehen von Empathie, Vorverurteilung palästina-solida-
rischer Proteste, Doppelstandards beim Umgang mit 
Quellen etc. – lautet die Leitfrage der vorliegenden Stu-
die: Wie spiegelt sich diese Kritik in der Arbeit dieser drei 
Instanzen der Medienaufsicht wider? Konkret heißt das: 
Welche Beschwerden zu Nahost-Berichterstattung ab 
Oktober 2023 gab es und wie wurde entschieden? In-
wiefern gab es gezielte Programmbeobachtungen und 
sonstige Debatten? Und wie wirkte sich die Arbeit der 
Medienaufsicht auf die Nahost-Berichterstattung aus?
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Schließlich wirft die Studie die Frage auf, wie gut die 
staatsfernen Instanzen der Medienaufsicht ihren Job 
machen. Diese Frage gewinnt angesichts der Zuspit-
zung der politischen und gesellschaftlichen Zustände 
in Deutschland zunehmend an Relevanz.

1.3  INTERVIEW MIT KAI HAFEZ:  
«DIE DEUTSCHE BERICHTERSTATTUNG 
WAR IN HOHEM MASSE EINSEITIG  
PROISRAELISCH.»

Kai Hafez ist Professor für Kommunikationswissenschaft 
an der Universität Erfurt. Er beobachtet die deutsche 
Nahost-Berichterstattung seit einigen Jahren kritisch.

Wie gut haben die deutschen Medien ihren Job  
bei der Nahost-Berichterstattung in den letzten  
zwei Jahren gemacht?
Die großen öffentlich-rechtlichen Sender und die 
reichweitenstarken Tageszeitungen und Zeitschriften 
haben sich seit Oktober 2023 nicht mit Ruhm bekle-
ckert. Die Berichterstattung war in hohem Maße ein-
seitig proisraelisch, zuungunsten palästinensischer 
Perspektiven in Gaza und in Deutschland. Zu Wort ka-
men überwiegend israelische Quellen. Empathie gab 
es vor allem für israelische Opfer und kaum für getö-
tete Palästinenser*innen. Kritische Kommentare zur 
israelischen Politik oder gar Kritik an der deutschen 
Politik der «Staatsräson Israel» oder an deutschen Waf-
fenlieferungen waren kaum zu vernehmen. Der Fokus 
auf Antisemitismus hat überlagert, worum es im Kern 
geht: um einen asymmetrischen Territorialkonflikt.

Wie nehmen Sie den Umgang mit  
der Nahost-Debatte in Deutschland wahr?
Auch die Berichterstattung über palästina-solidari-
sche Demonstrationen und sonstige Veranstaltun-
gen in Deutschland war und ist oft nicht fair. Deutsche 
Journalist*innen gehen meist gar nicht selbst dorthin, 
um sich ein eigenes Bild zu machen. Womit sie statt-
dessen arbeiten, sind Berichte von Nachrichtenagen-
turen und Polizeimeldungen, die die tatsächlichen Ge-
schehnisse und das Meinungsklima nicht annähernd 
widerspiegeln.

Inwiefern hat sich die Berichterstattung  
in der letzten Zeit verändert?
Noch gibt es keine exakten Studien. Basierend auf mei-
ner 30-jährigen Erfahrung in der Medienbeobachtung 
des Nahostkonflikts meine ich, dass eine vorsichtige 
Öffnung zu beobachten ist. Es gab etwa die ersten Ti-
telgeschichten über das Leid von Palästinenser*innen. 
Allerdings mussten erst mehr als 60.000 Menschen 
sterben, darunter viele Zivilist*innen, Frauen und Kin-
der, bis man sich auch in Deutschland gegen Israels 
brutale und völkerrechtlich nicht gedeckte Rache für 
den Terroranschlag ausgesprochen hat. Der ganz gro-
ße Durchbruch aber ist noch nicht erzielt, was man 
an der künstlich aufgebauschten Kontroverse um die 

ARD-Korrespondentin von der Tann sehen kann. Die 
proisraelische Einseitigkeit existiert in abgemilderter 
Form fort.

Was müsste aus Ihrer Sicht passieren?
Viele Journalist*innen sind selbst unzufrieden mit der 
Situation. Medien müssen eine fairere Außenpolitik 
moderieren, diversere Meinungen zulassen, diese Ein-
seitigkeit überwinden und die Sichtbarkeit propalästi-
nensischer Stimmen und Quellen steigern. Wenn der 
deutsche Journalismus tatsächlich eine vierte Gewalt 
sein will, die die Politik kontrolliert und die Realität ab-
bildet, gibt es noch jede Menge Hausaufgaben.

1.4 METHODIK DER UNTERSUCHUNG
Die vorliegende Studie untersucht, welche Beschwer-
den es zur Nahost-Berichterstattung deutscher Medi-
en gab, wie sie entschieden wurden und wie sich die 
Aufsichtsgremien ansonsten mit dem Thema beschäf-
tigt haben. Es wurden Beschwerden berücksichtigt, 
die sich mit Berichterstattungen ab dem 7. Oktober 
2023 beschäftigen und spätestens am 31. Dezember 
2025 entschieden wurden.

Mit Nahost-Berichterstattung sind sowohl auslands-
journalistische Beiträge im Zusammenhang mit dem 
7. Oktober 2023 gemeint – in Gaza, im Westjordanland, 
in Israel oder angrenzenden Ländern – als auch damit 
im Zusammenhang stehende Beiträge zur Politik oder 
Gesellschaft in Deutschland, der Europäischen Union 
(EU) oder in anderen Ländern. Das können etwa Beiträ-
ge zu Antisemitismus und antipalästinensischem Ras-
sismus oder zu palästina-solidarischen oder proisraeli-
schen Demonstrationen sein.

Beim Presserat war die wichtigste Quelle eine filter-
bare Datenbank zu seinen Entscheidungen. Ich habe 
verschiedene Begriffe eingegeben, die oft in Nahost-
Berichterstattungen verwendet werden,1 um mög-
lichst alle diesbezüglichen Beschwerden zu finden. 
Aussortiert habe ich Beschwerden, die keinen direkten 
Bezug zur aktuellen Nahost-Debatte aufweisen. Zu-
sätzliche Quellen waren die einzelnen Rügenberichte 
und die Rügenübersicht sowie die Jahresberichte auf 
der Website des Presserats.

Auf den jeweiligen Websites der Rundfunkräte und 
Medienanstalten habe ich Dokumentationen zur Arbeit 
der Institutionen recherchiert: Protokolle, Beschluss-
zusammenfassungen, Tagesordnungen von Sitzun-
gen der Rundfunkräte und Medienräte sowie von 
Programmausschüssen. In einigen Fällen waren Doku-
mente nicht mehr auf den offiziellen Websites verfüg-
bar, ließen sich aber über die Plattform archive.org re-
konstruieren. Hinzu kamen beim öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk teilweise vorliegende Beschwerde- und Ein-
gabeberichte von Intendanzen und Publikumsbeauf-
tragten sowie die Jahresberichte der Medienanstalten.

1  Alphabetisch geordnet: antisemitisch, Antisemitismus, «From the river», Gaza, 
Hamas, Israel, jüdisch, Judentum, Kufiya, Kippa, Naher Osten, Netanjahu, Palästi-
na, palästinensisch, Tel Aviv, Westjordanland. 

http://archive.org
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Die Dokumente habe ich für jedes Gremium in ei-
ner Pdf-Datei zusammengefügt und auf Basis des be-
schriebenen Stichwortsets durchsucht. Die Treffer bil-
deten die Grundlage für die Auswertungen in Kapitel 
2 bis 4. Um mir ein Bild von der sonstigen Arbeit der 
Gremien machen zu können, habe ich die Dokumente 
auch allgemein nach den Begriffen «Beschwerde» und 
«Beobachtung» durchsucht.

Im zweiten Schritt habe ich über offizielle Mail-An-
fragen die jeweiligen Gremiengeschäftsstellen um feh-
lende Daten gebeten.2 Zudem habe ich allen drei In-
stitutionen Verständnisfragen zu den Verfahren und 
Nachfragen zu gefundenen «Treffern» gestellt.

Des Weiteren habe ich sonstige Dokumente heran-
gezogen, etwa relevante Gesetze (Medienstaatsver-
trag, Rundfunk-Staatsverträge), interne Regelungen 
(Beschwerdeordnungen, Satzungen) sowie Erklärtex-
te auf den Websites der Institutionen. Zur Einstiegsre-
cherche dienten drei Studien zu Rundfunkräten (Wolf 
2013; Goldmann 2022; Stawowy 2025).

Um einen besseren Einblick in die Arbeit und Selbst-
wahrnehmung der Gremien zu bekommen, habe ich 
ab Mitte September 2025 Rundfunkrats-Sitzungen3 
vor Ort oder per Livestream verfolgt (Deutschlandfunk, 
BR, HR, MDR, NDR, rbb, SWR und ZDF). Außerdem 
habe ich vertrauliche Hintergrundgespräche mit ehe-
maligen und aktuellen Mitgliedern der verschiedenen 
Gremien geführt.

Zahlenkritik: Die Anzahl der ermittelten Beschwer-
den ermöglicht eine Abschätzung von quantitativen 
Verhältnissen und inhaltlichen Mustern. Einen akku-
raten Vergleich erlauben sie aus mehreren Gründen 
nicht: Erstens arbeiten die Institutionen unterschied-
lich transparent. Beim Presserat lassen sich sämtliche 
Entscheidungen – mit zeitlicher Verzögerung – in einer 
öffentlichen Datenbank auffinden. Allerdings sind dort 
keine Beschwerden enthalten, die als «inhaltlich aus-
sichtslos» aussortiert wurden. Einige öffentlich-recht
liche Rundfunkräte und Intendanzen dokumentieren 

alle Beschwerden, andere nur wenige oder gar keine. 
Für Aufsichtsfälle von Medienanstalten zu überregio-
nal aktiven Medien existieren Zahlen – allerdings nur 
zu denjenigen Beschwerden, die zu Maßnahmen führ-
ten.

Zweitens dauert es unterschiedlich lange, bis die je-
weiligen Gremien Entscheidungen treffen und die In-
formationen dazu publik machen. Und drittens haben 
nicht alle Gremien und Institutionen auf Anfrage des 
Studienautors zusätzliche Zahlen und Informationen 
bereitgestellt. 

Zu den in der Studie verwendeten Begriffen: Um 
beurteilen zu können, inwiefern es Tendenzen bei Be-
schwerden und Entscheidungen gibt, habe ich eine 
inhaltliche Zuordnung vorgenommen und zwischen 
mutmaßlich «eher proisraelisch motiviert» bzw. «eher 
propalästinensisch motiviert» unterschieden. Mit ers-
teren sind Beschwerden gemeint, die etwa fehlende 
Empathie gegenüber israelischen Geiseln kritisieren, 
eine Verharmlosung des Terrorangriffs der Hamas am 
7. Oktober 2023 oder eine ungerecht harte Kritik an 
der israelischen Regierung beanstanden beziehungs-
weise Vorwürfe von (israelbezogenem) Antisemitis-
mus erheben. «Eher propalästinensisch motiviert» 
steht für Beschwerden, die fehlende Empathie gegen-
über Palästinenser*innen in Gaza oder Deutschland 
beziehungsweise eine Verharmlosung von Kriegsver
brechen durch die israelische Armee konstatieren oder 
Vorwürfe von antipalästinensischem Rassismus erhe-
ben. Diese Zuordnung bleibt spekulativ und ungenau; 
der Zusatz «eher …» soll dies signalisieren.

Zum Begriff Beschwerde: Zu einem einzelnen Bei-
trag kann eine einzige Beschwerde eingereicht wer-
den – es können aber auch Dutzende Beschwerden 
erfolgen. In dieser Studie bezeichnet «Beschwerde» 
nicht die einzelne Eingabe, sondern einen Beitrag, zu 
dem eine oder mehrere Beschwerde(n) eingereicht 
wurde(n). Wenn es explizit um einzelne Einreichungen 
geht, verwende ich den Begriff Einzelbeschwerde.

2  Die Anfragen gingen an den Presserat, beim ÖRR an die Gremiengeschäftsstellen 
der zwölf Rundfunkräte sowie an alle Intendanzen (wegen Programmbeschwerden, 
die nur auf Stufe 1 beantwortet wurden), außerdem an Arte, den ARD-Programm-
beirat und die ARD-Gremienvorsitzendenkonferenz; an alle 14 Medienanstalten so-
wie an die bundesweiten Gremien Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), 
Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) und jugendschutz.net.  3  Presserats-
Sitzungen sind nie, Medienrats-Sitzungen fast nie öffentlich.

http://jugendschutz.net
http://jugendschutz.net
http://jugendschutz.net
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Um Beschwerden über Beiträge in Printmedien inklu-
sive deren Onlineangebote kümmert sich der Pres-
serat, hinter dem ein Berliner Trägerverein steht. Die 
Journalist*innenverbände DJV (Deutscher Journalis-
ten-Verband) und dju (Deutsche Journalistinnen- und 
Journalisten-Union; gehört zu ver.di) sowie die Verle-
gerverbände BDZV (Bundesverband Digitalpublisher 
und Zeitungsverleger) und MVFP (Medienverband der 
freien Presse) entsenden Vertreter*innen als ehrenamt-
lich tätige Mitglieder in das Plenum des Presserats (das 
höchste Beschlussorgan) und in zwei Beschwerdeaus-
schüsse, die für journalistisch-inhaltliche Fragestellun-
gen zuständig sind.4 Eine hauptamtliche Geschäfts-
stelle unterstützt die Arbeit der Ausschüsse.

2.1  INSTITUTION UND VERFAHREN
Eine Beschwerde kann man über die Website des Pres-
serats oder per Brief einreichen. Sie muss sich auf ei-
nen konkreten Beitrag beziehen und es muss be-
gründet werden, warum der Beitrag gegen eine oder 
mehrere Norm(en) des Pressekodex verstößt. Be-
schweren können sich Einzelpersonen und Organisa-
tionen, egal ob mit Sitz im In- oder Ausland.

Der Pressekodex enthält 16 Ziffern.5 Beschwerden 
über die Nahost-Berichterstattung bezogen sich vor al-
lem auf folgende fünf Punkte:

(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschen-
würde: «Die Achtung vor der Wahrheit, die Wahrung 
der Menschenwürde und die wahrhaftige Unterrich-
tung der Öffentlichkeit sind oberste Gebote der Pres-
se. […]»

(2) Sorgfalt: «[…] Zur Veröffentlichung bestimmte In-
formationen in Wort, Bild und Grafik sind mit der nach 
den Umständen gebotenen Sorgfalt auf ihren Wahr-
heitsgehalt zu prüfen und wahrheitsgetreu wiederzu-
geben. […] Unbestätigte Meldungen, Gerüchte und 
Vermutungen sind als solche erkennbar zu machen. 
[…]»

(3) Richtigstellung: «Veröffentlichte Nachrichten 
oder Behauptungen, insbesondere personenbezoge-
ner Art, die sich nachträglich als falsch erweisen, hat 
das Publikationsorgan, das sie gebracht hat, unver-
züglich von sich aus in angemessener Weise richtig zu 
stellen. […]»

(8) Schutz der Persönlichkeit: «Die Presse achtet das 
Privatleben des Menschen und seine informationelle 
Selbstbestimmung. Ist aber sein Verhalten von öffent-
lichem Interesse, so kann es in der Presse erörtert wer-
den. […]»

(9) Schutz der Ehre: «Es widerspricht journalistischer 
Ethik, mit unangemessenen Darstellungen in Wort und 
Bild Menschen in ihrer Ehre zu verletzen.» (Presserat 
2025a)

Der Presserat kann zu folgenden Entscheidungen 
kommen:
– � eine öffentliche Rüge, verbunden mit  

der Aufforderung, sie zu veröffentlichen;
– � eine Missbilligung (bei größeren, aber noch  

nicht gravierenden Fehlern);
– � ein Hinweis (bei kleinen Fehlern, etwa einer  

falschen Bildunterschrift) oder
– � eine Zurückweisung der Beschwerde.
Trifft eine Beschwerde beim Presserat ein, kommt es 
zuerst zu einer Vorprüfung durch den Vorsitz des zu-
ständigen Beschwerdeausschusses und die Geschäfts-
stelle des Presserats. Hier können Beschwerden als un-
gültig oder aussichtslos eingeschätzt und aussortiert 
werden.6 

Die Referent*innen der Geschäftsstelle fügen meh-
rere Beschwerden zum selben Artikel zu einer «Be-
schwerdeakte» zusammen und bitten das betreffende 
Medium um eine Stellungnahme.

Bei inhaltlich «einfach gelagerten Fällen» entschei-
det ausschließlich der Vorsitz des Ausschusses (oder 
die Stellvertretung). Möglich ist bei einer solchen «Vor-
sitzenden-Entscheidung» allerdings nur ein «Hinweis» 
oder eine Ablehnung der Beschwerde.7 Standard
mäßig wird eine Beschwerde in einem der beiden acht-
köpfigen Beschwerdeausschüsse beraten und abge-
stimmt.8 Liegen bei einem Mitglied eines Ausschusses 
Interessenskonflikte vor, wird die betreffende Person 
von der Beratung und Entscheidung zur jeweiligen Be-
schwerde ausgeschlossen.9 Wenn mindestens zwei 
Mitglieder eines Beschwerdeausschusses es fordern, 
können sie erzwingen, dass die Entscheidung dem 
27-köpfigen Plenum des Presserats übergeben wird.

4  Hinzu kommt ein Beschwerdeausschuss für Schleichwerbung sowie ein Aus-
schuss für Datenschutzverstöße.  5  Dies sind: (1) Wahrhaftigkeit und Achtung 
der Menschenwürde, (2) Sorgfalt, (3) Richtigstellung, (4) Grenzen der Recherche, 
(5) Berufsgeheimnis, (6) Trennung von Tätigkeiten, (7) Trennung von Werbung 
und Redaktion, (8) Schutz der Persönlichkeit, (9) Schutz der Ehre, (10) Religion, 
Weltanschauung, Sitte, (11) Sensationsberichterstattung, Jugendschutz, (12) Dis-
kriminierungen, (13) Unschuldsvermutung, (14) Medizin-Berichterstattung, (15) 
Vergünstigungen, (16) Rügenveröffentlichung.  6  Gründe können etwa sein: Die 
Beschwerde enthält allgemeine Presseschelte oder Beleidigungen; der kritisierte 
Beitrag ist zu alt, der Presserat ist nicht zuständig oder das, was kritisiert wird, steht 
nicht im Artikel. Beschwerden können in der Vorprüfung außerdem als «offensicht-
lich unbegründet» eingestuft werden, weil Beschwerdeausschüsse vergleichba-
re Fälle bereits abgelehnt haben. Gegen das Ergebnis der Vorprüfung kann Wider-
spruch eingelegt werden, über den ein Beschwerdeausschuss entscheidet.  7  Der 
jeweilige Beschwerdeausschuss wird über alle Vorsitzenden-Entscheidungen (VE) 
informiert und kann verlangen, dass der Ausschuss einen Fall trotzdem als Ganzes 
entscheidet. Gegen eine VE kann außerdem durch den bzw. die Petent*in Wider-
spruch eingelegt und eine Behandlung im Beschwerdeausschuss verlangt wer-
den.  8  Welcher Ausschuss das ist, entscheidet sich danach, ob die letzte Ziffer 
des Aktenzeichens gerade oder ungerade ist.  9  Als befangen gelten Personen, 
«wenn der Gegenstand der Beschwerde sie selbst, ihren eigenen Verlag oder ih-
re eigene Redaktion betrifft» (§ 9 Beschwerdeordnung, Abs. 4; Presserat 2024b). 

http://ver.di
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Erwähnenswert ist außerdem: Indirekt ist der Pres-
serat auch für den einflussreichsten deutschen Me-
dienakteur zuständig – die Deutsche Presse-Agentur 
(dpa). Berufen sich Medien auf Informationen der dpa, 
richtet der Presserat die Beschwerde gegen sie.10

Ein Blick auf die Statistik: Im Jahr 2025 erreichten 
den Presserat 2.636 Einzelbeschwerden zu verschie-
denen Themen. Die Beschwerdeausschüsse entschie-
den über 614 Artikel und sprachen insgesamt 102 Rü-
gen aus.11

2.2 PRESSERAT UND  
NAHOST-BESCHWERDEN
Welche Beschwerden zur Nahost-Berichterstattung 
gab es seit Oktober 2023 und wie wurde über sie ent-
schieden? Eine Recherche in der Entscheidungsdaten-
bank12 des Presserats ergab 72 Entscheidungen, dar-
unter zwölf Rügen, acht Missbilligungen, 19 Hinweise 
und 33 Zurückweisungen als «unbegründet».13

Rügen des Presserats – das härteste Votum
Zwischen Oktober 2023 und Dezember 2025 sprach 
der Presserat zwölf Mal das härteste Urteil aus und er-
teilte eine öffentliche Rüge. Rügen richteten sich vor 
allem gegen ein reichweitenstarkes Boulevardme-
dium. Im Folgenden werden die betreffenden Artikel 
chronologisch aufgeführt und die erteilten Rügen er-
läutert.14 

(1) Bild-Zeitung und Bild.de: «NDR feiert  
Radikal-Rapper» (Artikel vom 23.10.2023)
«[XY]15 zu Unrecht als ‹Judenhass-Rapper› bezeich-
net»: Der Presserat rügte die Bild-Zeitung und Bild.de 

aufgrund ihrer Berichterstattung über den Rapper XY, 
die ihn als «Judenhass-Rapper» bezeichneten. Von ent-
sprechenden Äußerungen in den Songtexten aus sei-
ner Jugend hatte er sich bereits vor langer Zeit und 
mehrfach distanziert, was in den Beiträgen jedoch 
nicht berichtet wurde. Außerdem räumte die Redak
tion dem Rapper keine Gelegenheit ein, zu diesem Vor-
wurf Stellung zu nehmen (Presserat 2024c; anders als 
sonst üblich veröffentlichte der Presserat zu dieser Be-
schwerde keine Dokumentation).16

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(2) Sorgfalt und (9) Schutz der Ehre 

Abbildung 1: Der Deutsche Presserat tagt im September 2024 in der Hamburgischen  
Landesvertretung in Berlin am 19.09.24

Foto: Verena Brüning/Presserat

10  Prinzipiell gilt das «Agenturprivileg»: Medien müssen Informationen anerkann-
ter Nachrichtenagenturen nicht standardmäßig auf Richtigkeit überprüfen. Beru-
fen sich Redaktionen auf diesen Grundsatz, passiert laut Auskunft des Presserats 
Folgendes: «In diesem Fall stellt der Presserat das Verfahren gegen das Medium 
ein und eröffnet eines gegen die Agentur. Auf diese Weise nimmt etwa die dpa am 
Beschwerdeverfahren teil, obwohl sie als Nachrichtenagentur keine SVE [Selbst-
verpflichtungserklärung des Presserats] abgegeben hat.» (Mailauskunft der Presse-
stelle des Presserats vom 1.12.2025)  11  In den im Frühjahr veröffentlichten Jahres-
berichten trägt der Presserat Überblickszahlen zusammen, siehe für 2025 Presserat 
(o. D.a).  12  Presserat (o. D.b), Abfrage der Datenbank am 5.12.2025 und zuletzt am 
9.2.2026.  13  Zur Zählweise: Manchmal stellt der Presserat bei einer Entscheidung 
einen Verstoß gegen eine Ziffer des Pressekodex fest, verneint aber einen Verstoß 
gegen eine andere Ziffer. In solchen Fällen wurde bei der Zählung und in der folgen-
den Auflistung die jeweils schwerwiegendste Sanktion berücksichtigt. Das heißt: 
Wurde bei einer Entscheidung etwa ein Verstoß gegen Ziffer 1 (Wahrhaftigkeit) ge-
prüft und als unbegründet verworfen, aber wegen eines Verstoßes gegen Ziffer 2 
(Sorgfaltspflicht) ein Hinweis ausgesprochen, wird die betreffende Beschwerde als 
«Hinweis» gezählt.  14  Die Schilderungen der Rügen orientieren sich an den jeweili-
gen Rügenberichten, die der Presserat nach jeder Sitzung veröffentlicht (siehe bei-
spielsweise Presserat 2024c). Mit den Halbsätzen in Anführungsstrichen am An-
fang jeder Schilderung (etwa «Überschrift entsprach nicht den Tatsachen») hat der 
Presserat in seinen Rügenberichten die jeweilige Entscheidung zusammengefasst. 
Für die Schilderungen der Rügen wurden außerdem die einzelnen Beschwerdedo-
kumentationen des Presserats herangezogen.   15  Der Name des Rappers wird im 
Beschwerdebericht des Presserats genannt, hier jedoch aus Gründen des Persön-
lichkeitsschutzes nicht.  16  Als Quellen wird bei einer Rüge jeweils zuerst auf den 
Beschwerdebericht des Presserats verwiesen (der die Rüge enthielt) sowie – falls 
verfügbar – auf die einzelnen Entscheidungs-Dokumentationen. 
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(2) Bild.de: «Tausende brüllen: ‹Israel bombar-
dieren!›» (Artikel vom 4.11.2023)
«Überschrift entsprach nicht den Tatsachen»: Die Rü-
ge erhielt Bild.de, weil das Boulevardmedium «Tausen-
de riefen: ‹Israel bombardieren!›» getitelt und dies auch 
im Bericht über eine propalästinensische Demonstra-
tion behauptet hatte (siehe Abb. 2).17 Die Redaktion 
räumte in einer Stellungnahme ein, dass dieser Ruf nur 
aus einer Gruppe von mehreren Dutzend Demonstrie-
renden gekommen sei, die Masse habe hingegen «Is-
rael bombardiert, Deutschland finanziert» gerufen. Aus 
Sicht des Presserats waren daher die Überschrift und 
die Behauptung falsch; sie hätten einen falschen Ein-
druck von der propalästinensischen Demonstration er-
zeugt (Presserat 2024c, 2024d).

  Rüge des Presserats wegen Verstoßes gegen  
(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde

(3) Bild.de: «Fahrer trug Palästinenser-Tuch:  
Wie gefährlich war Ricarda Langs Taxifahrt?»  
(Artikel vom 19.8.2024)
«Spekulationen über die Gefährlichkeit eines Taxifah-
rers»: Der Artikel zeigte die ehemalige Grünen-Chefin Ri-
carda Lang in einem Taxi, dessen Fahrer ein grün-weiß 
gemustertes Tuch auf dem Kopf trägt – laut Redaktion 
ein «Palästinensertuch», ein «Erkennungszeichen der Is-
rael-Feinde». Das nahm die Redaktion zum Anlass für 
Vermutungen über die Gefährlichkeit des Fahrers. Der 
Presserat wies darauf hin, dass tatsächliche Anhalts-
punkte für die Spekulation im Artikel fehlten. Zudem ha-
be es die Redaktion versäumt, den betreffenden Taxifah-
rer, der auf dem Foto erkennbar war, mit dem Vorwurf zu 
konfrontieren (Presserat 2024e, 2024f).

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde, 
(2) Sorgfalt und (8) Schutz der Persönlichkeit

(4) Hamburger Morgenpost und mopo.de:  
«Der Arzt, dem die Islamisten vertrauen»/ 
«Ist dieser Hamburger Arzt Kopf einer verbotenen 
islamistischen Bewegung?» (Datum unklar)
«Falschdarstellung über entlassene Staatssekretä-
rin»: Ein Artikel über einen Hausarzt, dem vorgewor-
fen wurde, Mitglied einer verbotenen islamistischen 
Bewegung zu sein, erwähnte auch dessen Schwes-
ter, was zeige, dass der Arzt in seiner Familie «mit sei-
ner islamistischen Denke nicht alleine» sei. Es hieß, die 
Schwester habe ihr Amt als Richterin niederlegen müs-
sen, weil sie sich öffentlich radikal über die Vernich-
tung Israels geäußert habe. Tatsächlich hatte sie ihr 
Amt als Staatssekretärin wegen eines israel-kritischen 
Instagram-Beitrags verloren, nicht aber, wie behaup-
tet, ihr Amt als Richterin (Presserat 2025b, 2025c).

  Rüge des Presserats wegen Verstoßes gegen  
(2) Sorgfalt

(5) Bild.de: «Die Hatz auf Juden ist wieder  
ausgebrochen» (Artikel vom 8.11.2024)
«Gravierenden Fehler nicht korrigiert»: Die Redaktion 
berichtete über Ausschreitungen im Umfeld des Fuß-
ballspiels Ajax Amsterdam gegen Maccabi Tel Aviv. Ein 
Foto zeigte dunkel gekleidete Personen, dazu schrieb 
Bild.de: «Judenhasser jagten in der Nacht auf Freitag 
israelische Fußballfans durch Amsterdam, mindestens 
fünf Menschen wurden verletzt.» Tatsächlich war das 
Gewaltverhältnis falsch dargestellt: Das Bild zeigte, wie 
Maccabi-Fans einen Niederländer angriffen (Presserat 
2025b, 2025d).

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(2) Sorgfalt und (3) Richtigstellung

17  Im Rügenbericht heißt es «Tausende riefen», im online auffindbaren Artikel (sie-
he Abb. 2) hingegen «Tausende brüllen».

Abbildung 2: Artikel in der Onlineausgabe der Bild-Zeitung vom 4. November 2023

Screenshot von bild.de. Quelle: https://web.archive.org, nach: Lier et al. 2023a
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(6) Bild.de: «Flaggen-Fauxpas um Bundestags-Vize 
Özoğuz» (Artikel vom 27.12.2024)
«Politikerin umstrittene Botschaft unterstellt»: Die Re-
daktion schrieb, die damalige Bundestagsvizepräsi-
dentin Aydan Özoğuz (SPD) habe sich auf dem Kar-
riereportal LinkedIn in einem Bild gezeigt, das so 
komponiert gewesen sei, dass die Farben der paläs-
tinensischen Flagge zu erkennen waren. Tatsächlich 
handelte es sich um einen Bildausschnitt, in dem die 
Farben Schwarz und Rot der Deutschlandflagge zu se-
hen waren. Özoğuz stand in einem weißen Blazer vor 
einem türkisgrünen Hintergrund. Der Presserat sah 
keine Anhaltspunkte dafür, dass die Politikerin mit den 
Farben gezielt eine politische Botschaft setzen wollte 
(Presserat 2025e, 2025f).

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschen-
würde und (2) Sorgfalt

(7) B.Z.: «Hamas-Schläfer horteten Waffen  
für Terror-Anschläge» (Artikel vom 26.2.2025)
«Unzulässige Fotos in Bericht über Terrorprozess»: Die 
Redaktion berichtete über den Auftakt eines Strafpro-
zesses gegen mutmaßliche Hamas-Unterstützer, de-
nen vorgeworfen wurde, Waffen- und Munitionsde-
pots zur Vorbereitung von Anschlägen angelegt zu 
haben. Zum einen zeigte die Berichterstattung ein Fo-
to der vorsitzenden Richterin. Aufgrund der besonde-
ren Gefährdungslage hatte das Gericht das allerdings 
verboten. Nicht zulässig nach Meinung des Presserats 
war zum anderen die unverpixelte Abbildung eines der 
Angeklagten. Da der Prozess noch am Anfang stand, 
war das zu diesem Zeitpunkt nicht zulässig (Presserat 
2025g, 2025h).

  Rüge des Presserats wegen Verstoßes gegen  
(8) Schutz der Persönlichkeit

(8) Bild.de: «Hamas-Anhänger huldigen  
Terror-Chef» (Artikel vom 27.2.2025)
«Redaktion unterstellt Café-Besuchern, sie würden Ha-
mas huldigen»: Bild.de nahm Bezug auf ein Video aus 
den sozialen Medien, in dem Männer in einem Berliner 
Lokal die Fernsehansprache eines Hamas-Sprechers 
verfolgen. Laut Presserat verfolgten die Männer die-
se Ansprache neutral und ohne erkennbare Gemüts-
regungen. Das passe nicht zur Schlagzeile, sie hätten 
dem Hamas-Führer gehuldigt. Auch fehlten dem Pres-
serat Belege für die Behauptung, die Rede sei von ei-
nem libanesischen Propagandakanal übertragen wor-
den (Presserat 2025g, 2025i).

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschen-
würde und (8) Schutz der Persönlichkeit

(9) DIE ZEIT und ZEIT Online: «Morbus Israel» 
(Ausgabe 27 der ZEIT; ZEIT Online vom 25.6.2025)
«‹Witz› legt nahe, ‹auf Araber zu schießen›»: Eine Ko-
lumne schloss mit einer im Stil eines Witzes («Kommt 
ein Israeli zum Arzt ...») erzählten Passage, in der ein 
Arzt einem israelischen Soldaten davon abrät, sei-
nem Impuls zu folgen und nicht «auf Araber zu schie-
ßen». Laut Presserat legte der Text die Begehung von 
Kriegsverbrechen nahe. Zivile Opfer würden «zu blo-
ßen Objekten herabgewürdigt und entmenschlicht». 
Der Beitrag wurde später von der Redaktion gelöscht 
(Presserat 2025j, 2025k).

  Rüge des Presserats wegen Verstoßes gegen  
(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde 

(10) Bild.de: «Alle reden über Gaza, aber nicht  
über die Wahrheit» (Artikel vom 28.7.2025)
«Kommentar mit irreführenden Tatsachenbehauptun-
gen zur Situation in Gaza»: In dem Meinungsbeitrag 
hieß es, deutsche Medien würden gefälschte Zahlen 
zu den Todesopfern im Gazastreifen zitieren. Die Pas-
sage suggeriere, so der Presserat, palästinensische Be-
hörden würden die Angaben systematisch überhöhen. 
Für diese Deutung fehle es jedoch an Anhaltspunkten. 
Der Presserat bezog sich außerdem auf ein Foto einer 
Palästinenserin mit einem abgemagerten Kleinkind auf 
dem Arm. Der Autor des Kommentars verwies auf die 
schweren Vorerkrankungen des Jungen und schrieb, 
das Foto gehöre «zum Propaganda-Arsenal der Hamas 
und ist eine Lüge». Der Meinungsbeitrag lege irrefüh-
renderweise nahe, es gebe keine Hungersnot in Gaza, 
so der Presserat (Presserat 2025j, 2025l).

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(1) Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschen-
würde und (2) Sorgfalt 

(11) Welt.de: «Diese Kinder sind Opfer des viralen 
Dschihads der Hamas» (Artikel vom 31.7.2025)
«Bilder abgemagerter Kinder als Propaganda darge-
stellt»: Wegen eines thematisch sehr ähnlichen Gast-
beitrags (siehe Abb. 3) wurde Welt.de gerügt. Die Au-
torin schrieb, die kriegsbedingte Hungersnot habe 
nichts mit dem tatsächlichen Zustand der Kinder zu 
tun. Sie suggerierte, dass tatsächlich ein Gendefekt da-
für verantwortlich sei. Der Beschwerdeausschuss wer-
tete diese Darstellungen als nicht belegte Behauptun-
gen (Presserat 2025j, 2025m).

  Rüge des Presserats wegen Verstoßes gegen  
(2) Sorgfalt 
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(12) Bild.de: «Als Journalist getarnter Terrorist  
in Gaza getötet» (Artikel vom 11.8.2025)
«In Gaza getöteter Korrespondent Al-Sharif: Medium 
übernimmt unzureichend belegte Tatsachenbehaup-
tung»: Zu diesem Artikel über die Tötung des palästi-
nensischen Al-Jazeera-Korrespondenten Al-Sharif 
durch die israelische Armee gingen insgesamt 328 Be-
schwerden ein. Im Artikel hieß es, Al-Sharif sei laut der 
israelischen Armee «Anführer einer Zelle der Terroror-
ganisation Hamas» gewesen. Diese Darstellung erhob 
das Medium in der ersten Version der Überschrift zur 
Tatsache, nannte aus Sicht des Presserats jedoch kei-
ne hinreichenden Belege für diese Behauptung. Das 
sei nicht zulässig gewesen; der Presserat stellte klar: 
«Die IDF [Abkürzung für ‹Israel Defense Forces›] ist als 
Kriegspartei aber keine zuverlässige oder privilegierte 
Quelle.» (Presserat 2025j, 2025n, 2025o)

  Rüge des Presserats wegen Verstößen gegen  
(2) Sorgfalt und (9) Schutz der Ehre 

Missbilligungen des Presserats –  
mittelschwere Verstöße
Zwischen Oktober 2023 und Dezember 2025 sprach 
der Presserat acht Mal eine Missbilligung aus – ein Ver-
stoß wird angeprangert, gilt aber nicht als gravierend 
genug für eine Rüge.

(13) vermutlich18 Focus online: «Mehrere Polizisten 
und Fotografen mit Faustschlägen und Fußtritten 
angegriffen» (Artikel vom 8.9.2024)
Die Redaktion berichtete über angebliche Ausschrei-
tungen bei einer propalästinensischen Demonstration 
in Berlin-Kreuzberg sowie über einen Terrorverdächti-
gen als Teilnehmer. Nachdem die Beschwerde erst ab-
gelehnt worden war, legte der Petent E-Mail-Aussagen 
der Berliner Polizei vor, die aus Sicht des Presserats die 
Zweifel an der Darstellung untermauerten (Presserat 
2025p).19

  Missbilligung des Presserats wegen  
Verstößen gegen (1) Wahrhaftigkeit und Achtung 
der Menschenwürde und (2) Sorgfalt

18  Bei Missbilligungen, Hinweisen und abgelehnten Beschwerden nennt der Pres-
serat die betroffenen Medien nicht. Zur Recherche wurden die in den Beschwer-
dedokumenten genannten Überschriften in eine Suchmaschine eingegeben; bei 
Treffern wurde geprüft, ob das im Dokument genannte Datum «stimmt» und ob die 
in den Dokumenten genannten direkten Zitate enthalten sind. Es ist nicht zu 100 % 
sicher, aber sehr wahrscheinlich, dass es sich um das genannte Medium handelt. 
Diese Unsicherheit soll das Wort vermutlich signalisieren.  19  Bei den folgenden 
Missbilligungen, Hinweisen und Zurückweisungen wird jeweils auf die Entschei-
dungsdokumentationen des Presserats verwiesen.

Abbildung 3: Artikel in der Onlineausgabe der Tageszeitung Die Welt vom 31. Juli 2025

Screenshot von welt.de. Quelle: www.welt.de, nach: Sucharewicz 2025
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(14) vermutlich B.Z.: «Gaza-Clan schleust Hamas-
Anhänger nach Berlin» (Artikel vom 22.10.2024)
Die Beschwerde kritisierte die identifizierende Bericht-
erstattung über junge Männer, die wegen der Teilnah-
me an israel-kritischen Protesten mit Hamas-Aktivitä-
ten in Verbindung gebracht wurden. Bei drei der fünf 
identifizierten Personen gab es laut Presserat kein 
überwiegendes öffentliches Interesse, was eine sol-
che Berichterstattung rechtfertigen würde, sondern 
lediglich Sympathien beziehungsweise Festnahmen 
aufgrund geringfügiger Vorwürfe. Nur bei zwei Betrof-
fenen, darunter ein prominenter Influencer, sei sie zu-
lässig gewesen (Presserat 2025q, Presserat 2025r). 

  Missbilligung des Presserats wegen Verstoßes 
gegen (8) Schutz der Persönlichkeit

(15) vermutlich Bild.de: «Das ist der Syrer, der 
3 Behörden attackierte» (Artikel vom 23.04.2025)
Ein Artikel identifizierte einen 48-jährigen syrischen 
Mann vollständig, der das Kanzleramt, das Bundes-
innenministerium und das Bundesverfassungsge-
richt mit Steinen beworfen hatte, um auf seine Ver-
fassungsbeschwerde zum Gaza-Konflikt aufmerksam 
zu machen. Es habe sich bei den Taten jedoch nicht 
um schwere Straftaten gehandelt, sondern um Sach-
beschädigungen, die lediglich mit einer Geldstrafe ge-
ahndet wurden. Daher sei die identifizierende Bericht-
erstattung nicht durch ein überwiegendes öffentliches 
Interesse gedeckt und eine Anonymisierung notwen-
dig gewesen (Presserat 2025s).

  Missbilligung des Presserats wegen  
Verstoßes gegen (8) Schutz der Persönlichkeit

(16) vermutlich Bild (auf YouTube): «Iran greift  
Israel an: Angebliche Hyperschall-Raketen treffen 
Haifa» (Artikel vom 16.6.2025)
Die Boulevardzeitung zeigte in einem YouTube-Video 
Raketenangriffe auf eine israelische Stadt und ver-
wendete KI-generierte Bilder brennender Häuser. Sie 
machte die KI-Herkunft jedoch nicht kenntlich. Bild 
korrigierte den Fehler schnell. Trotzdem wertete der 
Presserat das Zeigen von Fake-Material als schwerwie-
gend. Die Pflicht zur Prüfung der Echtheit bestehe be-
reits vor einer Veröffentlichung (Presserat 2025t).

  Missbilligung des Presserats wegen  
Verstoßes gegen (2) Sorgfalt

(17) vermutlich Jüdische Allgemeine: «Die UNRWA 
ist komplett von der Hamas durchseucht»  
(Artikel vom 23.6.2025)
Es handelte sich um ein Interview mit dem ehemali-
gen Entwicklungsminister Dirk Niebel, der behauptete, 
Israel sei das «einzige […] Land in der Geschichte der 
Menschheit», das die Bevölkerung des angreifenden 
«Tätervolkes» ernähren müsse. Die Beschwerdeführe-
rin argumentierte, dass diese Aussage völkerrechtlich 

falsch sei, da die Genfer Konvention Besatzungsmäch-
te zur Versorgung verpflichte. Der Presserat mein-
te dazu: Die Redaktion hätte die falsche Tatsachen-
behauptung des Interviewpartners richtigstellen oder 
einordnen müssen (Presserat 2025u).

  Missbilligung des Presserats wegen  
Verstößen gegen (2) Sorgfalt und (3) Pflicht  
zur Richtigstellung

(18) vermutlich Nordwest-Zeitung: «Israel ist  
die falsche Adresse» (Artikel vom 25.7.2025)
In einem Kommentar wurde behauptet, dass «eine ulti-
mative Waffe der Hamas u. a. schon immer eine maß-
lose Übertreibung der Opferzahlen» gewesen sei. Wei-
ter hieß es, «dass Tote an den Verteilerpunkten von 
Hilfsgütern vielfach Opfer von Hamas-Heckenschüt-
zen waren». Laut Presserat wurden diese beiden Be-
hauptungen nicht ausreichend belegt. Es gebe ernst-
zunehmende Indizien dafür, dass die Darstellungen 
nicht korrekt seien (Presserat 2025v).

  Missbilligung des Presserats wegen Verstoßes 
gegen (2) Sorgfalt

(19) vermutlich Bild.de: «Dieser Gaza-Fotograf insze-
niert die Hamas-Propaganda» (Artikel vom 5.8.2025)
In einem Artikel wurde ein Fotograf als «getarnter Ak-
tivist» bezeichnet und sein Berufsstatus durch Anfüh-
rungszeichen infrage gestellt. Laut Presserat war diese 
Darstellung nicht ausreichend belegt und die journa-
listische Glaubwürdigkeit des Mannes sei ohne hin-
reichende Beweise angegriffen worden (Presserat 
2025w).

  Missbilligung des Presserats wegen Verstoßes 
gegen (2) Sorgfalt und (9) Schutz der Ehre

(20) vermutlich Focus: «Die Israel-Tränen von  
Merz verdecken die brisante politische Realität» 
(Artikel vom 16.9.2025)
Ein auf YouTube veröffentlichter Video-Kommentar 
behauptete, die Palästinensische Autonomiebehörde 
wolle Israel abschaffen und die Regierung Merz plane 
«unkonditioniert» die Anerkennung eines Staates Pa-
lästina. Beide Aussagen hielt der Presserat für sachlich 
falsch (Presserat 2025x).

  Missbilligung des Presserats wegen Verstoßes 
gegen (2) Sorgfalt

Hinweise des Presserats – bei kleineren Fehlern
Zudem sprach der Presserat im Betrachtungszeitraum 
der Studie 19 Hinweise aus. Dabei lehnte der jeweilige 
Beschwerdeausschuss manchmal andere, härtere Vor-
würfe ab und erteilte aufgrund von als eher geringfügig 
angesehenen Ungenauigkeiten und Fehlern «nur» Hin-
weise. Zehn Entscheidungen über «einfach gelagerte» 
Fälle fielen im Rahmen einer Vorsitzenden-Entschei-
dung (VE). 
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(21) vermutlich Bild.de: «Eine neue Dimension  
des Grauens» (Artikel vmtl. vom 10.10.2023)
In einem Kommentar hieß es über einen Kibbuz: «Der 
Ort, an dem Hamas 40 Babys und Kinder abgeschlach-
tet hat. Geköpft.» Der Beschwerdeausschuss war der 
Meinung, dass diese Information («geköpft») nicht als 
gesichert angesehen werden konnte (Presserat 2024g).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt

(22) vermutlich Jüdische Allgemeine:  
«Berichte von enthaupteten Babys schockieren  
die Welt» (Artikel vom 11.10.2023)
Der Artikel behauptete in der Unterzeile, die Hamas ha-
be «Babys und Frauen geköpft». Als Quelle wurde eine 
Reporterin genannt, die die israelische Armee beglei-
tet hatte. Laut Presserat war die postulierte Todesursa-
che «Enthauptung bei Babys» nicht ausreichend belegt 
(Presserat 2024h).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes  
gegen (2) Sorgfalt, VE

(23) vermutlich nd (ehemals neues deutschland): 
«Wagenknecht schürt in Halle Ängste vor  
Wohlstandsverlust» (Artikel vom 24.10.2023)
Ein freier Journalist, der auf dem Podium einer Ver-
anstaltung von Sahra Wagenknecht (BSW) in Halle 
saß, wurde als «Hamas-Fan» bezeichnet; frühere Aus-
sagen von ihm wurden im Präsens zitiert, obwohl er 
sich mittlerweile von ihnen distanziert hatte (Presse
rat 2024i).

  Hinweis des Presserats wegen Verstößen gegen 
(2) Sorgfalt und (3) Pflicht zur Richtigstellung 

(24) vermutlich tagesspiegel.de:  
«Drei Monate nach den Massakern des  
7. Oktober» (Artikel vom 6.1.2024)
Die Kolumne bezeichnete das Instagram-Projekt 
«Landpalestine» als «Fake-News-Schleuder». Als Be-
leg diente eine automatisch gelöschte Story über die 
Tötung von Nova-Festival-Besucher*innen durch israe-
lische Kampfhubschrauber. Die Redaktion versäumte, 
die Story als Beleg zu sichern (Presserat 2024j).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes  
gegen (2) Sorgfalt 

(25) vermutlich taz.de: «Schlechter Helfer»  
(Artikel vom 2.2.2024)
In einer Kolumne wurde behauptet, die Hamas habe 
Kleinkinder geköpft. Der Beschwerdeführer kritisierte, 
dass diese Tatsachenbehauptung umstritten sei (Pres-
serat 2024k).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes  
gegen (2) Sorgfalt, VE

(26) vermutlich tagesspiegel.de: «Israels Militär  
will 11 Millionen US-Dollar im Schifa-Krankenhaus 
gefunden haben» (Artikel vom 20.3.2024)
Der Artikel berichtete über den Fund von angeblich 

11 Millionen US-Dollar, tatsächlich waren es 11 Millio-
nen Schekel (etwa 2,7 Mio. US-Dollar) (Presserat 2024l).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt, VE

(27) vermutlich FAZ: «Antisemiten mit bestem 
Gewissen» (Artikel vom 5.4.2024)
Der Gastbeitrag behauptete, dass eine Solidaritäts
erklärung von Hochschuldozierenden mit Palästi
nenser*innen «vor jeglicher militärischen Reaktion Is-
raels» unterzeichnet worden sei. Die Beschwerde wies 
auf frühe militärische Reaktionen Israels hin (Presserat 
2024m).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt, VE

(28) vermutlich Schwäbische Zeitung:  
«Attackierte Klinik war laut Israel Hamas-Zentrale» 
(Artikel vom 15.4.2025)
Eine Zeitung gab eine Äußerung der israelischen Ar-
mee wieder, es habe beim Angriff keine zivilen Opfer 
gegeben, verschwieg jedoch Informationen aus der-
selben Agenturmeldung über den Tod eines Kindes 
(Presserat 2025y).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes  
gegen (2) Sorgfalt

(29) Bild-Zeitung und Bild.de: «Die UniversiTÄTER» 
(Artikel vom 10.5.2024)
Der Artikel verurteilte die Unterzeichner*innen eines 
offenen Briefs gegen Polizeieinsätze an Berliner Uni-
versitäten. In einer Bildunterschrift wurden die Univer-
sitäten HU Berlin (Humboldt-Universität zu Berlin) und 
FU Berlin (Freie Universität Berlin) verwechselt (Presse-
rat 2024n, 2024o und 2024p).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes  
gegen (2) Sorgfalt, VE

(30) vermutlich stern.de: «Haben ‹zur Vernichtung  
eines ganzen Volkes aufgerufen›: Experte über  
‹Palästina Solidarität [Stadt] ›» (Artikel vom 
16.5.2024)
In der Schlagzeile eines Video-Interviews hieß es, eine 
verbotene Gruppe habe zur «Vernichtung eines ganzen 
Volkes» aufgerufen. Tatsächlich sprach der Interview-
partner von der Vernichtung eines Staates (Presserat 
2025z).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt, VE

(31) vermutlich Der Spiegel: «Gaza-Krieg: Knapp 
70 Prozent der Todesopfer sollen Frauen und Kinder 
sein» (Artikel vom 8.11.2024)
Der Artikel stellte den Opferzahlen aus palästinensi-
scher Quelle niedrigere, UN-verifizierte Zahlen entge-
gen. Auch nach einer Änderung des Artikels blieb die 
Passage irreführend (Presserat 2025aa).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt, VE

http://Bild.de:
http://tagesspiegel.de:
http://taz.de:
http://tagesspiegel.de:
http://Bild.de:
http://stern.de:
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(32) vermutlich FAZ: «Die ‹Judenjagd› und ihre 
Vorgeschichte» (Artikel vom 10.11.2024)
Laut Artikel gingen der Gewalt gegen israelische Fuß-
ballfans Angriffe und Provokationen von Fans des Ver-
eins Maccabi Tel Aviv voraus. Die Beschwerde wurde 
von «eine[r] amerikanische[n] Gesellschaft eingelegt, 
welche sich für eine korrekte Berichterstattung über 
den Mittleren Osten einsetzt». Kritisiert wurde die Be-
hauptung, dass es Videobeweise der Gesänge gebe 
(Presserat 2025ab).

  Hinweis des Presserats wegen Verstößen gegen 
(2) Sorgfalt und (3) Pflicht zur Richtigstellung, VE

(33) vermutlich Siegener Zeitung: «Universität 
Siegen: Eklat um Palästinensertücher bei  
Doktoranden-Feier» (Artikel vom 14.11.2024)
Eine Lokalzeitung berichtete über einen vermeint-
lichen «Eklat», der entstanden sei, weil bei einer 
Doktorand*innen-Feier zwei Personen eine Kufiya ge-
tragen hatten. Es gab jedoch keinen Eklat, da das Tra-
gen der Kufiya auf der Veranstaltung nicht thematisiert 
wurde (Presserat 2025ac).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt

(34) vermutlich Frankfurter Rundschau: «‹Im Nahen 
Osten wird die Hölle losbrechen›: Trump erneuert 
Drohung an Hamas» (Artikel vom 8.1.2025)
Der Artikel bezeichnete den Überfall der Hamas als 
«Razzia», was die Beschwerde als verharmlosend kri-
tisierte. Laut Redaktion handelte es sich um eine au-
tomatisierte Übersetzung. Dem entgegnete der Pres-
serat, auch dafür sei die Redaktion verantwortlich 
(Presserat 2025ad).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt, VE

(35) vermutlich Hamburger Morgenpost: 
«Hamburger Musikerin wegen Terror-Unterstützung 
vor Gericht» (Artikel vom 13.6.2025) 
Der Begriff «Terror-Unterstützung» ist laut Presserat irre-
führend, da es im Prozess nicht um die Unterstützung ei-
ner terroristischen Vereinigung, sondern um das Verwen-
den verbotener Kennzeichen ging (Presserat 2025ae).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt

(36) vermutlich Lausitzer Rundschau:  
«Konto gehackt? Für Andreas Büttner nur  
‹vorgeschoben›» (Artikel vom 17.6.2025)
In einem Interview zu einem Facebook-Post einer 
Schneiderei bezweifelte Brandenburgs Antisemitis-
musbeauftragter die Erklärung des Besitzers, das Kon-
to sei gehackt worden, und verwies auf dessen angeb-
liche Nähe zu den Grauen Wölfen. Laut Presserat hätte 
die Redaktion den Betroffenen zu diesem Vorwurf an-
hören müssen (Presserat 2025af).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt

(37) (unbekannt): «Darf Israel Chamenei töten?»  
(Artikel vom 21.6.2025)
Dem Interview einer Nachrichtenagentur fügte die Re-
daktion einen eigenen Untertitel hinzu: «Völkerrecht-
ler halten Angriff auf Irans Oberhaupt für hinnehmbar. 
Aber es gibt Grenzen». Tatsächlich sei lediglich ein Ex-
perte befragt worden, dessen Aussage zudem verkürzt 
wiedergegeben worden sei (Presserat 2025ag).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt

(38) vermutlich Bild.de: «Macron will Palästinenser-
Staat anerkennen» (Artikel vom 24.7.2025) 
Der Artikel behauptete, Großbritannien lehne die Aner-
kennung eines palästinensischen Staates ab. Tatsäch-
lich verweigerte das Land lediglich die unilaterale Aner-
kennung (Presserat 2025ah).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt, VE

(39) vermutlich Zeit Online: «Freunde für immer – 
oder?» (Artikel vom 13.8.2025)
Der Text nannte den israelischen Politiker Mosche Feig-
lin einen «Likud-Politiker». Zum Zeitpunkt der Bericht-
erstattung war er jedoch nicht mehr Mitglied der Partei 
(Presserat 2025ai).

  Hinweis des Presserats wegen Verstoßes gegen 
(2) Sorgfalt

Als unbegründet abgelehnte Beschwerden 
Im Zeitraum von Oktober 2023 bis Dezember 2025 
lehnte der Presserat 33 Beschwerden als unbegrün-
det ab, acht davon im Rahmen einer Vorsitzenden-Ent-
scheidung. Im Folgenden werden die entsprechenden 
Artikel chronologisch aufgeführt. Auf den ursprüngli-
chen Titel des Beitrags folgt in der Auflistung jeweils 
die Kurzzusammenfassung des Presserats.20

(40) vermutlich tageszeitung, 10.10.2023: «Der ewi-
ge Israeli» – «Satirischer Beitrag verletzt nicht die pres-
seethischen Grundsätze» (Presserat 2024q)

(41) vermutlich Bild-Zeitung, 11.10.2023: «Sie schnitten 
Babys die Köpfe ab!» – «Drastische Überschrift nach Ha-
mas-Massaker ist nicht zu sensationell» (Presserat 2024r)

(42) vermutlich tagesspiegel.de, vmtl. 8.12.2023: 
«Mitarbeitern aus Gaza wird Einreise verweigert» – 
«Bericht über Einsatz des deutschen Verfassungs-
schutzes in Ägypten war korrekt» (Presserat 2024s)

(43) vermutlich nd (ehemals neues deutschland), 
15.1.2024: «Kein Mord wegen Gaza-Postings» – «Re-
daktion stellt keine falsche Tatsachenbehauptung auf» 
(Presserat 2024t)

20  Diese Kurzzusammenfassung (etwa «Satirischer Beitrag verletzt nicht die pres-
seethischen Grundsätze») ist als Titel sichtbar, wenn man in der Entscheidungsda-
tenbank des Presserats (Presserat o. D.b) nach den jeweiligen Aktenzeichen von 
Beschwerden sucht.

http://Bild.de:
http://tagesspiegel.de
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(44) vermutlich FAZ, 2.3.2024: «Die Angst vor den be-
waffneten Siedlern» – «Reportage über Leben eines 
Palästinensers im Westjordanland ist nicht einseitig» 
(Presserat 2024u)

(45) vermutlich tageszeitung, 8.3.2024: «Frauentag, 
my ass» – «Kein presseethischer Verstoß, da Aussage 
im Kontext zu lesen ist»; VE (Presserat 2024v)

(46) vermutlich Frankfurter Rundschau, 3.4.2024: 
«Frankfurt: Krieg und Frieden» – «Redakteur durfte sich 
auf eigene Wahrnehmung und Rückversicherung bei 
Dritten verlassen»; VE (Presserat 2024w)

(47) vermutlich Bild-Zeitung, 23.4.2024: «Skandal-Be-
richt spricht Terror-Behörde der UNO frei» – «UNRWA 
darf als ‹Terror-Behörde› bezeichnet werden» (Presse-
rat 2024x)

(48) vermutlich Spiegel Online, 25.4.2024: «Jetzt er-
teilen auch noch die Nazi-Enkel Ratschläge» – «Kom-
mentar zur Israel-Berichterstattung des Guardian von 
Meinungsfreiheit gedeckt» (Presserat 2024y)

(49) vermutlich Berliner Zeitung, 10.5.2024: «Neu-
kölln: Streit um Broschüre ‹Mythos Israel 1948› an 
Schulen entbrannt» – «Äußerung klar als Wiedergabe 
einer Parteiposition erkennbar» (Presserat 2024z)

(50/51) vermutlich Bild-Zeitung und Bild.de (sowie 
auf Youtube), 16.5.2024: «Häuser von Hamas-Unter-
stützern durchsucht: Schlag gegen Judenhasser im 
Morgengrauen» – «An Bildern von und Informationen 
zu Einsatzort einer Razzia überwiegt öffentliches Infor-
mationsinteresse» (Presserat 2025aj, 2025ak)21

(52) vermutlich WAZ, 16.5.2024: «Razzia in [Stadt]: 
Ministerium verbietet Hamas-Unterstützer» – «An Bil-
dern von und Informationen zum Einsatzort einer Raz-
zia überwiegt öffentliches Informationsinteresse» 
(Presserat 2025al)

(53) vermutlich Junge Welt, 17.5.2024: «Kartoffel
zionist des Tages: [Vorname] aus [Name der Stadt]» – 
«Scharfe Satire gegen eine Person, die selbst die Öf-
fentlichkeit sucht, ist presseethisch legitim» (Presserat 
2024aa)

(54) vermutlich B.Z. 29.5.2024: «Besser kontrollieren, 
wer eingebürgert wird! – «Tauhid-Geste als ‹Islamisten-
Gruß›: Meinung von hinreichenden tatsächlichen An-
knüpfungspunkten gedeckt» (Presserat 2024ab)

(55) vermutlich Bild-Zeitung, 5.10.2024: «Weißt Du ei-
gentlich, was Du da trägst, Justin?» – «Bezeichnung 
des Palästinensertuchs als ‹Terror-Tuch› wird hinrei-
chend eingeordnet»; VE (Presserat 2024ac)

(56) vermutlich FAZ, 6.10.2024: «Hass tarnt sich als 
Kritik» – «ausreichend Tatsachenanknüpfungspunkte 
für Meinungsäußerung über UN-Generalsekretär und 
UN-Sonderberichterstatterin»; VE (Presserat 2024ad)

(57) vermutlich Bild.de oder bz-berlin.de,22 8.10. 
2024: «Judenhasser-Camp vor Thunberg-Besuch ge-
räumt» –«ausreichend Tatsachenanknüpfungspunkte 
für die Bezeichnung eines Pro-Palästinenser-Camps als 
‹Judenhasser-Camp›»; VE (Presserat 2024ae)

(58) (unbekannt), 8.10.2024: [abgedruckter Leser-
brief] – «Redaktionelle Einordnung eines Leserbriefs 
war nicht zwingend notwendig» (Presserat 2025am)

(59) vermutlich Süddeutsche Zeitung, 8.11.2024: «‹Ei-
ne pechschwarze Nacht› für Amsterdam» – «Berichter-
stattung entsprach dem verifizierten Kenntnisstand zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung»; VE (Presserat 2025an)

(60) vermutlich Welt.de, 5.12.2024: «Die größte Be-
drohung geht von Türken, Arabern und linken Warmdu-
schern aus» – «Antisemitismus: Überschrift zu Arabern 
und Türken ist nicht diskriminierend» (Presserat 2025ao)

(61) vermutlich Bild-Zeitung oder Bild.de, 19.12.2024: 
«Kripo jagt Judenhasser vom Kirchen-Weihnachts-
markt» – «Bezeichnung ‹Judenhasser› für Verkäufer auf 
Weihnachtsmarkt ist zulässig» (Presserat 2025ap)

(62) vermutlich telepolis, 17.1.2025: «Warum die Waf-
fenruhe in Gaza nicht halten wird» – «Redaktion kann 
Behauptungen in der Berichterstattung hinreichend 
belegen»; VE (Presserat 2025aq)

(63) vermutlich bz-berlin.de, 2.2.2025: «Entsetzliche 
Parolen mitten in Berlin – Israel-Hasser rufen dazu auf, 
Juden zu erschießen» – «Aussagen zu ‹Israel-Hasser›-
Demo ausreichend belegt»; VE (Presserat 2025ar)

(64) vermutlich Bild.de, 12.5.2025: «Skandal-Be-
schluss der Linken bei Parteitag» – «Redaktionelle 
Einordnung eines Antisemitismus-Beschlusses der 
Linkspartei von Meinungsfreiheit gedeckt» (Presserat 
2025as)

(65) vermutlich Bild-Zeitung, 13.5.2025: «Linken-Poli-
tikerin provoziert mit Pali-Tuch» – «Zeitung darf Palästi-
nensertuch als Markenzeichen von ‹Israel-Hassern› be-
zeichnen» (Presserat 2025at)

(66) vermutlich stern.de, 21.5.2025: «Israel beschießt 
ausländische Diplomaten bei Besuch im Westjordan-
land» – «‹Beschießt› ist presseethisch nicht zu bean-
standen» (Presserat 2025au)

21  Presserat 2025aj bezieht sich auf das YouTube-Video der Redaktion, Presserat 
2025ak auf den Print- bzw. Online-Artikel. Beide haben dieselbe Überschrift.  22  Ar-
tikel mit dem identischen Titel wurden auf bz-berlin.de und bild.de veröffentlicht.
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(67) vermutlich Bild-Zeitung, 10.6.2025: «Sie woll-
te mit Judenhassern per Schiff nach Gaza – Hier fliegt 
Greta aus Israel raus» – «Aktivistinnen und Aktivisten 
auf der Freedom Flotilla durften als Juden- bzw. Israel-
hasser bezeichnet werden» (Presserat 2025av)

(68) vermutlich Stern und Stern.de, 29.7.2025: 
«Schauen wir hin! Gerade wegen seiner Geschichte 
muss Deutschland dazu beitragen, den Gazakrieg zu 
beenden. JETZT» – «Fotos ausgehungerter Kinder zur 
Veranschaulichung des Leids in Gaza im Einklang mit 
dem Pressekodex» (Presserat 2025aw)

(69) (unbekannt), 8.8.2025: «Israel schaltet mehrere 
Terroristen aus» – «Formulierung ‹ausgeschaltet› ver-
letzt die Menschenwürde nicht» (Presserat 2025ax)

(70) vermutlich Bild-Zeitung, 11.8.2025: «Israel tötet 
Gaza-Reporter: Journalist oder Terrorist?» – «Zeitung 
macht sich Position von IDF zu getötetem Journalisten 
nicht zu eigen» (Presserat 2025ay)

(71) vermutlich Jüdische Allgemeine, 12.8.2025: 
«Armee: Getöteter Al-Jazeera-Reporter bekam Gehalt 
von der Hamas» – «Zeitung schreibt Aussage zu getö-
tetem Journalisten klar der israelischen Armee zu» 
(Presserat 2025az)

(72) vermutlich FAZ, 25.8.2025: «Ein Autor, zwei 
Gesichter» – « Redaktionelle Einordnung, ein Autor 
habe einen anderen ‹körperlich angegangen›, nicht zu 
beanstanden» (Presserat 2025ba)

Abbildung 4: Nahostberichte: Rügen des Presserats

Im Zeitraum Oktober 2023 bis Dezember 2025. 
Quelle: eigene Darstellung

Muster bei Presserats-Entscheidungen
Bei den vom Presserat erteilten Rügen zeigt sich ein kla-
res Muster: Zwei Drittel der erteilten Rügen betreffen 
die Bild-Zeitung und Bild.de (8 von 12) und insgesamt 
10 von 12 Rügen (83 %) den Axel-Springer-Verlag.

Und es gibt ebenfalls eine klare Tendenz bei der in-
haltlichen Positionierung: Alle Rügen gehen auf mut-
maßlich eher propalästinensisch motivierte Beschwer-
den zurück.23

Folgt man der Spruchpraxis des Presserats, zeigt 
sich: Qualitätsprobleme bestehen vor allem bei einem 
reichweitenstarken Boulevardmedium und Qualitäts-
verstöße gehen vor allem zulasten palästinensischer 
Positionen.

2.3 WAS HEISST «OFFENSICHTLICH 
UNBEGRÜNDET»?
Der Jahresbericht 2023 des Presserats enthält einen 
Hinweis auf einen unter Umständen großen blinden 
Fleck, der es wert ist, beleuchtet zu werden:

«Zahlreiche Beschwerden gingen auch zur Berichterstat-

tung über die Pro-Palästina-Demonstrationen in Deutsch-

land ein. Die vielfach in den Medien verwendete Be-

zeichnung der Demonstrierenden als ‹Juden-Hasser› 

empfanden die Beschwerdeführenden als falsch oder so-

gar als diskriminierend gegenüber Muslimen. Der Presserat 

wies diese Beschwerden jedoch bereits in der Vorprüfung 

als offensichtlich unbegründet ab, da in den Artikeln deut-

lich wurde, dass sich Teilnehmende auf den Demonstratio-

nen antisemitisch geäußert oder Israel sogar das Existenz-

recht abgesprochen hatten.» (Presserat 2023: 7)

Weiter heißt es, dass umgekehrt auch «einige Be-
schwerden über israel-kritische Äußerungen» abge-
lehnt wurden. Es klingt aber so, als ob vor allem eine 
Art von Beschwerden betroffen war: solche, die sich 
auf als unberechtigt empfundene Antisemitismusvor-
würfe bezogen. Stimmt das?

«Viele Beschwerden kritisierten die Bezeichnung 
‹Israel-Hass›/‹Israel-Hasser›», schreibt der Presserat 
auf eine Anfrage des Autors dieser Studie. Das Gremi-
um habe sich seit 2023 vielfach mit Einzelbeschwer-
den zu diesem Thema befasst und eine Spruchpraxis 
etabliert: «Bei der Bezeichnung ‹Israel-Hasser› bzw. ‹Is-
rael-Hass› handelt es sich in aller Regel um eine Mei-
nungsäußerung.» (Mail-Statement der Pressestelle 
des Presserats vom 1.12.2025) 

Weiterhin schreibt der Presserat, auch bei Vorprü-
fungen werde jeder Fall «einzeln (!) geprüft und indi-
viduell bewertet». Es dürfe sich nicht um Beleidigung 
oder Schmähkritik handeln. Und für die Zulässigkeit 
einer Meinungsäußerung müsse es «hinreichend An-
knüpfungspunkte geben». Außerdem entscheide das 
Gremium politisch neutral: Beschwerden zu Bezeich-
nungen wie «Palästinenser-Hasser» oder «Gaza-Has-
ser» würden analog beurteilt (ebd.).

23  Zu den Formulierungen «eher proisraelisch» bzw. «eher propalästinensisch» 
siehe die Erläuterung im Methodik-Teil, Kap. 1.4. 
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Gefragt nach konkreten Entscheidungen, die die He-
rausbildung der Spruchpraxis illustrieren, nennt der 
Presserat drei Beispiele: 

(1) «UniversiTÄTER»: Im Mai 2024 hatten Angehöri-
ge der Berliner Universitäten in einem offenen Brief ge-
gen die Räumung eines palästina-solidarischen Camps 
an der Freien Universität Berlin protestiert. Die Bild-
Zeitung titelte: «Die UniversiTÄTER». Es wurde eine 
Fotogalerie von Lehrenden mit der Anmerkung «Die-
se Lehrkräfte unterschrieben offenen Brief für Juden-
Hass-Demos» abgedruckt. Der Presserat hielt «die 
scharfe Kritik der Redaktion» für von der Meinungs-
freiheit gedeckt. Der Vorwurf, es handele sich um ei-
nen «offenen Brief für Juden-Hass-Demos», sei «eine 
zwar überspitzte, aber zulässige Meinung». Auf dem 
Camp habe es «nachweislich antisemitische Äußerun-
gen» gegeben, was auch die Studierendenvertretung 
der FU Berlin eingeräumt habe. Der Beschwerdeaus-
schuss entschied einstimmig gegen eine Rüge24 (Pres-
serat 2024n, 2024o, 2024p).

(2) «Linken-Politikerin provoziert mit Pali-Tuch» lau-
tete eine Bild-Überschrift, nachdem die Abgeordnete 
Cansın Köktürk (Die Linke) im Bundestag eine Kufiya 
getragen hatte. Diese Kopfbedeckung sei «seit dem 
7. Oktober 2023 zum Markenzeichen von Antisemiten, 
Israel-Hassern und Hamas-Terror-Unterstützern welt-
weit geworden». Die Zeitung schrieb von «Israel-Hass 
am laufenden Band» und davon, dass ein solcher Hass 
«nämlich nichts Neues bei Köktürk» sei. Auch hier ent-
schied der Beschwerdeausschuss einstimmig: kein 
Verstoß. Köktürk habe das Tuch nicht privat, sondern 
als Politikerin getragen, als bewusste Provokation. Im 
vorliegenden Fall gehe es nicht darum, was das Tuch 
generell bedeute, «sondern darum, welche Nachricht 
es in dieser speziellen Situation sendet – nämlich eine 
gegen den Staat Israel» (Presserat 2025at). 

(3) «Judenhasser-Camp vor Thunberg-Besuch ge-
räumt», so betitelte ein Boulevardmedium25 einen 
Artikel über ein palästina-solidarisches Camp. Der 
Beschwerdeführer argumentierte laut Beschwerde-
dokumentation des Presserats, das Wort «‹Judenhas-
ser› sei beleidigend und unterstelle Antisemitismus – 
eine schwerwiegende Anschuldigung, die mit keinem 
Wort in dem Artikel aufgegriffen werde». In ihrer Erwi-
derung zitierte die Redaktion mehrere Abschnitte aus 
dem Blog «Ruhrbarone» und verwies darauf, dass Gre-
ta Thunberg zuvor auf einer Demonstration war, auf 
«der nachweislich Parolen wie ‹From the river to the 
sea, Palestine will be free›» zu hören gewesen seien. 
Dieser Ruf sei eindeutig antisemitisch, weil er das Exis-
tenzrecht des Staates Israel grundsätzlich infrage stel-
le. Der Fall wurde als «einfach gelagerte» Beschwer-
de nur von der stellvertretenden Vorsitzenden eines 
Beschwerdeausschusses entschieden. In den «Erwä-
gungen» heißt es kurz, es habe «hinreichende Tatsa-
chenanknüpfungspunkte für die beschwerdegegen-
ständliche Meinungsäußerung ‹Judenhasser-Camp›» 
gegeben (Presserat 2024ae).

2.4 DISKUSSION: RÜGEN GEGEN LÜGEN?
Mit seinen Entscheidungen geht der Presserat offensiv 
nach außen – Rügen veröffentlicht er unter Nennung 
des Mediums nach jeder Sitzung in einer Pressemittei-
lung. Zudem stellt er online einsehbare Überblickslis-
ten zu Rügen zur Verfügung. In einer Datenbank kann 
man außerdem Details zu jeder behandelten Beschwer-
de nachlesen.

Mit der Spruchpraxis halte man journalistische Prin-
zipien im Alltag präsent, so der Presserat: «Unsere Ent-
scheidungen – ob Rügen, Missbilligungen oder Hinwei-
se – sind ein wichtiges Signal: Sie zeigen, wo Grenzen 
überschritten wurden und wo verantwortungsbewuss-
ter Journalismus beginnt.» (Mailauskunft der Pres-
sestelle des Presserats vom 1.12.2025) Das schärfste 
Sanktionsmittel sei die Öffentlichkeit. Außerdem wirke 
die Arbeit in Redaktionen hinein. Man bekomme oft ge-
spiegelt, dass Redaktionen Rügen ernst nehmen, dass 
Entscheidungen zu internen Diskussionen oder manch-
mal zu Schulungen führen.

Wenn Medien und Verlage Selbstverpflichtungser-
klärungen (SVE) unterschrieben haben,26 willigen sie 
ein, Rügen «in angemessener Form» zu veröffentli-
chen.27 Kommt es nicht dazu, fragt der Presserat mehr-
mals nach. Eine Veröffentlichung kann er nicht erzwin-
gen, trotzdem ist die Quote hoch. Von den 86 im Jahr 
2024 ausgesprochenen Rügen wurden bisher 74 zu
mindest teilweise veröffentlicht.28 Alle drei in den Jah-
ren 2023 und 2024 ausgesprochenen Rügen zu Nah-
ost-Berichterstattung wurden veröffentlicht.29

Die tatsächliche Effektivität von Rügen des Presse
rats ist allerdings aus zwei Gründen eingeschränkt:

Zum einen schwankt die Aussagetiefe beim Abdruck 
der Rügen. 

Zum Artikel «Fahrer trug Palästinenser-Tuch: Wie 
gefährlich war Ricarda Langs Taxifahrt?» (19.8.2024, 
Bild.de) erfährt man Details über den Inhalt der Rüge:

«Der Deutsche Presserat rügt diesen Beitrag als Verstoß ge-

gen die Ziffern 1, 2 und 8 Pressekodex. Dem Taxifahrer sei 

aufgrund des grün-weißen Tuchs, das er trägt, eine poten-

zielle Gefährdung von Ricarda Lang und ihrem Ehemann 

zugeschrieben worden. Da es keine tatsächlichen Anhalts-

punkte für diese Behauptung gäbe, läge ein Verstoß gegen 

das Gebot der Wahrhaftigkeit vor. Zudem hätte der Taxifah-

rer mit den Mutmaßungen über seine vermeindliche [sic!] 

Gefährlichkeit konfrontiert und um Erlaubnis gebeten wer-

den müssen, das Foto veröffentlichen zu dürfen. Dass dies 

unterblieben sei, hält der Presserat für einen Verstoß gegen 

24  Es gab lediglich einen Hinweis des Presserats für die Ungenauigkeit, dass die 
Redaktion bei einer Bildunterschrift die Universitäten HU Berlin und FU Berlin ver-
wechselte.  25  Ein Artikel mit identischem Titel und Datum existiert auf bz-berlin.de 
und bild.de.  26  Laut Mailauskunft des Presserats vom 1.12.2025 liegen Selbstver-
pflichtungserklärungen von etwa 2.000 Verlagen und Anbietern von Onlinemedien 
vor.  27  Siehe Beschwerdeordnung § 15 (Verpflichtung zur Rügenveröffentlichung); 
Presserat 2024b.  28  Zählung am 9.2.2026 auf Grundlage der Rügenübersicht des 
Presserats (Presserat o. D.c). «Zumindest teilweise» bedeutet: Der Presserat hat 
gleichzeitig die Print- und Online-Version eines Beitrags gerügt und zumindest ei-
ne Rüge (meist für den Online-Beitrag) wurde veröffentlicht.  29  Hier wurden nur 
die Rügen aus den Jahren 2023 und 2024 gezählt, da es unterschiedlich lange dau-
ert, bis eine Rüge veröffentlicht wird. Wenn für eine Rüge aus dem Jahr 2025 noch 
keine Veröffentlichung vorliegt, kann es deshalb möglich sein, dass dies noch pas-
siert (Presserat o. D.c).

http://Bild.de
http://bz-berlin.de
http://bild.de
http://bild.de
http://bild.de
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das Sorgfaltsgebot bzw. den Persönlichkeitsschutz.» (Bild.de 

2024a, abgedruckt unter Artikel)

Aus mehreren Sätzen besteht auch der Abdruck der 
Rüge zum Artikel «Die Hatz auf Juden ist wieder ausge-
brochen» (8.11.2024, Bild.de), samt einem Kommentar 
der Bild-Redaktion:

»Diesen Beitrag hat der Deutsche Presserat als Verstoß ge-

gen die Ziffern 2 und 3 Pressekodex gerügt, weil die Bild-

unterschrift unter dem ersten Foto falsch sei. Der Presserat 

hat Recht. Zutreffend hätte es heißen müssen: ‹Israelische 

Fußballfans in der Nacht auf Freitag in Amsterdam, bevor 

Judenhasser sie durch die Stadt jagten und mindestens 

fünf Menschen verletzten›. Wir bedauern den Fehler und 

stellen die Bildunterschrift hiermit richtig.» (Piatov 2024, 

abgedruckt unter Artikel)

Allerdings erfährt man hier einen wichtigen Kritikpunkt 
des Presserats nicht, nämlich dass das Gewaltverhält-
nis falsch dargestellt wurde. So heißt es im Rügen-Be-
richt des Presserats: «Tatsächlich zeigte das Foto je-
doch Maccabi-Fans, die einen Niederländer angriffen.» 
(Presserat 2025b)

Außerdem ist zu bezweifeln, ob Rügen des Presse-
rats zu online veröffentlichten Beiträgen überhaupt 
wahrgenommen werden. Rügen sollen im selben Me-
dium wie der ursprüngliche Beitrag publiziert wer-
den. Das stellt sicher, dass viele Leser*innen von der 
Rüge und der Richtigstellung erfahren. Bei Rügen zu 
Online-Beiträgen ist das allerdings eventuell nicht so. 
Zwischen der ursprünglichen Veröffentlichung eines 
Artikels und einem Rügen-Abdruck liegen mehrere 
Monate.30 Der mittlerweile im Archiv schlummernde 
Artikel mit dem Rügen-Abdruck wird dann unter Um-
ständen kaum oder gar nicht mehr geklickt. 

Gibt es Überlegungen, die Vorgaben anzupassen? 
Theoretisch denkbar wäre, dass Online-Rügen als ei-
genständige kleine Beiträge auf der Startseite einer 
Website angezeigt werden müssen. So etwas ist laut 
Presserat nicht in Planung: «Aus unserer Sicht ist die 
dauerhafte Verknüpfung des gerügten Beitrags mit der 
Rüge wichtig, nicht eine zeitlich begrenzte Anzeige 
auf der Startseite.» (Mailauskunft der Pressestelle des 
Presserats vom 1.12.2025) Online-Rügen würden trotz-
dem ihr Publikum erreichen, weil Online-Beiträge auch 
langlebig über Social-Media-Verlinkungen und Such-
maschinen-Treffer erreichbar seien. 

Im Zweifel für den Antisemitismusvorwurf?
Die Beschwerdeausschüsse scheuen sich nicht vor 
klaren Worten. So attestierte der Presserat bei sechs 
Nahost-Beschwerden einen Verstoß gegen «Wahrhaf-
tigkeit und Achtung der Menschenwürde». Bei der Rü-
ge wegen einer Falschbehauptung über eine palästi-
na-solidarische Demonstration im November 2023 
ließ der Presserat wissen, dass er von einer bewuss-
ten Lüge ausgehe: «Aufgrund der Umstände (es waren 
Reporter vor Ort, und es lag eine Polizeimeldung vor) 
geht der Beschwerdeausschuss von einer bewusst 
wahrheitswidrigen Berichterstattung aus.» (Presserat 
2024d)

Das Gremium ist maximal unnachgiebig bei Falsch-
behauptungen, maximal tolerant hingegen gegenüber 
Meinungsäußerungen – sobald aus Sicht des Presse-
rats «Anknüpfungstatsachen» vorliegen. Dabei ist der 
Presserat politisch blind: Die weitgehende Auslegung 
von Meinungsfreiheit gilt in beide Richtungen, wie ein 
Blick in die Entscheidungsdatenbank zeigt. Etwa bei ei-
nem Kommentar über einen jungen deutschen Mann, 
der gerne im israelischen Militär dienen wolle, was ei-
ne linke Tageszeitung sarkastisch und in Teilen vulgär 
kommentierte.31

Man könnte allerdings infrage stellen, ob diese He
rangehensweise der Komplexität des Themas gerecht 
wird. «Im Zweifel für die Meinungsfreiheit» heißt in 
der Praxis fast immer: im Zweifel für den Antisemitis-
musvorwurf. Von einer medialen Waffengleichheit bei 
der Nutzung dieser Freiheit kann keine Rede sein. Den 
reichweitenstarken Medien, die von Antisemitismus 
sprechen oder thematisch verwandte Labels wie «Is-
rael-Hasser», «Juden-Hasser» oder «Terror-Versteher» 
vergeben, steht keine vergleichbar große mediale Öf-
fentlichkeit gegenüber, die antipalästinensischen Ras-
sismus anprangert und «Palästinenser-Hasser» oder 
«Genozid-Versteher» titelt. 

Ein Paradox der Meinungsfreiheit besteht darin, 
dass ihre Ausübung die Meinungsfreiheit anderer ein-
schränken kann. Wenn reichweitenstarke Medien mit 
Labels hantieren, die gruppenbezogene antijüdische 
und/oder antiisraelische Menschenfeindlichkeit nahe-
legen, kann das eine verheerende Wirkung auf Biogra-
fien, Organisationen und Bewegungen haben. Es kann 
dazu führen, dass:
–	� in sozialen Netzwerken Hass und Hetze gegen die 

betroffenen Personen oder Organisationen verbrei-
tet werden;

–	� Menschen Jobs und Aufträge verlieren – vielleicht 
auch nur deshalb, weil Auftraggeber*innen Angst 
haben, selbst ins Visier von Vorwürfen zu geraten;

–	� Organisationen Fördermittel entzogen und Veran-
staltungen Räume verweigert werden oder

–	� Menschen sich scheuen, zu Demonstrationen zu ge-
hen, obwohl sie mit den Inhalten sympathisieren.

Immer wieder wird bei der deutschen Nahost-Debat-
te ein «lautes Schweigen» in Politik, Gesellschaft und 
Kultur beklagt.32 Das könnte eine Folge der Angst sein, 
von reichweitenstarken Medien öffentlich vorgeführt 
zu werden, sobald man sich mit Kritik an der deutschen 
Nahost-Politik herauswagt.33

30  Bei den sechs Rügen zu Nahost-Berichterstattung, die in den Jahren 2023 und 
2024 ausgesprochen wurden, lagen zwischen dem Zeitpunkt der Veröffentlichung 
des Artikels und der Veröffentlichung der Rüge durchschnittlich 7,3 Monate.  31  Im 
(mutmaßlichen) Junge-Welt-Artikel «Kartoffelzionist des Tages» heißt es (zitiert 
wird die Wiedergabe des Artikels durch den Presserat): Der junge Mann «bettele 
buchstäblich darum, einem Völkermord aktiv beiwohnen zu dürfen. Der wieder-
holt mit Vornamen Genannte mit dem Mottentattoo am Hals kampiere seit einer 
Woche vor der Knesset in Jerusalem, um bei den israelischen Streitkräften aufge-
nommen zu werden und in Gaza zu morden.» Der Text spricht von «Masturbation 
auf Videos von mordenden Soldaten». Der Ausschuss entschied einstimmig: kein 
Verstoß gegen Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde oder gegen den 
Persönlichkeitsschutz. Der Text sei als satirische Meinungsäußerung erkennbar. 
Zwar sei der Gemeinte unter Umständen identifizierbar, allerdings suche er selbst 
die Öffentlichkeit und müsse so etwas deshalb hinnehmen (Presserat 2024aa). 

http://Bild.de
http://Bild.de
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Für Menschen, die sich einer Dämonisierung von 
Palästina-Solidarität und Israel-Kritik vonseiten reich-
weitenstarker Medien ohnmächtig ausgesetzt fühlen, 
ist der Presserat wohl eher kein hilfreicher Ansprech-
partner. Beim Lesen von Dokumentationen abgelehn-
ter Beschwerden wirkt es mitunter, als ob der Presserat 
so gut wie jedes vorgebrachte Argument als «Anknüp-
fungstatsache» akzeptiert. Es ist nicht auszuschließen, 
dass die Diskussionen im Presserat vielfältiger sind als 
ersichtlich. Aber zumindest die öffentlich einsehbaren 
Dokumentationen zu Presseratsentscheidungen er-
wecken nicht den Eindruck, dass bei den Erwägungen 
Schlüsselfragen der komplizierten Debatte angemes-
sen Berücksichtigung finden, vor allem: Wo beginnt 
Antisemitismus – auch getarnt als Israel-Kritik – und 
wo beginnt ein politisch, vielleicht auch rassistisch mo-
tivierter Missbrauch des Antisemitismusvorwurfs?

Der Presserat ist kein Instrument außergerichtlicher 
Einigung, sondern urteilt über medienethische Fragen: 
«Anhand von Beschwerden überprüft er die Einhaltung 
ethischer Regeln im Journalismus, die im Presseko-
dex festgehalten sind.» (Presserat o. D.d) Der Presse-
kodex schreibt sorgfältige Recherche und wahrhaftige 
Berichterstattung vor und verpflichtet Medien zur Ach-
tung der Menschenwürde, zum Unterlassen von Dis-

kriminierung aufgrund ethnischer oder religiöser Zu-
gehörigkeit und zum Schutz der persönlichen Ehre vor 
unangemessenen Darstellungen.

Und wie setzt das Gremium diese Grundsätze um? 
Eine Durchsicht der Entscheidungen zeigt: Der Presse-
rat hält es unter anderem für presseethisch legitim, das 
Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flücht-
linge im Nahen Osten (UNRWA) «Terror-Behörde» zu 
nennen, Teilnehmende eines palästina-solidarischen 
Camps als «Judenhasser» und die palästinensische Ku-
fiya als «Terror-Tuch» und «Markenzeichen von Antise-
miten, Israel-Hassern und Hamas-Terror-Unterstützern 
weltweit» zu bezeichnen.

Zu bedenken ist auch, dass beim Presserat ein über-
wiegend weißes Gremium Entscheidungen darüber 
trifft, dass «Anknüpfungstatsachen» vorliegen und ei-
ne Beschwerde deshalb unbegründet oder gar «offen-
sichtlich unbegründet» ist. Die Kehrseite der Medaille 
Meinungsfreiheit – dass ihre Ausübung Biografien be-
schädigen, Menschen einschüchtern und aus dem öf-
fentlichen Diskurs drängen kann – trifft vor allem mar-
ginalisierte Gruppen, die in palästina-solidarischen 
Bewegungen und Konstellationen überrepräsentiert 
sind.34

32  In seinem Essay «Das laute Schweigen der Deutschen» schreibt der taz-Autor 
Daniel Bax (2024): «Die Deutschen möchten gerne glauben, sie hätten aus ihrer Ge-
schichte gelernt. Der Rest der Welt hört ihr lautes Schweigen und sieht ihr bewuss-
tes Wegschauen.»  33  Das gilt auch für den Politikapparat, wie der Chefkorrespon-
dent des Deutschlandfunk-Hauptstadtstudios Stephan Detjen (2024) argumentierte. 
In einem Kommentar über die vom Bundestag beschlossene, in Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft umstrittene «Antisemitismus-Resolution» sagte er im November 
2024: «Auch die Angst, von der Bild-Zeitung als Antisemit und Israel-Hasser diffa-
miert zu werden, wirkt in der Politik bis in die höchsten Ränge.»  34  Einige Beispie-
le: Der «UniversiTÄTER»-Artikel der Bild-Zeitung stellte eine deutsch-iranische Po-
litikwissenschaftlerin mit der Bildunterschrift «Macht Front gegen Israel» heraus 
(Wildt 2024). Der Artikel «Linken-Politikerin provoziert mit Pali-Tuch» richtete sich 
gegen eine deutsche Bundestagsabgeordnete mit türkischen Wurzeln (Kiermeier 
2025). Der Bild-Artikel «Vertrauliches Baerbock-Dinner mit Israel-Feinden» skan-
dalisierte im November 2024 ein Treffen der damaligen Außenministerin Annalena 
Baerbock (Bündnis 90/Die Grünen) mit Kritiker*innen der deutschen Nahost-Poli-
tik. Im Mittelpunkt der Berichterstattung stand die deutsch-palästinensische Jour-
nalistin Alena Jabarine. Genannt wurde u. a. der jüdische Musiker Michael Baren-
boim (Bild 2024b).



23

Rundfunkräte: ARD, ZDF, Deutschlandfunk & Co.
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Über die Einhaltung journalistischer Standards bei öf-
fentlich-rechtlichen Medien sollen Rundfunkräte wa-
chen. Jede der insgesamt zwölf Rundfunkanstalten hat 
einen eigenen Rundfunkrat: ZDF (Zweites Deutsches 
Fernsehen), Deutschlandfunk und Deutsche Welle auf 
nationaler Ebene, die sogenannten Mehrländeranstal-
ten MDR (Mitteldeutscher Rundfunk), NDR (Norddeut-
scher Rundfunk), rbb (Rundfunk Berlin-Brandenburg) 
und SWR (Südwestrundfunk) sowie BR (Bayerischer 
Rundfunk), HR (Hessischer Rundfunk), SR (Saarländi-
scher Rundfunk), Radio Bremen und WDR (Westdeut-
scher Rundfunk Köln).35

3.1  INSTITUTION UND  
BESCHWERDEVERFAHREN
Rundfunkräte sind die obersten Machtgremien im öf-
fentlich-rechtlichen System. Alle wichtigen Entscheidun-
gen werden hier getroffen: Rundfunkräte wählen die In-
tendanzen und stimmen über den Wirtschaftsplan sowie 
über größere Investitionen ab. Außerdem ist es ihre Auf-
gabe, die Intendanzen in Programmfragen zu beraten.

Dabei sollen sie staatsfern die Gesellschaft reprä-
sentieren. Wie genau die einzelnen Gremien zusam-
mengesetzt sind, regeln von Landtagen beschlosse-
ne Rundfunk-Staatsverträge.36 Maximal ein Drittel der 
Mitglieder darf politiknah sein (damit sind vor allem An-
gehörige von Regierungen und Parlamenten gemeint). 
Die Mehrheit der Mitglieder ist von «gesellschaftlich re-
levanten Gruppen» ernannt – von Gewerkschaften, Un-
ternehmensverbänden, Kirchen und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen. Einmal entsandt, sollen die 
Mitglieder frei im Sinne des Gemeinwohls entscheiden.

Die Sitzungen der Rundfunkräte sind bis auf wenige 
Ausnahmen öffentlich und lassen sich per Livestream 
verfolgen. Die eigentliche Arbeit geschieht üblicher-
weise in nicht-öffentlichen Sitzungen von Ausschüs-
sen, denen sich Rundfunkratsmitglieder anschließen 
können. Hinzu kommen oft nicht-öffentliche Treffen 
von «Freundeskreisen». Das sind informelle fraktions-
artige Zusammenschlüsse, in denen Sitzungen vorbe-
reitet und Abstimmungen besprochen werden. Meist 
gibt es ein eher CDU-nahes und ein eher SPD-nahes 
Lager.

Anspruch und Realität bei Rundfunkräten
Die Ansprüche an Rundfunkräte sind hoch. Es wird al-
lerdings kritisiert, dass sie in der Praxis dann doch nicht 
so mächtig, repräsentativ und staatsfern sind, wie sie 
es sein sollten. Die wichtigsten Kritikpunkte lauten:

(a) Die tatsächliche Macht der Rundfunkräte ist da-
durch eingeschränkt, dass sie bei der Intendant*innen-
Wahl nicht frei sind, sondern über eine mitunter kur-
ze Shortlist entscheiden, die der Verwaltungsrat erstellt 
hat (ein vom Rundfunkrat gewähltes, anderes Kontroll-
gremium).

(b) Es gibt Zweifel, wie fair und angemessen Rund-
funkräte die Gesellschaft widerspiegeln: Stets stark 
vertreten sind Regierungen und Parteien, Wirt-
schaftsverbände, Gewerkschaften und christliche 
Kirchen. Vertreter*innen sonstiger sozialer Grup-
pen und Minderheiten sind hingegen unterschied-
lich repräsentiert. Beispielsweise sitzen in allen Rund-
funkräten Vertreter*innen jüdischer Communitys, 
Vertreter*innen muslimischer Communitys in fünf von 
zwölf Räten.

(c) Eine vergleichbare Mitwirkung aller Mitglieder ist 
aufgrund unterschiedlicher Ressourcen nicht gege-
ben. Für die oft aufwendige Rundfunkratsarbeit gibt es 
Aufwandsentschädigungen von meist einigen Hundert 
Euro. Einige Mitglieder erledigen die Rundfunkratsar-
beit im Rahmen ihres gut bezahlten Jobs in der Politik 
oder in großen Verbänden. Unter Umständen können 
sie sogar auf einen Büroapparat zurückgreifen, der ih-
nen zuarbeitet. Andere Mitglieder hingegen leisten die 
Arbeit ausschließlich in ihrer Freizeit.

(d) Die Staatsferne ist eingeschränkt: Formal darf 
maximal ein Drittel der Mitglieder aus dem Politikappa-
rat kommen. Es sitzen jedoch nicht selten auch ehema-
lige Politiker*innen und Abgeordnete in Rundfunkrä-
ten, weil sie von anderen gesellschaftlichen Gruppen 
entsandt wurden. Das prominenteste Beispiel ist Ger-
da Hasselfeldt. Die Vorsitzende des ZDF-Fernsehrats 
war zweimal CSU-Bundesministerin und leitete einige 
Jahre die CSU-Landesgruppe im Bundestag. Entsandt 
wurde sie vom Deutschen Roten Kreuz (DRK), deren 
Präsidentin sie bis Ende 2025 war (siehe zu den unter-
schiedlichen Kritikpunkten Goldmann 2022: 31 ff.; Sta-
wowy 2025: 33 ff.).

35  Als Gemeinschaftssender hat die ARD (Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland) keinen eigenen 
Rundfunkrat. Für Programmbeschwerden sind die Räte der Anstalten zuständig, 
die den jeweiligen ARD-Beitrag produziert haben (siehe 6.1 Anleitung für Beschwer-
den).  36  Eine Ausnahme ist das Deutsche-Welle-Gesetz, das vom Bundestag be-
schlossen wurde.  37  Dabei ist irrelevant, ob der Beitrag im Fernsehen oder Radio 
gesendet wurde, ob er aus einer Mediathek stammt oder es sich um einen Online-
Artikel oder Social-Media-Post handelt. 
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Verstöße gegen den Staatsvertrag
Wie der Presserat nehmen auch Rundfunkräte Be-
schwerden entgegen. Auch hier muss ein konkreter 
Beitrag genannt37 und es muss geschildert werden, 
aus welchen Gründen er gegen Regeln verstößt – in 
dem Fall die im jeweiligen Staatsvertrag festgeschrie-
benen Grundsätze. Die übergeordnete gemeinsame 
Grundlage ist der Medienstaatsvertrag (MStV). Darin 
verpflichtet Paragraf 26, Absatz 2 den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk, einen Beitrag zu freier Meinungsbil-
dung zu leisten, die Realität umfassend abzubilden und 
journalistische Spielregeln einzuhalten:

«Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind bei der 

Erfüllung ihres Auftrags der verfassungsmäßigen Ordnung 

und in besonderem Maße der Einhaltung journalistischer 

Standards, insbesondere zur Gewährleistung einer unab-

hängigen, sachlichen, wahrheitsgemäßen und umfassen-

den Information und Berichterstattung wie auch zur Ach-

tung von Persönlichkeitsrechten verpflichtet. Ferner sollen 

sie die einem öffentlich-rechtlichen Profil entsprechen-

den Grundsätze der Objektivität und Unparteilichkeit ach-

ten und in ihren Angeboten eine möglichst breite Themen- 

und Meinungsvielfalt ausgewogen darstellen.» (MStV § 26, 

Abs. 2)

Außerdem gilt für alle Rundfunkanstalten der Jugend-
medienschutz-Staatsvertrag, der sogenannte «Unzu-
lässige Angebote» definiert, die etwa Krieg verherrli-
chen oder Gewalttaten verharmlosen (siehe zu dieser 
Gesetzesgrundlage auch Kapitel 4.3 der Studie).

Konkrete Programmbeschwerden müssen sich auf 
die vom Medienstaatsvertrag abgeleiteten einzelnen 
Staatsverträge beziehen, die es für alle Rundfunkan-
stalten gibt.38

Erst Intendanz, dann Rundfunkrat
Wie beim Presserat findet auch bei Programmbe-
schwerden eine Vorprüfung statt, bei der Beschwer-
den als «ungültig» aussortiert werden können. Hier 
sind die Gremien unterschiedlich «tolerant». Auch 
wenn eine Beschwerde nicht alle Anforderungen er-
füllt, kann es sein, dass sie als förmliche Programmbe-
schwerde akzeptiert oder als unverbindliche Eingabe 
und Programmkritik behandelt wird.

Für gültige Programmbeschwerden sind in der Regel 
zwei mögliche Stufen vorgesehen: Zuerst landet eine 
Beschwerde bei der Intendanz, die ein Erst-Antwort-
recht hat. Diese bittet die verantwortliche Redaktion 
um eine Stellungnahme und trifft eine Entscheidung:
–	� Die Intendanz spricht eine förmliche Beanstandung 

aus und weist die Redaktion an, einen Beitrag zu än-
dern oder zu löschen.

–	� Die Intendanz stellt keinen Verstoß fest, räumt aber 
Fehler ein und fordert die Redaktion eventuell eben-
falls zu Maßnahmen auf.

–	� Die Programmbeschwerde wird als unbegründet zu-
rückgewiesen.

Wer mit der Antwort unzufrieden ist, kann Wider-
spruch einlegen. Dann – und nur dann – muss sich der 
jeweilige Rundfunkrat mit der Beschwerde befassen 
(Stufe 2). In diesem Punkt unterscheiden sich die Ver-
fahren leicht. Typischerweise wird eine Beschwerde 
zuerst in einem Programmausschuss verhandelt. Alle 
Mitglieder oder einzelne Berichterstatter*innen sich-
ten den Beitrag und stellen ihre Einschätzungen vor. 
Bei der Diskussion im Programmausschuss werden 
nicht selten auch redaktionelle Verantwortliche «vor-
geladen». Der Ausschuss einigt sich auf eine Empfeh-
lung – fast immer lautet sie, eine Beschwerde abzuleh-
nen. In der nächsten Sitzung des Rundfunkrats stimmt 
dieser über die Empfehlung ab und folgt ihr meist ohne 
weitere Diskussion. Nur manchmal kommt es auch im 
Rundfunkrat zu kontroversen Debatten. Die Entschei-
dungsoptionen von Rundfunkräten sind:
–	� Eine förmliche Beanstandung wird erteilt, versehen 

mit Hinweisen an die Redaktion oder Intendanz.
–	� Es werden Fehler kritisiert, die aber nicht als ausrei-

chend für eine Beanstandung angesehen werden; 
der Rundfunkrat formuliert meist ebenfalls einen 
Hinweis.

–	� Die Programmbeschwerde wird als erledigt erklärt, 
weil die Intendanz bereits abgeholfen hat.

–	� Die Programmbeschwerde wird abgelehnt.
Bei einigen Rundfunkräten variieren die Verfahren auf 
der zweiten Stufe. Manchmal kann der Programmaus-
schuss eine Programmbeschwerde eigenständig ab-
lehnen, wogegen teilweise widersprochen und eine 
Behandlung im Rundfunkrat erzwungen werden kann.

Insgesamt sind Rundfunkräte Beanstandungsmuf-
fel. Fast nie entscheiden sie sich für die härteste Maß-
nahme. Im Rahmen der vorliegenden Studie wurden 
im Zeitraum Oktober 2023 bis Dezember 2025 insge-
samt nur drei Beiträge durch Rundfunkräte – egal zu 
welchem Thema – beanstandet.39 (Die fünf im Folgen-
den beschriebenen Beanstandungen zu Nahost-Be-
richterstattung wurden ausschließlich durch Intendan-
zen ausgesprochen.)

Die «wahre» Gesamtzahl der Programmbeschwer-
den und Entscheidungen (etwa pro Jahr) lässt sich 
nicht ermitteln, da Rundfunkräte und Intendanzen ih-
re Arbeit uneinheitlich, oft lückenhaft und mitunter gar 
nicht dokumentieren.

38  Im Staatsvertrag für den NDR, der federführend für die tagesschau verantwort-
lich ist, regelt beispielsweise § 8 («Gestaltung des Angebots»): «Berichterstattung 
und Informationssendungen haben den anerkannten journalistischen Grundsät-
zen, auch beim Einsatz virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie müssen unabhän-
gig und sachlich sein. Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung mit der nach den 
Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen. Kommen-
tare sind von der Berichterstattung deutlich zu trennen und unter Nennung des 
Verfassers oder der Verfasserin als solche zu kennzeichnen.» § 10 («Unzulässige 
Angebote, Jugendschutz») verpflichtet den NDR auf den Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag.  39  Dies sind: ZDF Magazin Royale vom 8.9.2023 (ZDF-Fernsehrat 
2023a; Unabhängige Kommission des Bundes zur Aufarbeitung sexuellen Kindes-
missbrauchs 2023); die NDR-Dokumentation «Deutsche Schuld – Namibia und der 
Völkermord» vom 25.9.2023 (NDR-Rundfunkrat 2024a, 2024b); die Radio-Eins-
Sendung «Die schöne Woche» vom 31.1.2025 (rbb-Rundfunkrat 2025; Ku 2025).
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Bekannt ist, dass es seit einigen Jahren zunehmend 
Mehrfach- oder Massenbeschwerden gibt, die die be-
grenzten Zeitressourcen der Gremiengeschäftsstellen 
und der Rundfunkratsmitglieder belasten. Vor allem 
über eine Flut an teilweise identischen Beschwerden, 
die über das Portal Rundfunkalarm.de eingehen, gibt es 
Klagen. Der Anbieter von Rundfunkalarm.de kritisiert 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk eher von einer 
rechten Position aus. Laut seinen Angaben landeten 

von Mitte 2024 bis Mitte 2025 mehr als 20.000 Be-
schwerden beim ZDF und etwa 31.000 bei den ARD-
Anstalten (siehe Frauwallner 2025). Für den Umgang 
mit Mehrfach- und Massenbeschwerden haben die 
Rundfunkräte und Intendanzen eigene Verfahren ent-
wickelt. Oft wird eine repräsentative «Leitbeschwerde» 
ausgewählt, die dann stellvertretend für alle anderen 
beantwortet wird. Beim ZDF werden solche Beschwer-
den von der Intendanz öffentlich beantwortet.

Tabelle 1: Programmbeschwerden bei Sendern des öffentlich-rechtlichen Rundfunks  
zur Nahostberichterstattung

Beschwerden Entscheidung auf Stufe Beanstandungen durch

1 (Intendanz) 2 (Rundfunkrat) Intendanz Rundfunkrat

ZDF 15 8 7 040 0

Deutschlandfunk 20 17 3 0 0

BR 5 041 5 0 0

HR 3 3 0 2 0

MDR 3 3 0 1 0

NDR 11 1142 0 0 0

Radio Bremen 0 0 0 0 0

rbb 2 2 0 0 0

SR 0 0 0 0 0

SWR 1 1 0 0 0

WDR 4 3 1 1 0

Arte 043 0 0 0 0

Deutsche Welle 8 7 1 1 0

72 55 17 5 0

Entscheidungen – nicht Einzelbeschwerden – im Zeitraum 7. Oktober 2023 bis 31. Dezember 2025. Quelle: Eigene Recherche

3.2 RUNDFUNKRÄTE UND  
NAHOST-BESCHWERDEN
Eine Recherche zum gesamten öffentlich-rechtlichen 
System ergab 72 förmliche Programmbeschwerden 
zu Nahost-Berichterstattung ab Oktober 2023, über 
die der jeweilige Rundfunkrat beziehungsweise nur die 
Intendanz entschieden hat. Aufgrund der mangelnden 
Transparenz bei Beschwerden sind nur in 28 Fällen De-
tails bekannt: Von ihnen waren 20 Beschwerden mut-
maßlich eher proisraelisch und acht eher propalästi-
nensisch motiviert (siehe zu den Begriffen Kapitel 1.4).

Beschwerden mit Beanstandung
Die Recherche identifizierte fünf förmliche Beanstan-
dungen. Alle wurden auf Stufe 1 durch die jeweilige In-
tendanz festgestellt. Über vier von ihnen ließen sich 
Details recherchieren. Sie sind im Folgenden chronolo-
gisch aufgelistet. Über eine weitere Beanstandung zu 
einem Beitrag der Deutschen Welle ließen sich keine 
Details in Erfahrung bringen. 
Mutmaßlich eher proisraelisch motiviert waren folgen-
de drei Beschwerden: 

40  Bei Programmbeschwerden, die direkt an den Rundfunkrat gerichtet werden, 
kann die ZDF-Intendanz auf Stufe 1 nicht selbst eine Beanstandung feststellen (Mail
auskunft des ZDF-Fernsehrats vom 28.1.2026). Die Antwortoptionen der Intendanz 
sind: «beantwortet/Abhilfe» (Intendanz räumt einen Fehler ein und erwirkt eine Än-
derung oder Löschung des Beitrags) oder nur «beantwortet».  41  Laut BR-Presse-
stelle wurden im Beobachtungszeitraum insgesamt 56 Einzelbeschwerden zu Nah-
ost-Berichterstattung auf Stufe 1 beantwortet (20 im Jahr 2025, 24 im Jahr 2024, 12 
im Jahr 2023 – ohne Unterscheidung zwischen der Zeit vor und nach dem 7. Oktober 
2023). Dabei handelt es sich um «Vorgänge» – also Beantwortungen von Beschwer-
den, wobei sich mehrere Vorgänge auf denselben Beitrag beziehen können. Wei-
ter aufgeschlüsselt hat der BR die Zahlen nicht (Mailauskünfte der BR-Pressestelle 
vom 20.1.2026 und 5.2.2026). Da diese Studie als Grundeinheit die Anzahl der Bei-
träge betrachtet, zu denen Programmbeschwerden entschieden wurden, konnten 
die Angaben bei der Zählung nicht berücksichtigt werden.  42  Die NDR-Intendanz 
stellt keinerlei Zahlen zu Nahost-Beschwerden, die auf Stufe 1 entschieden wurden, 
zur Verfügung (Mailauskünfte der NDR-Pressestelle vom 20.11.2025 und 3.2.2026). 
Aushilfsweise nannte der NDR-Rundfunkrat Zahlen zu Nahost-Programmbeschwer-
den, die das Gremium zur Erstbeantwortung an die Intendanz gegeben hat. Aller-
dings lagen dem Rundfunkrat nur Zahlen für den Zeitraum ab August 2024 vor und 
das Gremium konnte nicht sagen, wie die Beschwerden entschieden wurden. Ins-
gesamt acht Beiträge nannte der NDR-Rundfunkrat (Mailauskunft des NDR-Rund-
funkrats vom 9.2.2026). Hinzu kommen drei weitere Programmbeschwerden zu 
Beiträgen, gegen die Widerspruch eingelegt wurde, die aber nicht im Betrachtungs-
zeitraum der Studie entschieden wurden (siehe Beschwerde 17, 18 und 27). Die Be-
schwerden wurden deshalb bei dieser Zählung ebenfalls der Stufe 1 (Intendanz) zu-
geordnet.  43  Arte hat keinen Rundfunkrat, verfügt aber dennoch über ein eigenes 
Verfahren für Programmbeschwerden (siehe auch 6.1 Anleitung für Beschwerden). 
Von Arte gibt es keine öffentliche Dokumentation zu Beschwerden und die Arte-
Pressestelle hat dem Studienautor keine Zahlen geliefert. 

http://Rundfunkalarm.de
http://Rundfunkalarm.de
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(1) WDR, 9einhalb.de: Lexikoneintrag  
«Nahostkonflikt» (Beitrag vom 10.10.2023)
Drei Tage nach dem 7. Oktober 2023 wurde im Onlinele-
xikon der Kindersendung 9einhalb des WDR ein Eintrag 
zum Nahostkonflikt aktualisiert. Die Änderungen stießen 
auf Kritik. Der WDR-Intendant gab einer Programmbe-
schwerde dazu recht, «da der Artikel nicht den rechtlich 
verbindlichen Standards entsprach. Einige Passagen, 
wie z. B. die Bezeichnung Palästinas als Staat, waren in-
haltlich falsch, andere verkürzt oder missverständlich 
dargestellt, sodass Raum für fehlerhafte Interpretatio-
nen gegeben war.» (WDR 2023) Der Eintrag wurde off-
line genommen, überarbeitet und wieder veröffentlicht.

Zur Vorgeschichte gibt es unterschiedliche Schil-
derungen. Der Beschwerdebericht der Intendantin 
erwähnt als Ausgangspunkt, dass Volker Beck, Prä-
sident der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, den Ar-
tikel auf X kritisiert habe. Zudem habe es Nachfragen 
des IT-Journalisten Sascha Lobo und der Regional-
zeitung NRZ (Neue Rhein/Neue Ruhr Zeitung) gege-
ben (WDR 2023). Ein Artikel der NRZ vom November 
2023 hingegen erwähnte eine Intervention des WDR-
Rundfunkratsmitglieds Dr. Felix Schotland (entsandt 
von den Landesverbänden der Jüdischen Gemeinden 
von Nordrhein und Westfalen-Lippe und der Synago-
gen-Gemeinde Köln). Schotland habe sich über fehlen-
de Informationen in dem Beitrag geärgert und sei der 
Meinung gewesen, der ungenaue Text könne zu einer 
Verurteilung Israels führen. Da er nicht auf die nächste 
Rundfunkratssitzung warten wollte, habe er sich direkt 
an den Programmdirektor gewendet und ihn gebeten, 
den Eintrag zu ändern (Kaluza 2023).

Wie eine Nachfrage des Autors der Studie beim WDR 
ergab, hat sich Folgendes ereignet: Die Beanstandung 
habe sich auf eine Programmbeschwerde durch Volker 
Beck bezogen, die er auf X selbst öffentlich gemacht 
habe. Die offizielle Intervention des Rundfunkratsmit-
glieds sei unabhängig davon erfolgt: «Herr Schotland 
hat sich in seiner Funktion als Rundfunkratsmitglied 
entsprechend seiner aus § 16 Abs. 5 S. 1 WDR-Gesetz 
ableitbaren Kontrollbefugnis an Jörg Schönenborn als 
verantwortlichen Programmdirektor gewandt.» (Mai-
lauskunft der WDR-Pressestelle vom 19.1.2026)

(2) HR, Hessenschau: «Gazakrieg: Perspektiven aus 
Hessen» (Beitrag vom 28.9.2025)
In einer thematischen Fernsehsendung kamen eine 
deutsch-palästinensische Studierende und ein jüdischer 
Studierender zu Wort, die über erlebten Rassismus be-
ziehungsweise Antisemitismus berichteten. In der An-
moderation war die Rede von «364 Toten und mehr als 
240 Geiseln, die in den Gazastreifen verschleppt wur-
den». Die Beschwerde kritisierte diese falsche Angabe 
und beklagte eine Bagatellisierung des Angriffs durch 
die Hamas (Mailauskunft der HR-Pressestelle vom 
14.11.2025). Unterhalb des Videobeitrags wird als nach-
trägliche Richtigstellung auf den Fehler hingewiesen. 
Als Erklärung heißt es, dass sich die Zahl irrtümlicher-
weise auf das im Studiohintergrund eingeblendete Bild 

des Musikfestivals «Supernova» bezogen hatte, bei dem 
364 Menschen ermordet wurden (HR 2025).

(3) HR, Die hr3 Morningshow:  
Beitrag über Geiselfreilassung (HR)

«Die Kritik richtete sich gegen eine Moderation, die fälsch-

licherweise von einem Geiselaustausch im Nahen Osten 

sprach. Dies war selbstverständlich dahingehend falsch, 

dass Israel anders als die Hamas keine Geiseln, sondern Ge-

fangene zurückgegeben hat. Die Moderation bedauert die-

se unbedacht formulierte irreführende Ausdrucksweise zu-

tiefst und hat auch direkten Kontakt zum Beschwerdeführer 

aufgenommen.» (Mailauskunft der HR-Pressestelle vom 

14.11.2025, ohne Angabe zu Titel und Datum des betreffen-

den Beitrags) 

Eine Beanstandung gab einer mutmaßlich eher propa-
lästinensisch motivierten Beschwerde statt: 

(4) Mdr.de: «Blinde Flecken: Wie in Jena über Gaza 
gesprochen wurde – und über Israel geschwiegen» 
(Beitrag vom 17.6.2025)
Der Online-Artikel schilderte den Vortrag eines 
deutsch-palästinensischen Arztes zur medizinischen 
Versorgung in Gaza in den Räumen der evangelischen 
Studierendengemeinde Jena (siehe Nenninger 2025). 
Der Autor monierte unter anderem, es sei zu wenig 
über die israelische Perspektive gesprochen worden. 
Die Programmbeschwerde hingegen kritisierte, die Be-
richterstattung habe Aussagen im falschen Kontext 
wiedergegeben. Der Artikel wurde offline genommen. 
Laut MDR ist «der Vorgang mit den Beteiligten ausge-
wertet» worden (Mailauskunft der MDR-Pressestelle 
vom 3.12.2025). In einem Transparenzhinweis räumte 
der MDR zwei Falschbehauptungen ein, konkret «dass 
der Antisemitismus-Beauftragte ausgebuht worden 
wäre, sowie dass die Hamas als Befreiungsarmee ge-
feiert worden wäre». Weiter heißt es: «Diese Darstel-
lungen sind nicht korrekt.» (MDR 2025) 

(5) Deutsche Welle
Die Intendanz der Deutschen Welle beanstandete im 
Jahr 2025 einen Beitrag. Details dazu nannte der 
Auslandssender nicht (Mailauskünfte der Pressestelle 
der Deutschen Welle vom 17.12.2025 und 11.2.2026).

Beschwerden ohne Beanstandung
Die Recherche identifizierte 24 förmliche Programmbe-
schwerden, bei denen es nicht zu einer Beanstandung 
kam und zu denen (mehr oder weniger ausführliche) 
Details bekannt sind. 17 von ihnen waren mutmaßlich 
eher proisraelisch, sieben mutmaßlich eher propaläs-
tinensisch motiviert. Sie sind im Folgenden nach Sen-
deanstalt sowie chronologisch aufgelistet. Als Erstes 
folgen die mutmaßlich eher proisraelisch motivierten 
Beschwerden.

44  Anders als bei anderen Rundfunkanstalten kann die ZDF-Intendanz in der Re-
gel keine förmlichen Beanstandungen aussprechen oder Beschwerden für unbe-
gründet erklären. «Abhilfe» bedeutet, dass die Intendanz einen Fehler eingeräumt 
und korrigiert hat.

http://einhalb.de:
http://Mdr.de:
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(6) ZDF, Podcast Lanz & Precht: «Lanz & Precht 
sprechen über Israel und den Gazastreifen»  
(Beitrag vom 13.10.2023)
Im Zwei-Personen-Podcast sagte der Philosoph Richard 
David Precht, orthodoxe Juden dürften aus religiösen 
Gründen nicht arbeiten, außer im Diamanthandel und 
in der Finanzbranche. Zu dieser falschen Aussage gab 
es mehrere Eingaben. Der Intendant antwortete öffent-
lich, da es sich um eine Mehrfachbeschwerde handelte 
(ZDF-Fernsehrat 2023b; ZDF 2023).

  Abhilfe der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz44

(7) ZDF, auslandsjournal: «Vormarsch auf dem Golan: 
Was will Israel in Syrien?» (Beitrag vom 9.4.2025)
Die Beschwerde monierte eine zu israel-kritische Be-
richterstattung einer Auslandskorrespondentin in Be-
zug auf das israelische Vorgehen im syrisch-israe-
lischen Grenzgebiet. Der Vorwurf lautete, es seien 
antisemitische Narrative verbreitet worden (Sitzung 
des ZDF-Fernsehrats vom 18.7.2025, Teilnahme per 
Livestream; ZDF-Fernsehrat 2025a: Programmbe-
schwerde b.16).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat

(8) ZDF, heute journal: Interview mit Friedrich Merz 
(Beitrag vom 28.5.2025)
In einem Interview mit Bundeskanzler Friedrich Merz 
(CDU) sagte die Moderatorin: «Palästinenser haben die 
Angst, dass, wenn alle Geiseln freigelassen werden, 
die israelische Regierung noch massiver vorgeht.» Da-
nach ging sie zum nächsten Fragekomplex über. Die 
Beschwerde verstand die Formulierung als Rechtferti-
gung der Hamas-Gewalt (Sitzung des ZDF-Fernsehrats 
vom 19.9.2025, Teilnahme per Livestream; ZDF-Fern-
sehrat 2025b: Programmbeschwerde b.7).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat

(9) ZDFheute live: «Braucht es einen härteren  
Israel-Kurs?» (Beitrag vom 22.7.2025)
In der Sendung kamen drei Gesprächspartner*innen 
zu Wort. Die Beschwerde kritisierte, dass vom Krieg 
in Gaza, aber nicht vom Terror der Hamas gesprochen 
worden sei und dass die Moderatorin parteiisch agiert 
habe (Sitzung des ZDF-Fernsehrats vom 12.12.2025, 
Teilnahme per Livestream; ZDF-Fernsehrat 2025c: Pro-
grammbeschwerde b.6).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat

(10) ZDF, auslandsjournal-Podcast «Der Trump 
Effekt», Folge 21: «Begeht Israel in Gaza Kriegs
verbrechen?» (Beitrag vom 30.7.2025)
Im einstündigen Videopodcast diskutierten vier 
Korrespondent*innen über die Lage im Nahen Osten, 
insbesondere in Gaza. Laut Petent habe eine Korres-
pondentin durch problematische Äußerungen – etwa 

zur israelischen Armee und zu propalästinensischen 
Demonstrationen – journalistische Grundsätze verletzt 
(ZDF-Fernsehrat 2025c: Programmbeschwerde b.7).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat

(11) ZDF, heute journal: Interview mit Johann  
Wadephul (Beitrag vom 1.8.2025)
Eine Moderatorin interviewte Außenminister Johann 
Wadephul (CDU) während seiner Nahost-Reise, bei der 
er den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Ne-
tanjahu getroffen hatte. Sie fragte: «Wieso lässt Ben-
jamin Netanjahu nicht die zigtausend Lkw nach Gaza 
rein, die voll sind mit Nahrung und mehr?» Der Pe-
tent kritisierte die Angabe als falsch (ZDF-Fernsehrat 
2025c: Programmbeschwerde b.8).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat
(12) ZDF Morgenmagazin: «Friedensabkommen: 
Warten auf Geiseln» (Beitrag vom 13.10.2025)
Mehrere Beschwerden kritisierten die Formulierung 
«palästinensische Geiseln», was «eine Gleichstellung 
mit den israelischen Geiseln der Hamas» sei. Der Inten-
dant räumte einen Fehler der Moderatorin ein. Es habe 
sich um einen Versprecher gehandelt. Davor und da-
nach habe die Moderatorin die korrekte Formulierung 
verwendet. Der Intendant antwortete öffentlich, da es 
sich um eine Mehrfachbeschwerde handelte (ZDF-
Fernsehrat 2025d; ZDF 2025a)

  Abhilfe durch die Intendanz

(13) BR, br.de: «Nahostkonflikt in München –  
Warum das Import Export um seine städtischen 
Fördergelder bangt» (Beitrag vom 11.6.2025)
Ein Online-Beitrag des Bayern-2-Radiomagazins 
Zündfunk thematisierte Antisemitismusvorwürfe ge-
genüber dem Münchener Kulturzentrum «Import Ex-
port». Zitiert wird ein «nichtjüdischer Zionist», der dem 
Club vorwirft, antisemitische Akteur*innen auftreten zu 
lassen, und der eine Demonstration vor dem Club an-
gemeldet hat. Der porträtierte Mann fühlte sich im Bei-
trag falsch dargestellt (BR-Rundfunkrat 2025; Sitzung 
des BR-Rundfunkrats vom 9.10.2025, Teilnahme per 
Livestream).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Rundfunkrat

(14) BR, «ein allgemeiner Vorwurf des Antisemi-
tismus gegenüber einer Korrespondentin»
(Mailauskunft des BR-Rundfunkrats vom 18.11.2025, 
mehr Details gab der Rundfunkrat nicht bekannt)

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Rundfunkrat

http://br.de:
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(15) Mdr.de: «Antisemitismus versus Kunstfreiheit: 
Der Fall ‹Freedom Theatre› in Leipzig» (Beitrag vom 
13.9.2025)
Der Online-Artikel untersuchte die Hintergründe der 
Ausladung des palästinensischen Kollektivs Freedom 
Theatre vom Theaterfestival «euro-scene Leipzig». Laut 
Recherchen des MDR wurde mit dem Entzug von För-
dermitteln gedroht; diese «Prüfkulisse» habe Wirkung 
entfaltet. Der Autor fragte, wie frei Kultur in Leipzig 
noch sei. Die Programmbeschwerde kritisierte tenden-
ziöse Inhalte (Mailauskunft der MDR-Pressestelle vom 
3.12.2025).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch 
die Intendanz

(16) MDR, Sachsenspiegel (keine Nennung  
des Beitragstitels und -datums)
Bei einem Bericht zum «Lagebild Antisemitismus 
2022/23» des Bundesamts für Verfassungsschutz ver-
misste der Beschwerdeführer «eine Kommentierung, 
wie viele der antisemitischen Übergriffe auf in Deutsch-
land asylsuchende Menschen zurückzuführen seien» 
(Mailauskunft der MDR-Pressestelle vom 3.12.2025).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(17) NDR, Eurovision.de: «Forderungen nach 
Ausschluss von Israel vom ESC werden lauter» 
(Beitrag vom 10.5.2025) 
Der Beschwerdeführer kritisierte, dass die im Text feh-
lenden Informationen über den Terrorangriff der Ha-
mas israel-bezogenen Antisemitismus und Hass auf 
Israel fördern könten. Die Redaktion änderte den Ar-
tikel und baute einen Transparenzhinweis ein, was 
dem Beschwerdeführer nicht ausreichte (NDR-Rund-
funkrat 2025a; Sitzungen des NDR-Rundfunkrates 
vom 26.9.2025, 28.11.2025 und 6.2.2026, Teilnahme 
per Livestream).45

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(18) NDR/ARD, Panorama: «Hamas-Geiseln:  
Welche Rolle spielte ‹Bild›?» (Beitrag vom 14.8.2025) 
Im Beitrag ging es um eine Desinformationskampa-
gne des israelischen Ministerpräsidenten Netanjahu 
und die Berichterstattung der Bild-Zeitung. Der Petent 
warf dem Panorama-Beitrag fehlenden Kontext sowie 
Terror- und Hamas-Verharmlosung vor und unterstell-
te den Journalist*innen Aktivismus (NDR-Rundfunkrat 
2025b; Sitzungen des NDR-Rundfunkrates vom 
28.11.2025 und 6.2.2026, Teilnahme per Livestream).46 

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch die 
Intendanz

(19) RBB, rbb24 Abendschau: «Augenzeuge 
berichtet: So schlimm ist der Krieg in Gaza»  
(Beitrag vom 8.12.2023)
In einem Videotagebuch berichtete ein junger Berliner 
mit palästinensischen Wurzeln von seiner Reise in den 

Gazastreifen. Zu sehen sind Bilder der Zerstörung und 
von toten Menschen. Er schilderte emotional, wie er 
die permanente Präsenz von Drohnen erlebt. Der Pe-
tent warf dem rbb vor, propalästinensisch zu berichten 
und Hamas-Propaganda zu verbreiten (Mailauskunft 
der rbb-Pressestelle vom 5./6.11.2025).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(20) SWR (keine Nennung des Beitragstitels,  
Ende Oktober 2025)
Eine Programmbeschwerde kritisierte einen mehr-
fach gesendeten Radio-Nachrichtenbeitrag des SWR. 
Darin, so die SWR-Pressestelle, «kritisiert der Petent, 
unsere Berichterstattung habe Israel einseitig zum 
Aggressor gemacht.» (Mailauskunft der SWR-Presse-
stelle vom 18./23.12.2025).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(21) WDR/ARD, Instagram-Post von Monitor:  
«Berlinale-Kritik: Überzogen» (Post vom 27.2.2024)
In dem Beitrag positionierte sich der Monitor-
Redaktionsleiter Georg Restle kritisch zur Debatte im 
Nachklang der Berlinale 2024. Er schrieb: «Kritik an 
der Besatzung palästinensischer Gebiete ist nicht per 
se antisemitisch. Und es gibt auch keine Pflicht, Ha-
mas-Terror erwähnen zu müssen, wenn Israels Kriegs-
führung in Gaza kritisiert wird. Ob’s einem passt oder 
nicht: Nennt sich Meinungsfreiheit.» Der Petent hielt 
den Post für manipulativ. (WDR 2024a: 8 f.; WDR Mo-
nitor 2024)

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(22) WDR, Instagram-Post von WDR Cosmo: 
«Humanitäre Lage in Gaza» (Post vom 8.5.2025)
Eine Instagram-Galerie enthielt unter anderem Zita-
te eines Caritas-Mitarbeiters und eines Journalisten 
aus Gaza sowie Hinweise auf die Unterernährung von 
Kindern und auf Ermittlungen des Internationalen Ge-
richtshofs. Laut Programmbeschwerde wurde Israel 
dabei einseitig als Verursacher der Notlage dargestellt, 
was gegen Objektivität und Unparteilichkeit verstoße 
(WDR-Rundfunkrat 2025a; WDR 2025: 6)

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Rundfunkrat

Es folgen sieben Programmbeschwerden, die mut-
maßlich eher propalästinensisch motiviert waren:

45  Bei einer ersten Beratung im Rundfunkrat am 26.9.2025 fand sich keine Mehr-
heit für die Empfehlung des Ausschusses, die Beschwerde abzulehnen. Zu einer 
Entscheidung auf der Sitzung am 28.11.2025 kam es nicht, da der Rundfunkrat 
zu dem Zeitpunkt nicht mehr beschlussfähig war. Da der Rundfunkrat erst am 
6.2.2026 – außerhalb des Betrachtungszeitraums der Studie – über die Beschwer-
de entschied (sie wurde abgelehnt), wird sie in der Studie als ausschließlich auf 
Stufe 1 entschiedene Programmbeschwerde gezählt.  46  Siehe Fußnote 45: We-
gen nicht vorhandener Beschlussfähigkeit auf der Sitzung des NDR-Rundfunkra-
tes am 28.11.2025 wurde die Entscheidung auf den 6.2.2026 vertagt (dort wurde 
sie abgelehnt), außerhalb des Betrachtungszeitraums der Studie. 

http://Mdr.de:
http://Eurovision.de:
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(23) ZDF, heute journal: «Gefährliche Arbeit:  
Humanitäre Hilfe in Gaza» (Beitrag vom 30.3.2024)
Die Beschwerde störte sich an der Darstellung, die Ha-
mas habe die Zivilbevölkerung als Geisel genommen, 
auch im Hinblick auf die spätere Einschätzung in einer 
Sendung zwei Tage danach, wonach die Hamas Rück-
halt in der Bevölkerung habe (Sitzung des ZDF-Fern-
sehrats vom 5.7.2024, Teilnahme per Livestream; ZDF-
Fernsehrat 2024a: Programmbeschwerde b.6).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat

(24) ZDF, heute (Titel ließ sich nicht recherchieren; 
Beitrag vom 1.4.2024)
Bemängelt wurde eine unkritische Übernahme von In-
formationen des israelischen Militärs in Bezug auf Ha-
mas-Stellungen in der Entbindungsstation des Al-Schi-
fa-Krankenhauses in Gaza-Stadt. Zudem gab es Kritik 
an der Wiedergabe der israelischen Zusage, die medi-
zinische Versorgung wieder zu ermöglichen (ebd.).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
den Fernsehrat

(25) Deutschlandfunk, DLF-Nachrichten: «Viele Tote 
bei israelischem Angriff auf Hamas-Kommandozen
trale; Palästinenser sprechen von Attacke auf Schule» 
(Beitrag vom 28.5.2025)
Die Nachricht thematisierte einen Angriff, bei dem laut 
palästinensischen Angaben mindestens 25 Menschen 
ums Leben kamen. Vorwurf der Programmbeschwer-
de: Der Bericht bevorzuge Darstellungen des israeli-
schen Militärs und bezeichne Gegenpositionen vage 
als «palästinensische Berichte», ohne sie völkerrecht-
lich einzuordnen.47

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(26) HR, hr3-Nachrichten (kein Beitrag genannt; 
10.11.2024)
Die Kritik richtete sich laut Hessischem Rundfunk ge-
gen «angeblich ausbleibende Berichterstattung über 
einen Angriff der israelischen Armee im Libanon» 
(Mailauskunft der HR-Pressestelle vom 14.11.2025).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(27) NDR/ARD, tagesschau.de: Berichterstattung  
der tagesschau zum Krieg in Nahost (kein Datum 
genannt)48 
Am Beispiel einer Reihe von vier tagesschau.de-
Beiträgen kritisierte der Beschwerdeführer, dass die 
tagesschau-Redaktion ungeprüft israelische Pressemit-
teilungen übernehme. Es sei nicht journalistisch gearbei-
tet worden und es habe keine Recherche und keinen Ver-
such von Wahrheitsfindung gegeben. Um seine Kritik zu 
untermauern, verwies er auf einen Vortrag der Medien-
wissenschaftlerin Nadia Zaboura (2025)49 (NDR-Rund-
funkrat 2025b; Sitzungen des NDR-Rundfunkrates vom 
28.11.2025 und 6.2.2026, Teilnahme per Livestream).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz 

(28) rbb/ARD, Nuhr im Ersten (Beitrag vom 22.5.2025)
Der Kabarettist Dieter Nuhr sagte, die Proteste gegen 
die israelische Teilnehmerin des Eurovision Song Con-
tests (ESC) seien aufgekommen, «weil die israelische 
Sängerin offenbar jüdischen Glaubens war». Und wei-
ter: «Judenhass ist ja neuerdings links. Das hätte sich 
Adolf Hitler auch nicht träumen lassen.» Auch der letz-
te Sieger des ESC wolle «gerne nächstes Jahr den ESC 
judenfrei gestalten». Die Programmbeschwerde rügte, 
es habe «keine wahrheitsgemäße Berichterstattung» 
gegeben (rbb 2025: 14).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz

(29) WDR, «Ali – Ein deutscher Lehrer auf Abwegen» 
(Beitrag vom 13.11.2024) 
Die Dokumentation porträtierte einen ursprünglich 
aus dem Libanon stammenden Wuppertaler Lehrer als 
konservativen und in Teilen extremistischen Moslem. 
Nach der Ausstrahlung der Sendung wurde er vom 
Dienst suspendiert. Die Beschwerde kritisierte pau-
schalisierende Aussagen, unter anderem zum Slogan 
«From the River to the Sea» als anti-israelisch und die 
Bezeichnung einer Demonstration als «pro-Hamas» 
(WDR 2024b, 2025: 5; WDR-Rundfunkrat 2025b).

  Ablehnung der Programmbeschwerde durch  
die Intendanz 

Beschwerden, über die keine Details bekannt sind
Über weitere Programmbeschwerden sind zu weni-
ge Details bekannt, um eine inhaltliche Richtung abzu-
leiten. Teilweise sind zu einer Programmbeschwerde 
der Titel und das Datum des betreffenden Beitrags be-
kannt, manchmal nur vage inhaltliche Stichpunkte zur 
Beschwerde. Zum Teil ergaben Anfragen lediglich Anga-
ben zur Zahl der entschiedenen Programmbeschwerden.

(30–35) ZDF: (30) logo!: «Raketenbeschuss auf Kran-
kenhaus in Gaza» (18.10.2023, ZDF-Fernsehrat 2024b); 
(31) ZDFheute «Update: Antisemitismus an deutschen 
Universitäten» (29.4.2024, ZDF-Fernsehrat 2024c); (32) 
Global PolitiX: «Nahostkonflikt – Was passiert mit Gaza?» 
(8.7.2024, ZDF-Fernsehrat 2024d); (33) ZDFheute: «Go-
lanhöhen: Widerstand gegen Israels Eindringen in Syri-
en» (10.4.2025, ZDF-Fernsehrat 2025e); (34) ZDFheute: 
«Getötete Journalisten in Gaza» (11.8.2025, ZDF-Fern-
sehrat 2025f); (35) auslandsjournal: «Kriminelle Clans 
und Hamas» (16.10.2025, ZDF-Fernsehrat 2025g). 

47  Die Informationen zur Programmbeschwerde stammen von der Person, die die 
Beschwerde eingereicht hat; Mailauskunft vom 2.12.2025.  48  Im Rahmen der 
ARD-internen Arbeitsteilung ist der NDR für die tagesschau zuständig – es sei denn, 
dass Inhalte von anderen Rundfunkanstalten zugeliefert werden (siehe auch Unter-
kapitel 6.1 Anleitung für Beschwerden).  49  Wegen nicht vorhandener Beschlussfä-
higkeit auf der Sitzung des NDR-Rundfunkrats am 28.11.2025 wurde die Entschei-
dung auf den 6.2.2026 vertagt (dort wurde die Beschwerde abgelehnt), außerhalb 
des Betrachtungszeitraums der Studie. Die Beschwerde wurde in der Studie des-
halb als ausschließlich auf Stufe Eins entschiedene Programmbeschwerde gezählt. 

http://tagesschau.de:
http://tagesschau.de
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  Die Angaben stammen aus Berichten der Fern-
sehrats-Vorsitzenden, anhand derer das Plenum  
des Fernsehrats zu jeder Sitzung stichpunktartig 
über eingegangene Programmbeschwerden infor-
miert wird. Alle genannten Programmbeschwerden 
wurden von der Intendanz beantwortet. Der Status 
in den Beschwerdeberichten lautet jeweils 
«beantwortet».50

(36–38) Deutschlandfunk: (36) DLF-Nachrichten: 
«Propalästina-Proteste – wie eine jüdische Studieren-
de mit täglichen Anfeindungen umgeht» (28.6.2024, 
Deutschlandfunk-Hörfunkrat 2024); (37) Informationen 
am Morgen (28.11.2024, Mailauskunft des Deutsch-
landfunk-Hörfunkrats vom 4.11.2025; kein konkre-
ter Beitrag genannt). (38) Der Politikpodcast: «Nötige 
Drecksarbeit oder völkerrechtswidriger Angriffskrieg? 
#430» (20.6.2025, Deutschlandfunk-Hörfunkrat 2025) 

  Die drei Programmbeschwerden wurden  
vom Hörfunkrat (bzw. dem dafür zuständigen 
Programmausschuss) abgelehnt. 

(39–54) Deutschlandfunk: Weitere 16 Programmbe-
schwerden wurden auf Stufe 1 lediglich von der Inten-
danz abgelehnt; keine Details genannt (Mailauskunft 
der Deutschlandfunk-Pressestelle vom 6.2.2026).

(55–57) Bayerischer Rundfunk: (55) «eine Kritik an Ein-
zelaussagen eines Kommentars in den ‹tagesthemen› 
über die Freilassung von palästinensischen Gefange-
nen»; (56) «eine Beschwerde zur Berichterstattung in 
der ‹tagesschau› über die Hungersnot in Gaza: Vorwurf 
der fehlenden journalistischen Sorgfaltspflicht, falsche 
Einordnung der Quellen, irreführende Einordnung der 
Geschehnisse»; (57) «zwei Schreiben zu einem So-
cial-Media-Post einer Korrespondentin (kein konkre-
ter Programminhalt, der vom BR verantwortet wird)» 
(Mailauskünfte des BR-Rundfunkrats vom 18.11.2025 
und Mailauskunft des BR-Rundfunkrats vom 3.2.2026; 
es wurden keine Beitragstitel oder Sendetermine ge-
nannt). Alle Programmbeschwerden wurden vom 
Rundfunkrat abgelehnt. 

Hinzu kommt eine Reihe von Programmbeschwerden, 
die lediglich auf Stufe 1 von der Intendanz beantwor-
tet wurden und sich vor allem auf die tagesschau, das 
wichtigste deutsche Nachrichtenmagazin, bezogen: 

«Die Beschwerden zur Nahost-Berichterstattung richten 

sich gegen die tagesschau und entstehen, weil sich jeweils 

‹die andere Seite› in der Nahost-Berichterstattung unzurei-

chend repräsentiert fühlt. Kritisiert wird vor allem, dass die 

kurzen, tagesaktuellen Beiträge nicht genug Hintergrund 

liefern – oft verbunden mit Forderungen nach stärkerer in-

haltlicher Vertiefung, die jedoch über den Auftrag einer ak-

tuellen Nachrichtensendung hinausgeht.» (Mailauskunft 

der BR-Pressestelle vom 18.11.2025)

Genaue Zahlen liegen nicht vor, da der BR dem Stu-
dienautor nur grobe, nicht aufgeschlüsselte Werte be-
reitgestellt hat (siehe Fußnote 41). 

(58–65) NDR/ARD: (58) tagesschau: «Israel greift Ziele 
in Baalbek an» (30.10.2024); (59) tagesschau.de: «Aus-
schreitungen in Amsterdam – Entsetzen über Angriffe 
auf israelische Fußballfans» sowie ein dazu gehöriger 
Telegram-Beitrag (8.11.2024); (60) tagesschau: Be-
richt über die Freilassung von Geiseln durch die Hamas 
(30.1.2025); (61) tagesschau: «Israel stoppt Schiff mit 
Hilfsgütern für Gaza» (9.6.2025); (62) tagesschau.de: 
«Abgefangene Gaza-Flottille – Mehr als 400 Aktivisten 
festgenommen» (3.10.2025); (63) tagesschau: Bericht-
erstattung über Israel generell (kein Datum genannt); 
(64) tagesschau: Beitrag zur Situation der Drusen in Sy-
rien (kein Datum genannt); (65) tagesschau.de: Vor-
wurf einer einseitigen und unausgewogenen Nahost-
Berichterstattung (kein Datum genannt).

  Alle Programmbeschwerden wurden von der Inten-
danz beantwortet; gegen die Entscheidungen wurde 
kein Widerspruch eingelegt. Wie die Intendanz entschie-
den hat, ist nicht bekannt (Mailauskunft des NDR-Rund-
funkrates vom 9.2.2026; siehe auch Fußnote 42)

(66–72) Deutsche Welle: Im Jahr 2024 gab es zwei, 
im Jahr 2025 vier von der Intendanz abgelehnte Pro-
grammbeschwerden sowie eine weitere Beschwerde, 
die der Rundfunkrat der Deutschen Welle im Jahr 2024 
ablehnte. Weitere Details nannte der Sender nicht 
(Mailauskünfte der Deutsche-Welle-Pressestelle vom 
17.12.2025 und 9.2.2026).

Bei Radio Bremen und dem Saarländischen Rundfunk 
gab es keine förmlichen Programmbeschwerden zu 
Nahost-Berichterstattung. Keine Auskunft kann zu Pro-
grammbeschwerden gegeben werden, die sich direkt 
an Arte richteten.51 

3.3 PROGRAMMBEOBACHTUNGEN
Ein weiteres Aufsichtswerkzeug der Rundfunkräte sind 
zielgerichtete Beobachtungen. Dabei sichten die Mit-
glieder des jeweiligen Programmausschusses zwi-
schen Ausschusssitzungen ausgewählte Sendungen. 
Solche Programmbeobachtungen werden von fast al-
len Rundfunkräten dokumentiert.

Zwei Gemeinschaftssender ohne eigene Rund-
funkräte betreiben (bzw. betrieben) Programmbeob-
achtung über speziell für diesen Zweck eingerichtete 
Gremien: den ARD-Programmbeirat52 sowie einen Pro-
grammbeirat für Arte Deutschland und einen übergrei-
fenden deutsch-französischen Programmbeirat für alle 
Arte-Inhalte. Die ARD-Anstalten (etwa MDR oder rbb) 
entsende(te)n jeweils Vertreter*innen in diese Beiräte.

Zwischen 2023 und 2025 gab es etwa Programm-
beobachtungen zu Wirtschaftsberichterstattung, po-
litischen Talkshows, abendlichen Krimiserien und ein-

50  Zu den Antwort-Optionen der ZDF-Intendanz siehe Fußnote 40.  51  Die Arte-
Pressestelle hat dazu keine Zahlen geliefert (Mailauskunft der Arte-Pressestelle 
vom 20.1.2026; siehe auch Fußnote 43).  52  Im Zuge des novellierten Medien-
staatsvertrags löste sich der ARD-Programmbeirat Ende 2025 auf; die Aufgabe 
übernimmt der Programmausschuss der neu entstandenen Gremienvertreterkon-
ferenz (siehe Kapitel 3.6). 

http://tagesschau.de:
http://tagesschau.de:
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zelnen Podcastformaten. Die Ergebnisse sind meist 
positiv. Manchmal werden Kleinigkeiten kritisiert, et-
wa eine zu sensationalistische Darstellung oder eine zu 
wenig packende Dramaturgie.

Ein Blick in die Vergangenheit zeigt allerdings, dass 
Programmbeobachtung durchaus unbequem sein 
kann. So hatte sich der ARD-Programmbeirat im Jahr 
2014 ein kontroverses Thema vorgenommen: die 
ARD-Berichterstattung infolge des Angriffs Russ-
lands auf die Ukraine. Laut eines in Teilen öffentlich ge-
wordenen Sitzungsprotokolls (Daniljuk 2014)53 hatte 
sich der Beirat aufgrund einer Kritik an «Einseitigkeit» 
und «mangelnde[r] Differenziertheit sowie Lücken-
haftigkeit» für eine umfassende und systematische 
Programmbeobachtung entschieden. In einem Be-
obachtungsmarathon hatten die Beiratsmitglieder ver-
schiedene «Brennpunkt»-Sendungen, diverse Maga-
zinbeiträge und Talkshows zu dem Thema untersucht. 

Im Ergebnis kam der Beirat zu dem Schluss, die Be-
richterstattung habe «teilweise den Eindruck der Vorein-
genommenheit erweckt». Es seien, wie es im öffentlich 
gewordenen Sitzungsprotokoll heißt, «in der Recher-
che – die vor Ort meist nur unzureichend geleistet wer-
den könne – wichtige und wesentliche Aspekte nicht 
oder nur unzureichend beleuchtet worden, obwohl sie 
für ein Urteil über die Situation essenziell gewesen wä-
ren». An vielen Stellen sei nicht ausreichend differenziert 
worden. Es folgt ein Satz, der wie eine Ohrfeige klingt: 
«Nach Ansicht des Programmbeirats wäre in diesem 
Zusammenhang eine gründlichere Recherche durch 
die politischen Redaktionen notwendig und hilfreich, 
für eine vollständige Hintergrundberichterstattung im 
Grunde unentbehrlich gewesen.» (Ebd.) Der Beirat lis-
tete zehn Fragenkomplexe auf, die fahrlässigerweise nur 
unzureichend behandelt worden seien. Die Ergebnisse 
führten zu einer kontroversen öffentlichen Debatte.

Auch die Nahost-Berichterstattung steht in der Kritik, 
einseitig, undifferenziert und lückenhaft zu sein. Inwie-
fern wurde auch hier gezielt hingeschaut?

Bei den Rundfunkräten gibt es keinerlei Hinweise auf 
eine vergleichbar systematische Programmbeobach-
tung, desgleichen beim ARD-Programmbeirat. 

Beim Programmbeirat von Arte Deutschland stand 
das Thema zwei Mal auf der Tagesordnung. Im Kurz-
protokoll einer Sitzung vom Dezember 2023 heißt es: 
«Schwerpunkt der Programmbeobachtungen waren 
Berichte zum Terroranschlag und Krieg im Nahen Os-
ten.» Die Mitglieder sichteten zwei Dokumentationen, 
die jeweils gut abschnitten. Zur Arte-Dokumentation 
«Hamas-Angriff aufs Festival – Die Überlebenden des 
Wüsten-Raves» lautete das Urteil: «Die einordnende 
Nutzung von Privataufnahmen bei historischen Ereig-
nissen, der sensible und zugleich aufwühlende Um-
gang mit dem Bildmaterial und die zeitnahe journalis-
tische Aufarbeitung unmittelbar nach dem Ereignis 
sieht der Beirat als wegweisend an.» Über die bereits 
vor dem 7. Oktober 2023 ausgestrahlte SWR/Arte-Do-
kumentation «Der Nahe Osten zwischen Krieg und Frie-
den – Machtverschiebung in der Krisenregion» heißt es, 

sie biete «einen guten Überblick über geopolitische und 
wirtschaftliche Entwicklungen und Konflikte im Nahen 
Osten der zurückliegenden Jahre» und zeige Zusam-
menhänge auf, «die in der Tagesberichterstattung so 
nicht dargestellt werden können» (Programmbeirat von 
Arte Deutschland o. D., Sitzung vom 13.12.2023).

Außerdem beschäftigte sich der Beirat im März 2025 
mit der Arte-Dokumentation «Das System Hamas», die 
Ergebnisse der Beobachtung sind allerdings nicht do-
kumentiert (ebd., Sitzung vom 25./26.3.2025).

Im deutsch-französischen Programmbeirat von Arte 
(GEIE) war Ende 2024 eine zielgerichtete Programm-
beobachtung im Gespräch. Ein französisches Mit-
glied hatte sie vorgeschlagen (rbb-Rundfunkrat 2024a: 
77).54 Der Vorschlag wurde diskutiert, jedoch kam es 
letztendlich nicht zu einer Programmbeobachtung. 

3.4 SONSTIGE THEMATISIERUNG VON 
NAHOST-BERICHTERSTATTUNG
«Einzelne Mitglieder des Rundfunkrats sprachen … von 
einem Vertrauensverlust»

Im Dezember 2023 positionierte sich ein Rund-
funkrat vorsichtig öffentlich zum Thema. Per Presse-
mitteilung teilten Rundfunkrat und Verwaltungsrat des 
Hessischen Rundfunks einen gemeinsamen Beschluss 
mit: Es gelte, bei der Berichterstattung zu Nahost alle 
Seiten und Perspektiven zu beachten – gleichermaßen 
die israelischen Geiseln und die palästinensische Zivil-
bevölkerung, die Gefahr von Antisemitismus und von 
antimuslimischem Rassismus.

Der Beschluss findet lobende Worte für das Ringen 
um journalistische Qualität, konstatiert aber auch, dass 
gelegentlich etwas schief laufe: «In den Beratungen 
der Ausschüsse kamen auch Fehler in der Berichter-
stattung und in den Hintergrundsendungen zur Spra-
che.» Der HR-Rundfunkrat ruft zu journalistischer 
Sorgfalt auf und ermuntert «die Redaktionen zu einem 
offensiven Umgang mit Fehlern und den erforderlichen 
Korrekturen» (HR-Rundfunkrat 2023a).

Die Diskussion wurde fortgesetzt: Im Ergebnisbe-
richt einer Rundfunkratssitzung vom Februar 2024 
heißt es zum Tagesordnungspunkt «Aktuelles»:

«Einzelne Mitglieder des Rundfunkrats sprachen im Zu-

sammenhang mit der subjektiven Wahrnehmung einer Ver-

nachlässigung des Leidens der Zivilbevölkerung im Gaza-

Streifen von einem Vertrauensverlust in ohnehin schwer 

erreichbaren Zielgruppen. Insbesondere Kontextualisie-

rung und Perspektivenvielfalt seien wichtige Parameter, um 

die Akzeptanz für Programmangebote des öffentlich-recht-

lichen Rundfunks zu erhöhen.» (HR-Rundfunkrat 2024)

Was steckt hinter diesen verklausulierten Sätzen? 
Statt «einzelne Mitglieder» hätte es laut Khola Mary-
am Hübsch auch «genau ein Rundfunkratsmitglied» 

53  In der über archive.org rekonstruierbaren ursprünglichen Version des telepolis-
Artikels war der Bericht als Pdf verlinkt.  54  Im Bericht des rbb-Rundfunkrats zur 
Sitzung am 1.10.2024 heißt es: «Jean-Etienne Cohen-Seat [ein französisches Mit-
glied des Beirats] teilt seine Idee, darüber zu sprechen, wie ARTE in Dokumentar-
filmen, Reportagen, Magazinen und im ARTE Journal den Nahostkonflikt behan-
dele. Er schlägt vor, alle Ausgaben von ARTE Journal aus einer bestimmten Woche 
diesbezüglich anzuschauen und zu analysieren.» 

http://archive.org
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heißen können.55 Hübsch war von 2021 bis Ende 2024 
als Vertreterin der muslimischen Community in Hessen 
Mitglied des Rundfunkrats. Sie habe die Nahost-Be-
richterstattung immer wieder in Sitzungen des Rund-
funkrats kritisiert, sich dabei oft isoliert gefühlt und 
nicht den Eindruck gehabt, dass ihr Engagement ihr 
große Sympathie einbringen würde. Sie war froh, dass 
es Ende 2023 zu diesem öffentlichen Statement kam, 
hätte sich aber konkretere Aussagen gewünscht.56

No other price?
Der Rundfunkrat des rbb beschäftigte sich im April 2024 
mit den Ereignissen auf der Berlinale 2024. Dort ging 
der mit 40.000 Euro dotierte Dokumentarfilmpreis (den 
der rbb gestiftet hatte) an die Dokumentation «No Other 
Land» eines israelisch-palästinensischen Kollektivs. Bei 
der Preisverleihung kritisierten ein israelischer und ein 
palästinensischer Filmemacher die israelische Kriegs-
führung mit harten Worten, was zu heftigen Antisemitis-
musvorwürfen führte. Laut dem Vorsitzenden des Pro-
grammausschusses, Dr. Moshe Abraham Offenberg, 
Vertreter der jüdischen Gemeinden in Berlin und Bran-
denburg, habe man sich auf der letzten Ausschusssit-
zung kritisch zur Berlinale und zum Dokumentarfilmpreis 
ausgetauscht. Aus Zeitgründen habe der Ausschuss kei-
ne Empfehlung formuliert, dies wolle er nun nachholen. 
Er schlug dem Gremium folgende Formulierung vor:

«Der Rundfunkrat empfiehlt der Intendantin bei einer Ver-

einbarung zwischen Berlinale und rbb zum rbb Dokumen-

tarfilmpreis für den besten Dokumentarfilm des Festivals, im 

Falle einer Zusage der Bereitstellung von Preisgeld in beliebi-

ger Höhe, die Festlegung einer inhaltlichen Beteiligung des 

rbb durch das Entsenderecht eines im Dokumentarischen er-

fahrenen rbb-Redaktionsmitglieds in die Jury des rbb-Doku-

mentarfilmpreises zu entsenden.» (rbb-Rundfunkrat 2024b)

Nach einer Debatte stimmte der Rundfunkrat diesem 
Vorschlag mit 14 Ja- und vier Nein-Stimmen sowie drei 
Enthaltungen zu.57 

Das ZDF und der getötete Fernsehtechniker
Auf einer Sitzung des ZDF-Fernsehrats im Dezember 
2025, bei der über Konsequenzen aus der Tötung des 
technischen Mitarbeiters der palästinensischen Pro-
duktionsfirma PMP durch das israelische Militär in Ga-
za gesprochen wurde, gab es hingegen kaum Diskussi-
onen.58 Das ZDF-Studio hatte lange mit PMP in Tel Aviv 
zusammengearbeitet. Auch dieses Thema war zuvor 
bereits im Programmausschuss besprochen worden. 
Die ZDF-Chefredakteurin Bettina Schausten meinte, 
dass die Zusammenarbeit mit PMP stets gut gewesen 
sei. Die Berichterstattung habe «in keinster Weise pro 
Hamas» gewirkt. Der ZDF-Intendant Norbert Himm-
ler erzählte, man habe erst nach der Tötung des Tech-
nikers Informationen vom israelischen Militär erhalten. 
Es habe eine Weile gedauert, bis die israelische Seite 
Beweise für die Tätigkeit des Technikers für die Terror-
organisation Hamas präsentierte; diese habe das ZDF 
akzeptiert. Als eine Konsequenz aus dem Fall führe man 
systematischere Background-Checks der Mitarbeiten-

den durch. Im Anschluss lobte ein CDU-Minister aus 
NRW die Aufklärungsbemühungen des ZDF, ansonsten 
gab es keine Wortmeldungen (Sitzung des ZDF-Fern-
sehrats am 12.12.2025; Teilnahme per Livestream).

Israelische Teilnahme am Eurovision Song Contest?
Es wäre zumindest denkbar gewesen, dass ein gesell-
schaftliches Streitthema für Diskussionen oder Be-
schlüsse in den Rundfunkräten gesorgt hätte: die Fra-
ge, ob die Europäische Rundfunkunion (EBU) den 
israelischen Sender KAN vom ESC ausschließen sollte. 
Und daran anschließend: wie sich der deutsche ESC-
Entsender dazu positionieren sollte. Bis Ende 2025 lag 
die Organisation der deutschen Teilnahme am ESC 
beim NDR. Für die Planung und Durchführung des 
ESC ist ab 2026 der SWR verantwortlich.

Öffentliche Positionierungen dazu gab es nicht. In 
einer Sitzung des Programmausschusses Informati-
on des SWR-Rundfunkrats am 25. September 2025 in-
formierte der SWR-Programmdirektor unter anderem 
über «die Planungen beim ESC» und «die aktuellen Dis-
kussionen innerhalb der EBU». In der anschließenden 
Diskussion bemängelten Mitglieder des Programm-
ausschusses, dass die ARD und der SWR hinsichtlich 
der Teilnahme des israelischen Senders «unentschie-
den» seien (SWR-Rundfunkrat 2025: 29). In der Aus-
schusssitzung sei «der Wunsch bzw. die Erwartung 
formuliert [worden], sich gegenüber der EBU eindeutig 
zu positionieren, da KAN nicht vom Wettbewerb aus-
geschlossen werden dürfe» (Mailauskunft des SWR-
Rundfunkrats vom 27.1.2026).

Laut Aussage des NDR-Rundfunkrats habe man 
sich regelmäßig mit dem Thema beschäftigt, aber 
ebenfalls keinen Beschluss dazu gefasst (Mailauskunft 
des Vorsitzenden des NDR-Rundfunkrats Dr. Nico Fi-
ckinger vom 3.12.2025).

Weitere Thematisierungen  
der Nahost-Berichterstattung
In öffentlich zugänglichen Dokumenten finden sich 
weitere, spärliche Hinweise auf Thematisierungen – 
zum Teil in Rundfunkratssitzungen, zum Teil in nicht-öf-
fentlichen Ausschusssitzungen:59

55  Quelle: persönliches Gespräch mit Khola Maryam Hübsch am 21.11.2025. 
56  Hübsch habe vorgeschlagen, einen weiteren Abschnitt aufzunehmen, was aber 
nicht passiert sei: «In einer Kriegssituation haben Journalistinnen und Journalisten 
eine besondere Verantwortung, Informationen gründlich und kritisch zu prüfen, da 
Kriegsparteien grundsätzlich misstraut werden muss. Das Leid der zivilen Bevöl-
kerung sowie mögliche Menschen- und Völkerrechtsverletzungen sollten einen 
Schwerpunkt in der Berichterstattung bilden. Die Einschätzung unabhängiger Or-
ganisationen muss dabei eine besondere Aufmerksamkeit erhalten.» (Mailauskunft 
von Khola Maryam Hübsch vom 21.11.2025)  57  Zur Einlösung der Empfehlung kam 
es nicht. Im Juni 2024 zog sich der Sender aus der Finanzierung des Preises zurück. 
Der Branchenverband Arbeitsgemeinschaft Dokumentarfilm (AG Dok) sprach von 
einem «unangenehmen Nachgeschmack» und vermutete eine verzögerte Reakti-
on auf den Berlinale-Skandal, was der rbb jedoch bestritt, der finanzielle Gründe an-
führte (AG Dok 2024).  58  Am 19.10.2025 traf eine Rakete des israelischen Militärs 
den Sitz der Palestine Media Production (PMP) im Süden Gazas. Dabei wurden der 
Übertragungstechniker Ahmed Abu Matar und der achtjährige Sohn eines ande-
ren Mitarbeiters getötet sowie ein weiterer Mitarbeiter verletzt. Laut Aussage des 
israelischen Militärs sei Matar ein Mitarbeiter des militärischen Arms der Hamas 
gewesen. Das ZDF hatte die Tötung erst kritisiert, dann aber, nachdem das israeli-
sche Militär Dokumente vorgelegt hatte, die den Vorwurf belegen sollten, die Zu-
sammenarbeit mit PMP beendet.  59  Details dazu ließen sich bei den Gremienge-
schäftsstellen bzw. Intendanzen mit Verweis auf die Vertraulichkeit der jeweiligen 
Sitzungen nicht in Erfahrung bringen.
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MDR, Sitzung MDR-Rundfunkrat am 9.10.2023: Ein 
Mitglied kritisiert die seiner Meinung nach unzurei-
chende Berichterstattung zum Angriff der Hamas. Er 
habe sich für die ARD und den MDR geschämt und bit-
tet um eine Auswertung der Berichterstattung, um die-
se zu verbessern (Stawowy 2023; Mailauskunft des 
MDR-Rundfunkrats vom 5.12.2025).

ZDF, Sitzung Programmausschuss Chefredaktion 
am 16.11.2023: Tagesordnungspunkt: «Berichterstat-
tung über die Eskalation in Nahost – Der Programmaus-
schuss Chefredaktion nimmt den Sachstandsbericht 
zur Berichterstattung über die Eskalation in Nahost zur 
Kenntnis.» (ZDF-Fernsehrat 2023c) 

HR, Sitzung Fernsehausschuss am 4.12.2023: «Die 
Ausschussmitglieder diskutieren mit dem Ersten Chef-
redakteur und der Chefredakteurin Digitales von ARD 
Aktuell über Kritikpunkte an der Nahost-Berichterstat-
tung der ARD.» (HR-Rundfunkrat 2023b)

Deutschlandfunk, Sitzung Programmausschuss am 
13.12.2023: «Der Programmausschuss befasste sich 
in dieser Sitzung schwerpunktmäßig mit der aktuel-
len Nahost-Berichterstattung. Die Gremienmitglieder 
informierten sich dabei im Gespräch mit dem aus Tel 
Aviv zugeschalteten Korrespondenten Jan-Christoph 
Kitzler sowie seinem Vorgänger Benjamin Hammer 
über die Herausforderungen, sachlich und angemes-
sen über den Konflikt zu berichten.» (Deutschlandfunk-
Hörfunkrat 2023)

NDR, Sitzung Landesrundfunkrat Hamburg am 
6.3.2024: «Intensiv hat das Gremium zudem über die 
Berichterstattung des Landesfunkhauses zum Thema 
‹Antisemitismus im Hamburger Kulturbetrieb› disku-
tiert.» (NDR-Landesrundfunkrat Hamburg 2024)

SWR, Sitzung Rundfunkrat am 13.9.2024: Unter dem 
Tagesordnungspunkt «Bericht des Programmdirektors 
und Aussprache» ging es unter anderem um «die Be-
richterstattung der Auslandsabteilung des SWR zur La-
ge in Nahost». (SWR-Rundfunkrat 2024: 17)

ZDF, Sitzung Programmausschuss Chefredaktion 
am 20.11.2025: Tagesordnungspunkt: «Die Nahost-
Berichterstattung anhand von Werkstattberichten aus 
den ZDF-Auslandsstudios Tel Aviv und Kairo», Gäs-
te: Thomas Reichart (Leiter des ZDF-Studios Tel Aviv) 
und Golineh Atai (Leiterin des ZDF-Studios Kairo) (ZDF-
Fernsehrat 2025h)

Insgesamt ist die Bilanz bei den Rundfunkräten also 
sehr dürftig. Wie kommt das – angesichts der öffentli-
chen Kritik an der Nahost-Berichterstattung, auch der 
öffentlich-rechtlichen Sender?

Dazu äußerte sich die Vorsitzende des Hörfunkrats, 
Katrin Hatzinger, auf Nachfrage: Die Nahost-Bericht-
erstattung polarisiere auch beim Deutschlandfunk-
Publikum und sie spiegele sich durchaus in der Arbeit 
des Gremiums wider. Wie die vom Sender vorgestell-
ten Berichte über Lob, Beschwerden und Kritik zeigten, 
sei die Wahrnehmung beim Publikum unterschiedlich: 
«Den einen ist die Berichterstattung zu israel-freund-
lich, bei den anderen kommt die Sichtweise der Palästi-
nenser zu kurz. Das nehmen die Hörfunkratsmitglieder 

natürlich auf und gleichen es mit ihren eigenen Hör
eindrücken ab.» Dabei sei zu beachten, dass der Hör-
funkrat das Gesamtangebot und nicht nur einzelne Bei-
träge im Blick habe (Mailauskunft von Katrin Hatzinger 
vom 25.11.2025).

3.5 DISKUSSION: EINE BEANSTANDUNG 
FINDET NICHT STATT?
Was bewirken Beschwerden beim Rundfunkrat? Im 
gesamten öffentlich-rechtlichen System kam es im Be-
obachtungszeitraum zu fünf Beanstandungen zu Nah-
ost-Berichterstattung – alle erfolgten durch die jeweili-
ge Intendanz, keine durch einen Rundfunkrat. 

Nach innen wirken sie – immerhin entscheidet hier 
nicht (wie beim Presserat) ein externer Verein, son-
dern das oberste Organ der jeweiligen Rundfunkan-
stalt: die Intendanz (Stufe 1) bzw. der Rundfunkrat (Stu-
fe 2). Als Folge einer Programmbeschwerde wird der 
beanstandete Beitrag aus der Mediathek oder von der 
Sender-Website gelöscht, dort bearbeitet oder mit ei-
nem Hinweis versehen. Das geschieht auch, wenn der 
Rundfunkrat oder die Intendanz zwar keine Beanstan-
dung feststellt, aber trotzdem Fehler einräumt. Und: 
Programmbeschwerden sind unangenehm – sie kos-
ten Zeit und unter Umständen Reputation. Die betref-
fende Redaktion muss sich dazu äußern. Manchmal 
wird sie oder werden einzelne Redakteur*innen in den 
Programmausschuss oder Rundfunkrat «vorgeladen».

Die Außenwirkung von solchen Beanstandungen 
ist allerdings überschaubar. Hinweise auf Änderungen 
und die Gründe dafür landen manchmal auf Korrektu-
ren-Überblickslisten. Allerdings ist es – anders als beim 
Presserat – schlicht nicht vorgesehen, dass eine Be-
anstandung im Programm bekannt gemacht wird60 – 
obwohl Rundfunkräte das laut Medienstaatsvertrag 
durchaus verlangen könnten.61

Durch diese Praxis tut eine Beanstandung nur wenig 
weh – die entsprechenden Redaktionen müssen nicht 
vor großem Publikum Fehler einräumen, außerdem er-
fährt nur ein Bruchteil des ursprünglichen Publikums des 
Beitrags, dass hier etwas beanstandet wurde. Zudem 
werden Beanstandungen im besten Fall zurückhaltend 
dokumentiert, aber nie offensiv kommuniziert. Bei eini-
gen Rundfunkräten erfährt man Details von Beanstan-
dungen, wenn man sich aktiv durch Sitzungsprotokol-
le oder vierteljährliche Beschwerdeberichte arbeitet. Bei 
anderen hingegen erfährt man lediglich Titel von bean-
standeten Beiträgen, manchmal noch nicht einmal das.

60  Denkbar wäre etwa, eine Beanstandung in der Fernseh- oder Radiosendung 
zu veröffentlichen, in der der kritisierte Beitrag lief.  61  In § 49 (Veröffentlichung 
von Beanstandungen) des Medienstaatsvertrags heißt es: «Die zuständigen Auf-
sichtsgremien der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
des ZDF und des Deutschlandradios können vom Intendanten verlangen, dass er 
bei Rechtsverstößen Beanstandungen der Gremien im Programm veröffentlicht.» 
(Medienstaatsvertrag 2025) 
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Die Scheu vor der Beanstandung
Der freie Radiojournalist Stefan Fries beobachtet die 
Arbeit von Rundfunkräten seit Jahren; für das Jahr 
2024 hat er 1.129 Einzelbeschwerden recherchiert; die-
se führten jedoch nur zu fünf Beanstandungen, die sich 
auf zwei Beiträge bezogen (Fries 2025). Fries dazu: «Ich 
verstehe nicht, welches Interesse Rundfunkräte ha-
ben, den Sendern den Rücken freizuhalten. Die könn-
ten ruhig öfter sagen: Da wurde ein Fehler gemacht, 
wir stellen offiziell einen Verstoß gegen Programm-
grundsätze fest.» (Mey 2025c) 

Die Antwort auf Programmbeschwerden scheint 
also meist zu lauten: Eine Beanstandung findet nicht 
statt. Für diese Zurückhaltung gibt es zum einen kul-
turelle Gründe. Die Gremien sind Teil der Rundfunkan-
stalten, die sie beaufsichtigen sollen. Um der Intendanz 
und den Redaktionen die Arbeit nicht unnötig schwer 
zu machen, äußert man Kritik in nicht-öffentlichen Aus-
schusssitzungen, aber nicht in Form einer Beanstan-
dung. Auch, weil man den zunehmenden Angriffen auf 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch rechte Ak-
teure und Medien nicht unnötig Futter geben will.

Wie die Protokolle von Rundfunkratssitzungen und 
auch persönliche Eindrücke des Autors von Rund-
funkratssitzungen zeigen, ist zudem die Überzeugung 
verbreitet, dass die rechtliche Schwelle für eine förm-
liche Beanstandung beinahe unerreichbar hoch ist. Es 
wirkt mitunter, als befürchte man, mit einer förmlichen 
Beanstandung gleich die Legitimität der Rundfunkan-
stalt als Ganzes infrage zu stellen. Auch bei Beiträgen, 
die für heftige Kritik sorgen, kommt eine Mehrheit für 
eine Beanstandung oft doch nicht zustande.62

Allerdings geben die gesetzlichen Grundlagen ei-
ne solche Zurückhaltung nicht zwingend her. Die auf 
den Medienstaatsvertrag zurückgehenden jeweiligen 
Staatsverträge schreiben Ausgewogenheit und Viel-
falt über das ganze Programm hinweg vor. Dafür sind 
Programmbeschwerden nicht zuständig, da es um ein-
zelne Beiträge gehen muss. Die Verträge verpflichten 
die Sender aber – wie der Pressekodex – auf journalis-
tische Standards: Fairness, sorgfältige Recherche, ei-
nen kritischen Umgang mit Quellen und ein Verbot von 
Diskriminierung. So etwas lässt sich mit Programmbe-
schwerden adressieren. 

Beim Umgang mit öffentlich-rechtlichen Programm-
beschwerden fällt ein Widerspruch auf: Man könnte 
erwarten, dass Rundfunkräte mit ihren diversen Hin-
tergründen kritischer mit dem Programm umgehen. 
Tatsächlich zeigen gerade Intendanzen weniger Zu-
rückhaltung, sie scheinen die rechtliche Schwelle für 
Beanstandungen für deutlich niedriger zu halten.

Meistens erfährt man von Beanstandungen auf Stu-
fe 1 nichts. Unter denen, die bekannt werden, sind 
auch solche, die sich auf eher geringe Verstöße be-
ziehen. So beanstandete die rbb-Intendanz, dass 
bei einem Interview mit dem damaligen Grünen-Ko-
Vorsitzenden Omid Nouripour in einer Grafik «fälschli-
cherweise von ‹Prozenten› anstelle von ‹Prozentpunk-
ten› die Rede» war (rbb 2024: 10). Die Intendanz des 

SWR gab zwei Programmbeschwerden bei Nachrich-
tenformaten statt; dabei ging es um einen «Zitatfehler 
bei ‹Newszone›» (eine Nachrichten-App für eine jun-
ge Zielgruppe) sowie «eine Verwechslung eines Unter-
nehmens bei einem Artikel von ‹SWR Aktuell›» (Mai-
lauskunft der SWR-Pressestelle vom 18.12.2025).

Da sich die Zurückhaltung bei Beanstandungen offen-
sichtlich nicht zwingend aus den geltenden Regeln er-
gibt, wäre zu diskutieren, ob hinter der «Wir beanstan-
den fast nie»-Praxis von Rundfunkräten eher ein nicht 
hinterfragtes Rechts- und Rollenverständnis steht. 

Auswirkungen des Reformstaatsvertrags
Seit dem 1. Dezember 2025 gilt eine durch den sieb-
ten Medienänderungsstaatsvertrag («Reformstaatsver-
trag») novellierte Fassung des für den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk maßgeblichen Medienstaatsvertrags. 
Diese sieht geringfügige Änderungen bei der Medien-
aufsicht vor.

Die Rundfunkräte bleiben weiterhin als oberste 
Machtgremien zuständig für Programmbeschwerden 
und Programmbeobachtung. Zusätzlich entsteht eine 
übergeordnete Struktur, die die Arbeit des öffentlich-
rechtlichen Systems in Gänze bewerten soll. In diesem 
Medienrat sitzen sechs Personen – zwei Mitglieder wer-
den von der Gremienvertreterkonferenz der ARD ent-
sandt, je eine Person vom ZDF und vom Deutschland-
radio und zwei von den Bundesländern. Der Medienrat 
bewertet alle zwei Jahre in einem Auftragsbericht, wie 
das öffentlich-rechtliche System seinen Programmauf-
trag erfüllt. Die Rundfunkräte sind angehalten, die Er-
kenntnisse des Medienrats zu beachten.

Zudem gibt es im neuen Medienstaatsvertrag eine 
eher kosmetische Änderung. Bisher sprachen in der 
Gremienvorsitzendenkonferenz die Vorsitzenden aller 
Rundfunk- und Verwaltungsräte von ARD-Anstalten 
über aktuelle Entwicklungen. Daraus wird die Gremien-
vertreterkonferenz, in der auch einfache Mitglieder der 
jeweiligen Räte sitzen können. Diese ist laut Medien-
staatsvertrag vage für «die Gremienkontrolle der in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-
ten» zuständig, sie kann allerdings nur unverbindliche 
Stellungnahmen zu einzelnen Rundfunkräten verfassen.

Über die Frage, wie sich die Reform des Medien-
staatsvertrags auswirken wird, kann nur spekuliert 
werden. Es ist zweifelhaft, ob der neue übergreifende 
Medienrat die Defizite bei der Medienaufsicht durch 
Rundfunkräte ausgleichen wird.

62  Beispielhaft sei auf eine Programmbeschwerde bei Radio Bremen verwiesen. Zu 
einer Umfrage der Sendung buten un binnen zu «Bremens Asyl- und Migrationspolitik» 
gab es zwei Beschwerden, unter anderem vom Flüchtlingsrat Bremen, der der Umfra-
ge tendenziöse Fragen und Rassismus vorwarf. Das Protokoll schildert die Diskussi-
on im Rundfunkrat auf 18 Seiten. Verschiedene Mitglieder sahen grobe Verstöße und 
plädierten für die Beschwerde. Die Intendantin und der Rundfunkratsvorsitzende ar-
gumentierten dagegen. Am Ende wurden beide Beschwerden mit knapper Mehrheit 
abgelehnt (siehe Radio Bremen Rundfunkrat 2024: 10 ff.; Flüchtlingsrat Bremen 2023). 
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4 MEDIENANSTALTEN: RTL, SAT.1, N-TV & CO.

Die Aufsicht über den privaten Rundfunk und über 
digitale Medienangebote liegt in den Händen von 
14 Medienanstalten. In der Regel gibt es eine Anstalt 
pro Bundesland. Hamburg und Schleswig-Holstein 
sowie Berlin und Brandenburg teilen sich eine Me-
dienanstalt.

4.1  INSTITUTION UND VERFAHREN
Die Kernaufgabe der Medienanstalten besteht darin, 
Rundfunkfrequenzen und -lizenzen für Fernseh- und 
Radiosender zu vergeben und spezifische Vorgaben zu 
überwachen – etwa dass bundesweite Vollprogramme 
regionale Fenster, Sendeplätze für unabhängige Dritte 
und einen Mindestanteil an Kultur und Informationen 
anbieten. Außerdem finanzieren Medienanstalten un-
ter anderem nichtkommerzielle Lokalradios, betreiben 
eigene und fördern externe Medienkompetenzprojek-
te, beobachten die Marktverhältnisse in der digitalen 
Welt und versuchen sie zu regulieren. Und sie beauf-
sichtigen private Fernseh- und Hörfunksender sowie 
rein digitale Medien.

Medienanstalten sind also faktisch Behörden. Sie 
sollen allerdings unabhängig von politischer Einfluss-
nahme arbeiten. Finanziert werden sie über einen klei-
nen Anteil des Rundfunkbeitrags. Ihr oberstes Macht-
organ ist stets der Medienrat (bei manchen Anstalten 
heißt dieses Gremium auch Medienkommission oder 
Versammlung).

Diese Gremien ähneln in der Zusammensetzung 
meist den öffentlich-rechtlichen Rundfunkräten.63 Sie 
wählen den bzw. die Direktor*in der jeweiligen Medien
anstalt, stimmen über den Wirtschaftsplan ab und 
entscheiden über behördliche Maßnahmen wie die 
Vergabe von Frequenzen oder das Verhängen von Buß-
geldern. Allerdings ist die Macht dieser Gremien er-
heblich eingeschränkt: Es können lediglich Maßnah-
men zu regionalen Medien, etwa lokalen Radiosendern, 
beschlossen werden. Über bundesweite Medien ent-
scheidet ein Zentralorgan der gemeinsamen Geschäfts-
stelle aller Medienanstalten, die Kommission für Zulas-
sung und Aufsicht (ZAK), in der die Direktor*innen aller 
14 Medienanstalten vertreten sind.

Grundsätzlich gilt das Standortprinzip: Zuständig ist 
die Medienanstalt des Bundeslands, in dem der jewei-
lige Anbieter des Mediums seinen Sitz hat. Beim Rund-
funk ist das aus historischen Gründen allerdings teil-
weise nicht so.64

Wie der Presserat und die Rundfunkräte nehmen 
auch Medienanstalten Beschwerden entgegen. Aller-
dings prüfen sie prinzipiell «von Amts wegen». Wer ei-
ne Beschwerde einreicht, gilt als «nicht verfahrensbe-
teiligt» und hat keine vergleichbaren Informations- und 
Widerspruchsrechte. Die gesetzliche Grundlage ist 
wie beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk der Medien-
staatsvertrag (MStV). Der private Rundfunk muss die 
Menschenwürde achten und darf nicht diskriminieren:

«Die Rundfunkprogramme haben die Würde des Menschen 

sowie die sittlichen, religiösen und weltanschaulichen Über-

zeugungen anderer zu achten. Sie sollen die Zusammenge-

hörigkeit im vereinten Deutschland sowie die internationa-

le Verständigung fördern und auf ein diskriminierungsfreies 

Miteinander hinwirken.» (MStV, § 51: Programmgrundsätze)

Der MStV verpflichtet den privaten Rundfunk außer-
dem auf die Einhaltung journalistischer Standards:

«Berichterstattung und Informationssendungen haben den 

anerkannten journalistischen Grundsätzen, auch beim Ein-

satz virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie müssen unab-

hängig und sachlich sein. Nachrichten sind vor ihrer Ver-

breitung mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt 

auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen. Kommentare sind 

von der Berichterstattung deutlich zu trennen und un-

ter Nennung des Verfassers als solche zu kennzeichnen.» 

(MStV, § 6: Sorgfaltspflichten)

Seit 2020 unterliegen auch im weiten Sinne pressear-
tige Digitalmedien der journalistischen Aufsicht. Sol-
che «Telemedien» können Onlinemagazine und Blogs 
mit klassischen Redaktionen, aber auch Podcasts und 
Social-Media-Kanäle von Influencer*innen sein.65 Auch 
für sie gelten die üblichen journalistischen Grundsät-
ze, etwa: «Nachrichten sind vom Anbieter vor ihrer 
Verbreitung mit der nach den Umständen gebotenen 
Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft und Wahrheit zu prüfen.» 
(MStV, § 19) Von dieser journalistischen Aufsicht durch 
die Medienanstalten können sich reine Digitalmedien 
«befreien», wenn sie die Selbstverpflichtungserklärung 
(SVE) des Presserats unterschreiben.66 Außerdem 
kümmern sich Medienanstalten unter anderem um die 
Impressumspflicht bei Websites (§ 18 MStV) und um 
Regelungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
(siehe Kapitel 4.3).

Wirksame Sanktionen
Medienanstalten können anweisen, einen Beitrag zu 
ändern; sie können auch Beiträge untersagen, sodass 
sie nicht wieder gesendet werden dürfen bzw. gelöscht 
werden müssen. Sie können sogar ganze Medienange-
bote verbieten. Um ihre Forderungen durchzusetzen, 
verfügen sie über ein breites Instrumentarium. Sie kön-
nen:

63  In den Gremien der Medienanstalten von Bayern, Nordrhein-Westfalen und 
Niedersachsen sitzen neben Politiker*innen jeweils mehrheitlich Vertreter*innen 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen. Bei den Medienanstalten Berlin-Bran-
denburg und Hamburg-Schleswig-Holstein hingegen wählen die jeweiligen Lan-
desparlamente die Mitglieder des Medienrats.  64  So ist für den größten privaten 
Fernsehsender RTL die Medienanstalt Niedersachsen zuständig, obwohl die RTL 
Group in NRW sitzt (siehe 6.1 Anleitung für Beschwerden).  65  § 19 MStV gilt für 
«geschäftsmäßig angebotene, journalistisch-redaktionell gestaltete Telemedien, 
in denen regelmäßig Nachrichten oder politische Informationen enthalten sind». 
Anders als der Begriff nahelegt, muss dabei kein Geld verdient werden: «Als ge-
schäftsmäßig gilt ein Angebot, das nicht nur zur privaten Nutzung mit Inhalten ge-
füllt und nicht nur bei Gelegenheit gepflegt wird. Das heißt, ein geschäftsmäßi-
ges Angebot ist für eine langfristige nachhaltige Nutzung angelegt, unabhängig 
davon, ob außerdem Geld damit eingenommen wird.» (Siehe die medienanstalten 
2021)  66  Die Voraussetzungen dafür sind «eine journalistisch-redaktionelle Ge-
staltung bzw. Arbeitsweise und ein regelmäßiges Erscheinen» (Presserat o. D.e, 
siehe «Fragen und Antworten»). 
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– � eine Sendefrequenz und -lizenz entziehen  
bzw. nicht verlängern;

– � Internetanbieter anweisen, den Zugriff auf  
Websites oder Apps zu sperren;

– � Social-Media-Plattformen anweisen, Beiträge  
zu löschen oder für deutsche Nutzer*innen zu 
sperren;

– � Bußgelder verhängen (das ist bei Verstößen gegen 
Werberegeln und Jugendmedienschutz möglich, 
allerdings nicht bei Verstößen gegen journalistische 
Grundsätze) sowie

– � Zwangsgelder verhängen67 und als Ultima Ratio 
sogar Ersatzzwangshaft erwirken.

Gegen alle Anweisungen, Verfügungen und Beschei-
de von Medienanstalten kann vor Verwaltungsgerich-
ten vorgegangen werden. Am Anfang verschicken Me-
dienanstalten üblicherweise ein «Hinweisschreiben», 
das noch nicht als förmliche Maßnahme gilt.

Meist sprechen Medienanstalten beziehungswei-
se spricht die überregionale ZAK-Kommission am En-
de eines Verfahrens eine «Beanstandung» aus, die ei-
nen Verstoß gegen den Medienstaatsvertrag feststellt 
und dazu auffordert, den behaupteten Rechtsverstoß 
abzustellen. Bei förmlichen Maßnahmen – dazu zäh-
len auch Beanstandungen – stellen Medienanstal-
ten standardmäßig Verwaltungsgebühren in Rech-
nung.68 Medienanstalten dokumentieren ihre Arbeit 

nur lückenhaft; sie veröffentlichen etwa keine gemein-
samen Statistiken. Die bundesweite ZAK-Kommission 
trägt Maßnahmen zu bundesweiten Medien in der Da-
tenbank «ZAK-Zulassungs- und Aufsichtsfälle» (siehe 
Abb. 5) zusammen, die bis 2016 zurückgeht und etwa 
1.000 Einträge enthält (die medienanstalten o. D.). Bei 
einer Durchsicht der Einträge zeigt sich, dass die Kon-
trolle der Einhaltung journalistischer Sorgfalt und der 
Programmgrundsätze nicht im Zentrum der Aktivitäten 
steht. Vor allem geht es um Rundfunklizenzen und Ver-
stöße gegen Werberegeln. Insgesamt enthält die Da-
tenbank nur 23 Einträge zu Verstößen gegen journa-
listische Grundsätze und acht Einträge zu Verstößen 
gegen Programmgrundsätze (Stand 9.2.2026). Details 
zu den Fällen sind über die Datenbank allerdings nicht 
recherchierbar.69

Abbildung 5: ZAK-Datenbank für bundesweite Zulassungs- und Aufsichtsfälle

Screenshot vom 9. Februar 2026. Quelle: www.die-medienanstalten.de, nach: die medienanstalten (o. D.)

67  Bei einer Maßnahme gegen den rechten Blogger Alexander Wallasch drohte die 
Medienanstalt Niedersachsen ein Zwangsgeld von 500 Euro pro beanstandetem 
Beitrag an (Wallasch 2026). Gegen den russischen Auslandssender RT DE setz-
te die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) ein Zwangsgeld von 25.000 Eu-
ro fest und drohte ein weiteres Zwangsgeld in Höhe von 40.000 Euro an (mabb 
2022).  68  Deren Höhe richtet sich nach der Gebührensatzung der jeweiligen Me-
dienanstalt und bewegt sich im Bereich von einigen Hundert bis einigen Tausend 
Euro.  69  Zu einem ZAK-Eintrag werden standardmäßig das betroffene Angebot 
(Sender oder Social-Media-Plattform), die zuständige Medienanstalt, das Datum 
der Entscheidung, die Kategorie des Verstoßes und die Entscheidung (etwa «Be-
anstandung» oder «Bußgeld») aufgeführt. 
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4.2 MEDIENANSTALTEN UND  
IHRE AUFSICHT DER NAHOST- 
BERICHTERSTATTUNG
Wie spiegelt sich die Kritik an Nahost-Berichterstat-
tung ab Oktober 2023 in der Arbeit von Medienanstal-
ten wider?

Für den Zeitraum Oktober 2023 bis Ende 2025 lie-
fert die ZAK-Datenbank fünf Einträge in den Kate-
gorien «Programmgrundsätze» und «journalistische 
Grundsätze». Wie eine Nachfrage bei der ZAK-Kom-
mission ergab, ging es bei einem der Fälle um Nahost-
Berichterstattung:70

«Der Anbieter thematisierte die palästinensischen Opfer 

der Angriffe Israels auf den Gazastreifen. Es wurde über die 

Haft von palästinensischen Häftlingen berichtet, die ihre 

Kleidung ablegen mussten. Außerdem wurde über die Zahl 

der kindlichen Opfer im Gazastreifen berichtet. Als Platt-

formen wurden Instagram und Twitter (X) genutzt.» (Mail-

Statement der Pressestelle der Gemeinsamen Geschäfts-

stelle der Medienanstalten vom 12.12.2025)

Initiiert hatte das Verfahren die Medienanstalt Ber-
lin-Brandenburg (mabb) als Reaktion auf eine 
Nutzer*innen-Beschwerde. Die Maßnahme richte-
te sich gegen einen Journalisten und Influencer aus 
Berlin,71 dessen Follower-Zahl auf Instagram sich im 
sechsstelligen Bereich bewegt. Die mabb warf ihm 
die Verletzung journalistischer Sorgfaltspflichten vor. 
Er habe Zitate von Personen nicht wortgetreu wieder-
gegeben, etwa Zitate des israelischen Ministerpräsi-
denten Benjamin Netanjahu. Zudem habe er für einige 
Aussagen keine ausreichenden Quellen geliefert.

Die ZAK-Kommission prüfte mehrere Instagram-Bei-
träge und stellte in einigen Fällen das Verfahren ein; bei 
drei Beiträgen stellte sie einen Verstoß gegen journa-
listische Sorgfaltspflichten fest und sprach eine förm-
liche Beanstandung aus. Die mabb setzte eine Ver-
waltungsgebühr in Höhe von 3.000 Euro fest, die der 
Betroffene bezahlte. Er ging anfänglich vor einem Ver-
waltungsgericht gegen die Beanstandung vor, nahm 
die Klage aber dann zurück. Die beanstandeten Bei-
träge wurden geändert oder offline genommen (Ge-
spräch mit mabb-Mitarbeiter*innen am 12.12.2025; 
Mailauskünfte der mabb-Pressestelle vom 23.12.2025 
und 30.1.2026).

Insgesamt ergab die Recherche also so gut wie kei-
ne Aufsichtsaktivität der Medienanstalten zur Nahost-
Debatte ab Oktober 2023 auf bundesweiter Ebene; auf 
regionaler Ebene wurde gar nichts gefunden.

Gleiches gilt für Programmbeobachtungen. Zum 
Aufgabenspektrum von Medienanstalten gehört 
auch, die Inhalte der bei ihnen lizenzierten Radio- und 
Fernsehsender gezielt zu überwachen, um Verstö-
ße gegen Gesetze zu entdecken. Für die vorliegende 
Untersuchung wurden sämtliche verfügbaren Doku-
mentationen der Arbeit der Medienanstalten durch-
sucht; zusätzlich wurde per Presseanfrage nach Pro-
grammbeobachtungen gefragt. Es ergab sich kein 
Hinweis auf eine gezielte Beobachtung zu Nahost-Be-
richterstattung.

4.3 «JUGENDMEDIENSCHUTZ»  
UND NAHOST-DEBATTE
Auf Basis einer anderen gesetzlichen Grundlage, des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (JMStV), waren 
die Medienanstalten hinsichtlich der Nahost-Berichter-
stattung allerdings sehr aktiv. Kurz nach dem Angriff der 
Hamas am 7. Oktober 2023 gründeten sie die gemein-
same «Taskforce Nahost» – eine informelle Arbeits-
gemeinschaft –, um schnell und flexibel reagieren zu 
können. Im Dezember des Jahres hatten die Medienan-
stalten mehr als 600 illegale Inhalte «im Zuge des Nah-
ost-Konflikts» identifiziert (die medienanstalten 2023).

Der JMStV verspricht auf den ersten Blick wenig Re-
levanz für die Fragestellung der Untersuchung. Der 
Vertrag regelt klassischerweise, dass nackte Haut, be-
jahender Drogenkonsum und Gewalt nur abends im 
Rundfunk zu hören und zu sehen oder auf Digitalmedi-
en nur nach Altersverifikation zugänglich sein dürfen.

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag definiert 
allerdings auch allgemein «unzulässige Angebote» 
(JMStV, § 4). Die dort genannten Tatbestände und Vor-
würfe sind Kategorien, die auch im Kontext von Nah-
ost-Debatten regelmäßig zur Anwendung kommen. Zu 
den absolut unzulässigen Angeboten zählen unter an-
derem solche, die
– � zu Gewalt gegen Bevölkerungsgruppen  

aufstacheln;
– � «die Menschenwürde anderer dadurch angreifen, 

dass Teile der Bevölkerung oder eine vorbezeich-
nete Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich 
gemacht oder verleumdet werden»;

– � Gewalt gegen Menschen auf verherrlichende  
oder verharmlosende Art schildern;

– � Nazi-Verbrechen relativieren;
– � Krieg verherrlichen und
– � Kennzeichen «verfassungswidriger und  

terroristischer Organisationen» verwenden. 
(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag)

Anders als bei Verletzungen journalistischer Sorgfalts-
pflichten können Medienanstalten hier Bußgelder ver-
hängen. Zudem können sie – auf Grundlage des Digital 
Services Acts (DSA) der Europäischen Kommission – 
große Plattformen anweisen, Social-Media-Beiträge für 
deutsche Nutzer*innen zu sperren oder zu löschen.72 
Potenziell strafrechtlich relevante Inhalte melden sie den 
Ermittlungsbehörden.

Auch beim JMStV gibt es eine Arbeitsteilung zwi-
schen verschiedenen Ebenen. So initiieren Medien-

70  Die anderen Fälle: Zwei Beanstandungen der Medienanstalt Berlin-Brandenburg 
(mabb 2023 bzw. 2024) richteten sich gegen das rechte Onlinemagazin Nius (siehe 
Niggemeier 2024b). Eine Maßnahme der Niedersächsischen Landesmedienanstalt 
(NLM) von 2024 betraf die Sendung «RTL aktuell» – wegen eines gefakten Tweets 
der ehemaligen AfD-Politikerin Frauke Petry. Eine Maßnahme von 2025 richtete sich 
gegen Inhalte des rechten Bloggers Alexander Wallasch, der die Beanstandung der 
NLM Ende 2025 öffentlich machte (siehe Wallasch 2026).  71  Den Namen nannte 
die mabb nicht – das unterlasse man generell, wenn man Online-Inhalte von Ein-
zelpersonen beanstande, um diese nicht öffentlich anzuprangern (Mailauskunft der 
mabb vom 23.12.2025).  72  Auf Basis von Artikel 16 des DSA können Medienan-
stalten zum einen die allgemeinen Meldestellen der Plattformen nutzen, die allen 
Nutzer*innen offenstehen. Sind sie damit nicht erfolgreich, können sie zum ande-
ren gemäß Artikel 9 DSA eine Löschung oder Sperrung anweisen. 
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anstalten Aufsichtsfälle und machen Meldungen bei 
Social-Media-Plattformen. Überregionale behördliche 
Maßnahmen – etwa Sperrverfügungen gegen Web-
sites oder Bußgelder – beschließt die Kommission für 
Jugendmedienschutz (KJM).73 Zudem unterstützt das 
Gremium jugendschutz.net als «gemeinsames Kom-
petenzzentrum» von Landesmedienanstalten, Bund 
und Ländern die Medienanstalten bei der Recherche 
und Ahndung von Verstößen.

Bei der Identifizierung potenzieller Aufsichtsfälle im 
Bereich Jugendmedienschutz hilft die von der Medien-
anstalt NRW entwickelte KI-Software KIVI. Sie prüft auf 
Basis von Suchbegriffen und Hashtags pro Tag etwa 
10.000 Beiträge.74 Das können Kurznachrichten oder 
auch lange Videos sein. Begrenzende Faktoren für die 
Leistungsfähigkeit des Systems sind die verfügbare 
Rechenkapazität und die Anzahl der Mitarbeiter*innen, 
die die Treffer manuell prüfen und bearbeiten müssen. 
KIVI durchsucht Websites sowie die Social-Media-
Plattformen TikTok, Telegram, YouTube, VK, Sound
cloud, X, Odysee und BitChute. Instagram ist, Stand 
Dezember 2025, nicht darunter.75 

Im Gegensatz zur wenig vorhandenen Tätigkeit der 
Medienanstalten bezüglich journalistischer Sorgfalt 
passiert im Bereich des «Jugendmedienschutzes» viel, 
auch im Bereich der Nahost-Debatte.

Eine Woche nach dem 7. Oktober 2023 forderte die 
Kommission für Jugendmedienschutz in einer Presse-
mitteilung Medien und Onlinedienste auf, genau ab-
zuwägen, welche Bilder Kinder und Jugendliche zu 
sehen bekommen – um junge Menschen nicht Desin-
formation auszusetzen und sie nicht durch verstörende 
Kriegsbilder zu belasten (KJM 2023). Ende 2024 sprach 
die KJM eine Sperrverfügung gegen den von Libanon 
aus betriebenen Online-Sender «Al-Manar TV» aus, der 
als Propagandasender der in Deutschland verbotenen 
Hisbollah gilt (KJM 2024).

Vorgehen gegen das Palestinian Information Center
In einem Fall richteten sich Maßnahmen einer einzel-
nen Medienanstalt gegen Facebook-Beiträge eines 
Nachrichtenmagazins. Die Medienanstalt Hamburg/
Schleswig-Holstein (MA HSH) stellte in einer Online-
rubrik («Hingucker») bis 2025 regelmäßig Aufsichtsfäl-
le aus verschiedenen Bereichen vor. Unter der Über-
schrift «Nebenkriegsschauplatz Social Media: MA 
HSH gegen unzulässige Hamas Propaganda» erwähn-
te die Behörde ein Vorgehen gegen Inhalte des Online-
mediums The Palestinian Information Center (MA HSH 
2024).

Dieses Medium werde von «israelischen Terroris-
musexperten als führendes Portal zum Online-Propa-
ganda-Netzwerk der Hamas bewertet». Auslöser des 
Prüffalls war eine Beschwerde wegen Antisemitismus. 
Das Ergebnis der Prüfung:

«Auf dem Profil wurden unter anderem eine Karikatur so-

wie zwei Bildcollagen veröffentlicht, die die Terrorangriffe 

der Hamas rechtfertigten. Eine Darstellung enthielt einen 

unzulässigen Vergleich Israels mit dem NS-Regime. Außer-

dem veröffentlichte das Profil fokussierte und unverfrem-

dete Bilder von schwer leidenden, verletzten Kindern. Die 

Opfer und ihr Leiden wurden anprangernd zur Schau ge-

stellt und zu Propagandazwecken instrumentalisiert, womit 

sie zu Objekten herabgewürdigt wurden.» (Ebd.)

Unter Bezug auf den Jugendmedienschutz-Staatsver-
trag meldete die Medienanstalt zwölf einzelne Inhalte 
bei Facebook, «unter anderem wegen der Billigung von 
Straftaten, eines möglichen Menschenwürdeversto-
ßes (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 JMStV) und Holocaustver-
harmlosung (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 JMStV)». Facebook 
habe fünf Inhalte für deutsche User*innen gesperrt be-
ziehungsweise gelöscht, in den anderen Fällen dauere 
die Bearbeitung noch an (ebd.). Auf Nachfrage schrieb 
die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein: «Die 
restlichen sieben Inhalte auf den Seiten des Facebook-
Profils zeigten unverfremdete Nahaufnahmen von to-
ten oder schwer verletzten Kindern. Diese wurden 
nach dem Einschreiten der MA HSH mit einem Warn-
hinweis versehen.» (Mailauskunft der MA HSH vom 
12.12.2025)

jugendschutz.net und die «From the river»-Parole
Auch das Gremium jugendschutz.net ist in diesem Be-
reich aktiv. Im Juni 2024 veröffentlichte es den thema-
tischen Bericht «Der Israel-Hamas-Konflikt online» (ju-
gendschutz.net 2024). Dieser kritisiert verstörende 
Bilder des Überfalls der Hamas, Social-Media-Kom-
mentare, die die Hamas glorifizieren, sowie KI-Bilder, 
die sich antisemitischer Stereotype bedienen. Der Be-
richt problematisiert neben antisemitischer auch antia-
rabische und antimuslimische Hetze:

 «Kritik am realen wie pauschal unterstellten Antisemitis-

mus in arabischen oder muslimischen Bevölkerungsgrup-

pen wurde als Vorwand genutzt, um sie im Windschatten 

der Israelsolidarität und der Verurteilung des Hamas-Terrors 

als nicht integrierbar und als Gefahr darzustellen, gegen die 

die deutsche Regierung nichts unternehme.» (Ebd.: 3)

Als konkrete Maßnahme habe jugendschutz.net «im 
Zuge der Recherchen» 252 Fälle an Plattformen ge-
meldet. In etwa der Hälfte der Fälle (121) sei es dabei 
um Kennzeichen verbotener Organisationen gegan-
gen. Darunter waren Nazi-Symbole, «die genutzt wur-
den, um Israel mit NS-Deutschland bzw. die Militäran-
griffe mit dem Holocaust gleichzusetzen». Außerdem 
gab es beanstandete Inhalte aufgrund «der in der Ver-
botsverfügung der Hamas benannten Parole ‹From 
the River to the Sea (Palestine will be free)›» (ebd.: 5).76 

73  Die KJM besteht aus zehn Sachverständigen: sechs Direktor*innen von Lan-
desmedienanstalten sowie zwei von Medienanstalten ernannte und zwei von Lan-
desjugendbehörden ernannte Mitglieder (siehe KJM o. D.).  74  Einer der Suchbe-
griffe ist die Parole «From the river to the sea». Die Pressestelle der Gemeinsamen 
Geschäftsstelle der Medienanstalten antwortete auf die Frage, inwiefern diese Pa-
role von KIVI als möglicher Verstoß gewertet und als Prüffall angezeigt wird: «Die-
se Parole ist, wie auch andere Parolen, als Suchbegriff in ‹KIVI› […] hinterlegt. Ob 
ein tatsächlicher Rechtsverstoß vorliegt, wird jedoch im Einzelfall durch die Me-
dienaufsicht geprüft und statistisch nicht erfasst.»   75  Quellen: Gespräch mit der 
Medienanstalt NRW am 18.12.2025; Mailauskünfte vom 18.12.2025 und 5.1.2026. 
76  Bei 56 der 121 Fälle aufgrund von «Kennzeichen verbotener Organisationen» 
ging es um diese Parole (Mailauskunft der Pressestelle der Gemeinsamen Ge-
schäftsstelle der Medienanstalten vom 12.12.2025). 
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Dieses Verbot ist rechtlich und rechtsstaatlich umstrit-
ten.77 Auch der Bericht von jugendschutz.net spricht 
die komplizierte Sachlage an: «Als Hamas-Losung ist 
sie in Deutschland im Zusammenhang mit dem Ver-
einsverbot nicht erlaubt; außerhalb des eindeutigen 
Hamas-Kontextes wird die Losung selbst gerichtlich 
unterschiedlich ausgelegt.» (Ebd.)

Nicht alle Plattformen, denen Verstöße gemeldet 
wurden, waren übrigens bereit, den Aufforderungen 
von jugendschutz.net zu folgen. Zwar war die Lösch-
quote laut Bericht meist hoch (100 % bei YouTube, 
93 % bei X, 92 % bei Instagram, 88 % bei Facebook); 
zwei Plattformen stellten sich jedoch teilweise quer: 
«TikTok und Pinterest hingegen ergriffen bei mehr als 
50 % aller gemeldeten Inhalte keine Maßnahmen. Al-
lerdings handelte es sich dabei überwiegend oder im 
Fall von Pinterest ausschließlich um die Verwendun-
gen der Parole ‹From the River to the Sea›.» (Ebd.)

4.4 DISKUSSION: EINE RUNDFUNK
AUFSICHT FINDET NICHT STATT?
Bei allen Unterschieden haben Medienanstalten und 
Rundfunkräte eine vergleichbare Aufgabe: auf Ba-
sis des Medienstaatsvertrags den Rundfunk zu beauf-
sichtigen. Die für private Rundfunksender zuständigen 
Aufsichtsgremien agieren hierbei noch zurückhalten-
der als Rundfunkräte. Und wenn es zu einer Maßnah-
me kommt, geschieht das fast immer ohne Außenwir-
kung. Maßnahmen und sonstige Aufsichtsaktivitäten 
werden nur in Ausnahmefällen öffentlich dokumen-
tiert. Dass unter den insgesamt fünf bundesweiten 
ZAK-Entscheidungen zwischen Oktober 2023 und En-
de 2025 ein Fall einen Nahost-Bezug hatte, wurde erst 
im Zuge einer Presseanfrage bekannt.

Zum Aufsichtsspektrum der Medienanstalten gehö-
ren der größte private Fernsehsender RTL, die Sender 
Sat.1 und ProSieben, außerdem Welt TV und Bild Live 
aus dem Hause Axel Springer, das beim Presserat tra-
ditionell die Rügen-Rangliste anführt. Hinzu kommen 
viele regionale und lokale Radiosender. Auch dort wird 
über die Geschehnisse in Israel und Palästina berichtet, 
über die Nahost-Politik der Bundesregierung, über De-
monstrationen und Veranstaltungen in der Region. Gab 
es im privaten Rundfunk wirklich keine ernsthaften Ver-
stöße gegen die journalistische Sorgfaltspflicht?

Laut der unter anderem für den Sender RTL zuständi-
gen Niedersächsischen Medienanstalt (NLM) führt sie 
regelmäßig Beobachtungen durch: «Alle bei der NLM 
lizenzierten Fernsehanbieter werden pro Jahr über 
mehrere Tage stichprobenartig und ausgiebig auf die 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen hin über-
prüft.» Dazu zähle neben der Pflicht zu journalistischer 
Sorgfalt auch Werberegulierung sowie der JMStV. Au-
ßerdem gehe man eingehenden Beschwerden sorgfäl-
tig nach (Mailauskunft der NLM vom 12.12.2025 über 
die Pressestelle der Gemeinsamen Geschäftsstelle der 
Medienanstalten).

Abseits vom Jugendmedienschutz bei Telemedien 
basiere ein Großteil der Aktivitäten auf Beschwerden 

von Nutzer*innen. Allerdings gehe es bei solchen Be-
schwerden nur «marginal» um «mögliche Verletzun-
gen von journalistischen Sorgfaltspflichten bzw. Pro-
grammgrundsätzen». Und zu Nahost-Themen seien 
schlicht keine Beschwerden eingegangen:

«Beschwerden zur Nahost-Berichterstattung im Programm 

von RTL hat die NLM seit Oktober 2023 nicht erhalten. Hier 

können wir nur vermuten, dass die Zuständigkeit der Lan-

desmedienanstalten für die medienrechtliche Aufsicht im 

Bereich der journalistischen Sorgfaltspflichten im Rund-

funk und insbesondere in journalistisch-redaktionellen Te-

lemedien (Zuständigkeit erst seit 2020) weniger bekannt 

ist.» (Ebd.)

Zur Frage, wie die journalistische Aufsicht am Beispiel 
der von der Behörde lizenzierten Sender ProSieben 
und Welt TV aussieht, verweist die bayerische Medien-
anstalt (BLM, Bayerische Landeszentrale für Neue Me-
dien) wenig konkret auf die berücksichtigten Normen: 
Man prüfe «auf Grundlage richterlicher Spruchpra-
xis Angebote auf die Einhaltung journalistischer Sorg-
falt». Bei der Abwägung orientiere man sich an den 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts so-
wie von Zivil- und Strafgerichten zum Äußerungsrecht. 
Zusätzlich könne man auch die Normen und Entschei-
dungen des Presserats heranziehen (Mailauskunft der 
Pressestelle der BLM vom 2.12.2025).

Auf die Frage, warum so wenig Aufsichtsaktivität zu 
Nahost-Berichterstattung erkennbar ist, verweist die 
BLM auf die komplizierte Abwägung von Rechtsgütern:

«Das Bundesverfassungsgericht betont in seinen Entschei-

dungen immer wieder den hohen Stellenwert der Mei-

nungs- und Pressefreiheit. Dies führt dazu, dass bei der 

Prüfung eines potenziellen Rechtsverstoßes ein sehr stren-

ger Maßstab angesetzt wird, um der Bedeutung der Grund-

rechte gerecht zu werden. Die erwähnte Kritik scheint das 

nicht entsprechend zu berücksichtigen.» (Ebd.)

«Keine Wahrheitspolizei»
Bei Rundfunkräten ist die Schere im Kopf die (tatsächli-
che oder angenommene) hohe Schwelle, um zum här-
testen Urteil zu kommen (siehe Kapitel 3.5). Bei Me-
dienanstalten wirkt es mitunter, als ob sie generell 
Berührungsängste haben, Journalismus zu beaufsich-
tigen.

Seit 2020 sind Medienanstalten auch für digita-
le Medien zuständig und in diesem Bereich aktiver 
als beim privaten Rundfunk. Ihre Maßnahmen rich-
ten sich vor allem gegen rechte Onlinemedien (wofür 
sie zunehmend aus diesem politischen Spektrum he-

77  Im November 2023 verbot das Bundesinnenministerium auf Grundlage des Ver-
einsrechts die Hamas und benannte in der Verfügung ebenfalls verbotene «Kennzei-
chen der Hamas», darunter auch «die Parole ‹Vom Fluss bis zum Meer› (auf Deutsch 
oder anderen Sprachen)». Die Kritik an diesem Verbot beinhaltet u. a., dass die Zu-
ordnung als Hamas-Parole nicht eindeutig genug sei, da die Parole auch in anderen 
Kontexten verwendet werde. Und dass die Lesart, der Slogan bedeute die Forde-
rung nach Auslöschung Israels, nicht zwingend sei. Der Slogan könne auch für den 
Wunsch stehen, dass Palästinenser*innen zwischen dem Jordan-Fluss und dem 
Mittelmeer (d. h. in Gaza, im Westjordanland und im Staatsgebiet Israels) gleich-
berechtigt und frei leben. Auf der Basis des Verbots gab es immer wieder Festnah-
men und Versammlungsverbote. Staatliche Maßnahmen wurden teilweise von 
Gerichten kassiert, teilweise bestätigt (siehe Sayram 2024; Brockhaus et al. 2024). 
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raus angefeindet werden). So verschickten Medienan-
stalten im Jahr 2021 in einer konzertierten Aktion Hin-
weisschreiben an 13 rechte Onlinemedien.78 Die Fälle 
wurden teilweise öffentlich diskutiert. Dabei schwang 
bei den Vertreter*innen der Behörden oft die Angst 
mit, als Zensurbehörde wahrgenommen zu werden. 
Als die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) 
gegen das Onlineportal KenFM vorging, zitierte die 
tageszeitung eine mabb-Sprecherin mit den Worten, 
ein solches Vorgehen sei «eine Operation am offe-
nen Herzen der Meinungsfreiheit». Der mabb-Justizi-
ar betonte: «Wir sind keine Wahrheitspolizei.» (Jakob/
Schneider 2021)

Im Sommer 2024 kam es zu einem Fall, der viel Auf-
sehen erregte und die Frage aufkommen ließ, ob es 
nicht vielleicht sogar rechtsstaatlich geboten ist, dass 
Medienanstalten so zurückhaltend agieren. Bis da-
hin waren die Anstalten meist gegen klar rechte Me-
dien vorgegangen und hatten gravierende Verletzun-
gen von Rechtsgütern kritisiert. Beim Vorgehen gegen 
Multipolar hingegen ist nicht sicher, ob der Presserat 
bei vergleichbaren Vorwürfen auch nur einen Hinweis 
erteilt hätte.

Die Redaktion des Onlinemagazins erhielt ein Hin-
weisschreiben von der Landesanstalt für Medien NRW 
(LfM NRW), das mit akribischer Detailkritik journalis-
tische Fehler in vier Artikeln zu Corona beanstandete. 
Unter anderem sei eine Statistik fehlerhaft interpretiert 
worden und die Äußerung sei falsch, dass eine Maß-
nahme lediglich auf einer politischen Anweisung und 
nicht auf einer fachlichen Einschätzung basiert habe. 
Dieses Schreiben sorgte im Anschluss für wütende 
Protestschreiben. Denn es stand die Frage im Raum, 
ob hier vielleicht eine staatliche Stelle gegen eine Re-
daktion vorging, weil diese – unter Nutzung rechts-
staatlicher Möglichkeiten – eine andere staatliche Stel-
le verärgert hatte. Per Informationsfreiheitsanfrage 
hatte Multipolar das Robert Koch-Institut zur Heraus-
gabe der Protokolle des Corona-Krisenstabs gezwun-
gen und die Dokumente wenige Monate zuvor veröf-
fentlicht. Zudem ging man gegen Schwärzungen in 
den Dokumenten gerichtlich vor. Das Medienmaga-
zin Übermedien fragte anlässlich dieser Konstellation: 
«Warum hat sich die LfM von den vielen möglichen 
Verstößen, die sich auf Medienseiten im Netz sicher 
finden lassen, ausgerechnet diese ausgesucht?» (Nig-
gemeier 2024a)

Das Verfahren verlief am Ende im Sande. Der Multi
polar-Ko-Herausgeber Paul Schreyer wies das Anliegen 
der LfM als verfassungswidrig zurück und schickte Bele-
ge für die Korrektheit der kritisierten Aussagen. Die LfM 
akzeptierte sie und bat die Redaktion, einige Quellen im 
Artikel zu ergänzen.79 Laut Multipolar hörte man dann 
nichts mehr voneinander. Die LfM meinte auf Nachfra-
ge: «Multipolar hat unsere Beanstandungsgründe aus-
geräumt, das Verfahren ist entsprechend abgeschlos-
sen.» (Mailauskunft von Multipolar vom 24.11.2025; 
Mailauskunft der LfM NRW vom 12.12.2025)

Im Nachhinein wirkt der Fall wie ein Versuchsballon. 
Er zeigt einerseits, was für Medienanstalten möglich ist, 
aber auch, wie problematisch das sein kann. Anders als 
der Presserat und die Rundfunkräte sind Medienanstal-
ten keine Gremien der Branchen- oder Selbstregulie-
rung mit beschränkten Möglichkeiten. Sie sind Behör-
den mit erheblichen hoheitlichen Befugnissen.

Deshalb könnte man darüber diskutieren, ob in der 
besonderen Konstruktion der journalistischen Aufsicht 
durch die Medienanstalten nicht auch ein erhebliches 
Missbrauchspotenzial liegt. Die Entscheidung, gegen 
ein Angebot vorzugehen, wird von Angestellten dieser 
Behörden getroffen. Beschwerden von Nutzer*innen 
sind vielleicht gern gesehen, haben jedoch keine Ver-
bindlichkeit. Zwar sind Medienräte meist ähnlich wie 
Rundfunkräte zusammengesetzt. Mit der Aufsicht 
über bundesweite Angebote hingegen haben diese 
staatsfernen Strukturen nur sehr mittelbar zu tun.

Von einer Maßnahme einer Medienanstalt betroffen 
zu sein, kann teuer werden. Wenn eine Mehr- oder Ein-
Personen-Redaktion mit begrenzten Ressourcen einen 
Gebührenbescheid über mehrere Tausend Euro erhält, 
spielt es kaum eine Rolle, ob es sich juristisch um ein 
Bußgeld oder eine Verwaltungsgebühr handelt. Sollten 
sich die politischen Verhältnisse autoritär zuspitzen, 
wäre es zumindest denkbar, dass dieser Mechanismus 
missbraucht wird, um kritischen Medien gezielt das 
Leben schwer zu machen.

Insofern könnte man die zu beobachtende Passivität 
bei der journalistischen Aufsicht auch begrüßen und 
sie als rechtsstaatlich motivierte Zurückhaltung inter-
pretieren. Dass bei RTL, Sat.1, ProSieben, Welt TV & 
Co. keine Aufsicht stattfindet, die mit derjenigen des 
Presserats vergleichbar ist, kann man aber auch be-
dauern. Sicherlich kommt es auch im privaten Rund-
funk zu Verstößen gegen journalistische Standards.

78  Darunter waren KenFM, der AfD-nahe Deutschland-Kurier und das rechte Ju-
gendportal Flinkfeed (siehe Sterz 2021).  79  Multipolar veröffentlichte die Korres-
pondenz mit der LfM (siehe Korinth 2024).
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5 FAZIT UND AUSBLICK:  
MACHT DIE MEDIENAUFSICHT IHREN JOB?

Die Leitfrage der vorliegenden Untersuchung lautet: 
Wie spiegelt sich die Kritik an der Nahost-Berichterstat-
tung in den Instanzen der staatsfernen Medienaufsicht 
wider? Und davon abgeleitet auch: Wie wirksam ist de-
ren Arbeit? Die Antwort: Es kommt entscheidend auf 
das Gremium an. Fassen wir die Ergebnisse zusammen. 

Presserat: Im Zeitraum von Oktober 2023 bis De-
zember 2025 gab es 72 entschiedene Beschwerden 
zu Nahost-Berichterstattung. Alle Beschwerden, die 
zu Rügen führten, waren mutmaßlich eher propalästi-
nensisch motiviert. Zwei Drittel der ermittelten Rügen 
bezogen sich auf ein einziges Boulevardmedium (Bild-
Zeitung) und 83 Prozent auf einen Verlag (Axel-Sprin-
ger-Verlag).

Rundfunkräte: Für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk wurden ebenfalls 72 Beschwerden zum Thema re-
cherchiert, darunter fünf förmliche Beanstandungen. 
Keine davon hat ein Rundfunkrat, sondern alle die je-
weilige Intendanz festgestellt. Soweit aus den doku-
mentierten Fällen rekonstruierbar – zu 28 Beschwerden 
sind Details bekannt –, wurde das Instrument häufiger 
von einer Seite genutzt: 70 Prozent von ihnen (20 Be-
schwerden) waren mutmaßlich eher proisraelisch und 
etwa 30 Prozent (8 Beschwerden) mutmaßlich eher 
propalästinensisch motiviert. Zu einer – theoretisch 
möglichen – systematischen Programmbeobachtung 
zu Nahost-Berichterstattung kam es nicht.

Medienanstalten: Auf bundesweiter Ebene gab es 
nur eine Maßnahme zu Nahost-Berichterstattung, die 
allerdings nicht den privaten Rundfunk, sondern einen 
palästina-solidarischen Influencer und Journalisten 
betraf. Zieht man den Jugendmedienschutz-Staats-
vertrag als Grundlage hinzu, kommt unter anderem 
ein Vorgehen gegen Facebook-Beiträge eines auslän-
dischen palästinensischen Mediums dazu. Zur Nah-
ost-Berichterstattung der reichweitenstarken privaten 
deutschen Fernsehsender konnte keinerlei Aufsichts-
aktivität identifiziert werden.

5.1 MEDIENAUFSICHT UND  
DIE RESILIENZ DES MEDIENSYSTEMS
Presserat, Rundfunkräte und Medienanstalten sind 
unterschiedlich aufgebaut und haben unterschiedli-
che Aufgabenspektren, aber alle haben ein gemein-
sames wichtiges Mandat: Medienmacht zu kon
trollieren, indem sie Verstöße gegen journalistische 
Standards feststellen und mit den zur Verfügung ste-
henden Mitteln ahnden. Mit der vorliegenden Unter-
suchung kann die Arbeit dieser Instanzen der Me-
dienaufsicht auch über das Thema der Studie hinaus 
verglichen werden.

Bei der Frage, wie gut die Medienaufsicht funktio-
niert, geht es um viel: um die Resilienz des Medien-
systems und damit der demokratischen Öffentlichkeit. 
Die Finanzierung journalistischer Arbeit wird zuneh-

mend schwieriger. In einigen Ländern nehmen politi-
sche Angriffe auf Medien zu, journalistische Flagschif-
fe werden von medienfremden Unternehmen oder 
von Akteur*innen mit rechts-autoritärer Agenda auf-
gekauft. Liberal-demokratische Rechtsstaaten befin-
den sich in einem Abwehrkampf. Klar ist: Mehr denn je 
kommt es auf Medien an, die auf Basis journalistischer 
Werte sorgfältig und fair berichten.

Um dies sicherzustellen, braucht es als Korrektiv ge-
wissenhaft arbeitende, staatsferne Kontrollinstitutio-
nen, die wirklich hinschauen. Ist das System der deut-
schen Medienaufsicht ein wirksames Mittel gegen 
journalistische Fehlpraxis und den Missbrauch von 
Medienmacht? Oder ist es ein Teil des Problems, weil 
die Instanzen ihren wichtigen Job nicht hinreichend er-
ledigen?

Die Befunde der Untersuchung zeigen ein Paradox: 
Der Presserat, der über keinerlei tatsächliche Befugnisse 
verfügt, arbeitet am sichtbarsten und konsequentesten. 
Die theoretisch einflussreichen Rundfunkräte könnten 
viel bewegen, tun es aber selten. Die Medienanstal-
ten, ausgestattet mit echten Sanktionsmöglichkeiten, 
wachen sorgsam über Lizenzen und Werberegeln. Nur 
wenn es um journalistische Sorgfalt geht, schauen sie 
selten hin – vor allem nicht beim publizistisch so wichti-
gen privaten Rundfunk. Es scheint, als stünden institu-
tionelle Macht und tatsächliche Aufsichtstätigkeit in ei-
nem umgekehrten Verhältnis zueinander.

Im Presserat schaut und klopft sich die Branche 
selbst auf die Finger. Das Gremium hat genau eine Auf-
gabe: Beschwerden zu prüfen. An seiner Arbeit kann 
man Einzelheiten kritisieren. Etwa, dass sich der Pres-
serat zu wenig um einen fairen Ausgleich zwischen der 
Ausübung und einem Missbrauch von Meinungsfrei-
heit bemüht. Oder dass er sich bei Online-Rügen damit 
zufriedengibt, dass sie in der Unsichtbarkeit eines Arti-
kelarchivs verschwinden. 

Aber er kommt seiner Aufgabe nach. Mit hoher Pro-
duktivität prüft der Presserat Beschwerden. Grobe Ver-
fehlungen geißelt er mit harten Worten. Offensiv geht 
er mit den Ergebnissen seiner Arbeit nach außen. Zu 
seinen Entscheidungen veröffentlicht er jeweils mehr-
seitige Dokumente. So lässt sich die Arbeit des Gremi-
ums überprüfen. Und die Transparenz ermöglicht eine 
presseethische Selbstverständigung der Branche.

Man könnte sagen, dass der Presserat ein beißwüti-
ger Tiger ist, dessen Zähne nur vielleicht etwas stumpf 
sind.

Anders als der Presserat ist ein Rundfunkrat nicht 
nur Teil der Branche, sondern ein Schlüsselorgan der 
jeweiligen Medienorganisation. Nicht mehrheitlich 
Fachleute aus der Medienbranche entscheiden hier, 
sondern ein mehr oder weniger repräsentativer Quer-
schnitt der Bevölkerung. Die Programmaufsicht ist nur 
eine von mehreren seiner Aufgaben.
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Ein Begleiter der Diskussion über Rundfunkräte ist 
die Verwunderung, wie wenig offensiv diese Gremi-
en sind. Rundfunkräte sind zahme Tiger. Das Motto 
scheint in der Regel zu sein: Eine Beanstandung findet 
nicht statt.

Nach innen haben Programmbeschwerden bei Rund
funkräten eine hohe Autorität, da hinter Entscheidun
gen entweder die Intendanz oder der Rundfunkrat 
steht. Eine Außenwirkung ist allerdings kaum vorhan-
den. Eine Veröffentlichung der wenigen Beanstandun-
gen im Programm vor großem Publikum ist schlicht 
nicht vorgesehen. Und da die Rundfunkräte ihre Ent-
scheidungen oft nur lückenhaft dokumentieren, ist es 
nur eingeschränkt möglich, sie dabei von außen zu kon-
trollieren.

Wer sich ein Bild von der Arbeit dieser Gremien ma-
chen will, muss viel Zeit und Energie investieren, die 
oft langen Rundfunkratssitzungen digital oder vor Ort 
verfolgen und sich durch Dutzende Protokolle und Be-
richte arbeiten. Selbst dann bleibt das Bild lückenhaft. 
Von etwa 60 Prozent der Programmbeschwerden zu 
Nahost-Berichterstattung (44 von 72) und von vier von 
fünf Beanstandungen weiß der Autor nur, weil er über 
eine Presseanfrage zusätzliche Informationen erfragen 
konnte. Und zu ebenfalls 60 Prozent der gefundenen 
Beschwerden ließen sich (trotz beantworteter Presse-
anfragen) so wenige Details in Erfahrung bringen, dass 
sich noch nicht einmal ableiten lässt, in welche Rich-
tung die Kritik vermutlich ging. Muss man Programm-
beschwerden tatsächlich wie Staatsgeheimnisse be-
handeln?

Medienanstalten verfügen über eine immense 
Machtfülle. Sie können ihre Entscheidungen anhand 
von Zwangsmaßnahmen durchsetzen. Selbst wenn sie 
nur scheinbar folgenlos Verstöße feststellen, kann das 
Verwaltungsgebühren kosten. In Bezug auf journalis-
tische Sorgfalt beim privaten Rundfunk gilt allerdings 
anscheinend meist: Eine Medienaufsicht findet nicht 
statt. Von Oktober 2023 bis Dezember 2025 gab es ge-
nau eine Maßnahme, die sich gegen einen bundeswei-
ten Fernsehsender richtete.

Es ist paradox: Weil der Gesetzgeber der Meinung 
ist, dass der Rundfunk für die Meinungsbildung wich-
tig ist, hat er ihn auf der einen Seite massiv reguliert. 
Wer Rundfunk anbieten will, benötigt dafür eine Lizenz 
einer Behörde und muss sich bei der konkreten Gestal-
tung an Vorgaben halten. Auf der anderen Seite wird er 
so gut wie nicht journalistisch beaufsichtigt.

Medienanstalten sind Tiger mit scharfen Reißzäh-
nen. Aber anscheinend sind sie unschlüssig, ob sie 
sie tatsächlich einsetzen sollen. Noch mehr als bei den 
Rundfunkräten ist eine Außenwirkung bei den Me-
dienanstalten so gut wie nicht vorhanden. Ihre Ent-
scheidungen und sonstigen Aktivitäten werden nur in 
Ausnahmefällen bekannt – meist nur dann, wenn die 
betroffenen Medien sie öffentlich machen.

5.2 KOMMENTAR:  
MEHR PRESSERAT WAGEN?
Die Instanzen der deutschen Medienaufsicht unter-
scheiden sich also sehr stark darin, wie aktiv sie ihrer 
Aufgabe nachkommen. Wie ließe sich ein gleicherma-
ßen hohes Niveau über alle Instanzen realisieren?

Die Mitglieder der Rundfunkräte könnten ihre Mög-
lichkeiten offensiver ausschöpfen und sich öfter dazu 
entschließen, Kritik nicht nur in nicht-öffentlichen Aus-
schusssitzungen zu äußern, sondern kritisierte Beiträge 
tatsächlich auch zu beanstanden. Und sie könnten die 
Möglichkeit der zielgerichteten Programmbeobachtung 
intensiver nutzen. Die gesellschaftliche Diskussion um 
die deutsche Nahost-Berichterstattung wäre ein nahe-
liegender Anlass gewesen, systematisch hinzuschauen.

Auch Medienanstalten haben deutlich mehr Hand-
lungsspielraum. Der Medienstaatsvertrag gibt hin-
reichende Instrumente an die Hand, aktiv zu werden. 
Wenn Verstöße gegen Werberegeln oder Jugend-
schutz konsequent verfolgt werden, warum dann nicht 
auch journalistische Verfehlungen?

Ein großer Schritt nach vorn bestünde darin, Be-
schwerden und Entscheidungen von Rundfunkräten 
und Medienanstalten systematisch zu dokumentieren. 
Wer Medien beaufsichtigt, sollte sich auch selbst in die 
Karten schauen lassen.

Bei Rundfunkräten und Medienanstalten stellt sich 
außerdem eine grundsätzliche Frage: Sind diese Kon-
struktionen überhaupt dafür geeignet, journalistische 
Standards zu beaufsichtigen? 

Ein struktureller Faktor, der sich bei beiden Institutio-
nen unter Umständen nachteilig auswirkt, ist, dass die 
journalistische Aufsicht nur ein Job unter vielen ist. Sie 
muss mit anderen Aufgaben um knappe Ressourcen 
wie Zeit, Aufmerksamkeit und personelle Kapazitäten 
konkurrieren und wird da schnell zur Nebensache.

Eine spezifische Schwachstelle von Rundfunkrä-
ten könnte ihr Doppelmandat sein. Ein Rundfunkrat ist 
nicht nur Kontrollorgan, sondern zugleich das formal 
mächtigste Gremium der Anstalt. Das schafft einen 
strukturellen Interessenkonflikt. Wer eine Rundfunkan-
stalt mitverantwortet, hat ein Interesse daran, dass sie 
in der Öffentlichkeit gut dasteht – und wird daher Ver-
stöße eher ungern öffentlich anprangern.

Bei den Medienanstalten liegt ein Problem unter Um-
ständen in ihrer institutionellen Logik: Sie sind Verwal-
tungsbehörden, das prägt ihre Arbeitsweise. Über Maß-
nahmen zu bundesweiten Sendern entscheidet nicht 
der jeweilige Medienrat, sondern ein Zusammenschluss 
der Direktor*innen aller Landesmedienanstalten. In die
ser Kommission dominiert notwendigerweise die Per
spektive von Verwaltungsjurist*innen: Liegt ein Verstoß 
vor, der sich juristisch so klar belegen lässt, dass Verwal
tungsgerichte eine Entscheidung nicht kippen werden? 
Das ist eine andere Frage als: Wurde im Sinne einer Me-
dienethik sauber und fair berichtet? Hinzu kommt, dass 
Medienanstalten prinzipiell «von Amts wegen» aktiv 
werden. Eine Beschwerde von außen ist kein verbindli-
cher Arbeitsauftrag, sondern eine Anregung.
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Außerdem kann journalistische Aufsicht durch eine 
Medienanstalt die betroffene Redaktion Geld kosten. 
Verwaltungsgebühren zu erheben und Zwangsgelder 
anzudrohen, mag bei Verstößen gegen Werberegulie-
rung und Lizenzauflagen angemessen sein. Aber bei 
Verstößen gegen journalistische Sorgfaltspflicht? Das 
könnte eher einschüchtern als zu besserer Berichter-
stattung anspornen.

Das Modell des Presserats ist nicht perfekt, aber es 
funktioniert. Das Gremium ist ausschließlich für die 
Prüfung journalistischer Standards zuständig, es ist or-
ganisatorisch unabhängig von den beaufsichtigten Me-
dien und seine Entscheidungen werden von Medien-
fachleuten getroffen. Der Presserat hat keinerlei Macht, 
genießt aufgrund seiner sorgfältigen, transparenten Ar-
beit aber eine hohe Autorität und Sichtbarkeit.

Theoretisch denkbar wären analoge Gremien für den 
öffentlich-rechtlichen und für den privaten Rundfunk – 
von Vertreter*innen der Branche personell bestückt, 
weder Teil eines Senders noch einer Behörde, ohne In-
teressenkonflikte, ohne Geheimniskrämerei, ohne Ver-
waltungsgebühren und angedrohte Zwangsgelder.

Regelmäßig vom Presserat gerügt zu werden, hin-
dert kein Printmedium daran, sich weiterhin über jour-
nalistische Standards hinwegzusetzen. Aber zumin-
dest ist klar: Es gibt eine Institution, an die man sich 
mit Kritik an Berichterstattung wenden kann. Und die-
se macht öffentlich auf Verfehlungen aufmerksam und 
stellt im Zusammenspiel verschiedener Entscheidun-
gen medienethische Standards auf. Das ist nicht viel – 
aber deutlich mehr als das, was Medienanstalten und 
Rundfunkräte bieten.
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6 TIPPS UND HINWEISE ZUM AKTIVWERDEN

6.1 ANLEITUNG FÜR BESCHWERDEN
Die Verfahren, Abläufe und Anforderungen unterschei-
den sich bei den verschiedenen Instanzen der Me-
dienaufsicht. Manches erschließt sich intuitiv, es gibt 
aber auch Tücken. Im Folgenden werden verschiede-
ne Fragen beantwortet: Wofür ist das jeweilige Gre-
mium zuständig? Welche Anforderungen gelten? Wie 
kann man sich konkret beschweren? Auf welche Re-
geln muss man sich berufen? Wie läuft eine Beschwer-
de ab? Welche Entscheidungen sind möglich?

Presserat
Wofür zuständig? Printmedien und deren digitale An-
gebote (Websites, Social-Media-Kanäle oder Videos) 
sowie reine Onlinemedien, die die Selbstverpflich-
tungserklärung (SVE) des Presserats unterschrieben 
haben, indirekt auch Nachrichtenagenturen wie die 
dpa (siehe Fußnote 10)

Anforderungen: einzelne Artikel, maximal ein Jahr 
alt, natürliche oder juristische Personen (etwa Vereine) 
im In- oder Ausland

Wie beschweren? per Onlineformular oder Post; bei 
Online-Artikeln: Link und Screenshot einreichen, bei 
Printartikeln: Kopie oder Scan/Handyfoto, auch Ver-
weis auf Pressedatenbanken möglich

Grundlage: eine oder mehrere Ziffer(n) des Presse-
kodex

Ablauf: Schritt 1: Vorprüfung, Beschwerde kann hier 
als «offensichtlich unbegründet» aussortiert werden, da-
gegen ist innerhalb von zwei Wochen Widerspruch mög-
lich, über den ein Beschwerdeausschuss (BA) entschei-
det; Schritt 2: Behandlung im Beschwerdeausschuss, 
Option 2a: einer der beiden Beschwerdeausschüsse 
entscheidet, Option 2b: bei «einfach gelagerten» Be-
schwerden erfolgt eine Vorsitzendenentscheidung (auch 
dagegen ist Widerspruch möglich, über den ein BA ent-
scheidet)

Entscheidungen: öffentliche Rüge, Missbilligung, 
Hinweis, Ablehnung

Rundfunkräte
Wofür zuständig? Fernseh-, Radio-, Mediathek-, On-
line- oder Social-Media-Beiträge öffentlich-rechtlicher 
Medien

Anforderungen: einzelner Beitrag; vier Rundfunkrä-
te haben eine Zeitbegrenzung (ZDF und rbb: 2 Monate 
alt, WDR: 3 Monate alt, Deutsche Welle: «unverzüg-
lich»), andere nicht; Beschwerden können vermutlich 
sowohl von natürlichen als auch juristischen Personen 
(etwa Vereinen) eingereicht werden. Das ist meist nicht 
explizit geregelt. In der Vergangenheit gab es immer 
wieder Programmbeschwerden von Organisationen.

Besonderheit: Erfüllt eine Beschwerde nicht alle An-
forderungen, kann es sein, dass sie trotzdem als förm-
liche Programmbeschwerde akzeptiert oder als unver-
bindliche Eingabe und Programmkritik behandelt wird. 

Wie beschweren? per Onlineformular oder Post, 
manchmal auch E-Mail

Grundlage: der jeweilige Rundfunkstaatsvertrag
Ablauf: Stufe 1: Entscheidung der Intendanz; Stufe 2: 

bei Widerspruch gegen diese Entscheidung landet die 
Beschwerde beim Rundfunkrat, der auf Basis der Emp-
fehlung des Programmausschusses (PA) eine Entschei-
dung trifft (Variationen von diesem Standardverfahren: 
PA kann selbstständig eine Beschwerde ablehnen; sie 
landet nur im Rundfunkrat, wenn Widerspruch gegen 
die Ausschussentscheidung eingelegt wird oder der 
Ausschuss die Annahme der Beschwerde empfiehlt)

Entscheidungen: Stufe 1: Beanstandung mit Abhilfe, 
Abhilfe ohne Beanstandung, Ablehnung als unbegrün-
det; Stufe 2: Beanstandung mit Hinweis an Redaktion, 
Programmbeschwerde gilt wegen Abhilfe durch die In-
tendanz als erledigt, Hinweis an Redaktion ohne Bean-
standung, Ablehnung als «unbegründet»

konkrete Zuständigkeit: Bei den zwölf Rundfunk-
anstalten entscheidet der jeweilige Rundfunkrat: BR, 
Deutsche Welle, Deutschlandfunk, MDR, NDR, rbb, 
SWR, HR, SR, Radio Bremen, WDR und ZDF. Es sei 
denn, der gesendete Beitrag wurde von einer anderen 
Rundfunkanstalt übernommen.

Besonderheit: Bei Gemeinschaftssendern ohne eige-
nen Rundfunkrat entscheidet der Rundfunkrat derje-
nigen Anstalt, die die jeweilige Sendung federführend 
verantwortet beziehungsweise den Beitrag produ-
ziert hat. Die ARD ist ein Gemeinschaftsangebot aller 
Landesrundfunkanstalten. Daneben gibt es Gemein-
schaftssender des ZDF und einer jeweils federfüh-
renden ARD-Landesanstalt: Phoenix (ZDF/WDR), Ki-
KA (ZDF/MDR), Content-Netzwerk funk (ZDF/SWR), 
deutsch-österreichisch-schweizerischer Sender 3sat 
(auf deutscher Seite: ZDF/BR).

Wie findet man heraus, welche Rundfunkanstalt für 
einen konkreten Inhalt zuständig ist? Es gibt drei Arten 
von Zuständigkeiten: 

(1)  für Auslandsstudios: Der BR ist beispielsweise für 
das ARD-Auslandsstudio in Tel Aviv zuständig und so-
mit in der Regel für die Nahost-Auslandsberichterstat-
tung, der WDR für das Studio in Brüssel und somit für 
EU-Themen.80

(2)  in Deutschland: Der rbb ist für das Hauptstadt-
studio und somit in der Regel für die Bundespolitik zu-
ständig. Beiträge aus einzelnen Bundesländern kom-
men von der jeweiligen Landesrundfunkanstalt.

(3)  für einzelne Sendungen: Der NDR ist federführend 
bei der zentralen Nachrichtenredaktion ARD-aktuell und 
verantwortet die tagesschau und die tagesthemen. Der 
WDR ist federführend beim ARD-Morgenmagazin und 
der MDR beim ARD-Mittagsmagazin. Die federführen-

80  Der Wikipedia-Artikel «ARD-Auslandsstudio» enthält eine Liste von Auslandsstu-
dios mit zuständigen Anstalten; die Aktualität und Korrektheit des Artikels kann nicht 
garantiert werden (Wikipedia o. D.). 
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den Anstalten verantworten alles, was im jeweiligen 
Studio passiert: von den Moderator*innen vorgetrage-
ne Nachrichten und sonstige Moderationsbeiträge, vom 
Studio geführte Interviews und Social-Media-Videos 
von Moderator*innen. Für Einspieler-Videos ist die An-
stalt zuständig, die den Beitrag liefert.81 Für Online-Bei-
träge (etwa auf tagesschau.de oder Social Media) gilt: 
Für einen Beitrag ist diejenige Anstalt zuständig, die das 
Video produziert hat, auf das sich der Online-Beitrag 
sendebegleitend bezieht. 

Ist man unschlüssig, könnte man die Programm-
beschwerde an den Rundfunkrat derjenigen Anstalt 
schicken, die für den Gemeinschaftssender oder die 
konkrete Sendung federführend ist. Die Gremien
geschäftsstelle des NDR-Rundfunkrats leitet beispiels-
weise Beschwerden zur tagesschau, die fälschlicher-
weise bei ihr landen, an den zuständigen Rundfunkrat 
weiter (Mailauskunft des NDR-Rundfunkrats vom 
18.12.2025).

Der deutsch-französische Gemeinschaftssender 
Arte verfügt über keinen eigenen Rundfunkrat und bie-
tet dennoch ein eigenes mehrstufiges Beschwerdever-
fahren an. Auf Stufe 1 entscheidet hier die Programm-
direktion des Senders. Erfolgt ein Widerspruch gegen 
diese Entscheidung, urteilt der Arte-Vorstand, nach er-
neutem Widerspruch in letzter Instanz der Programm-
ausschuss der Arte-Mitgliederversammlung (Mailaus-
kunft der Arte-Pressestelle vom 23.1.2026).

Medienanstalten
Wofür zuständig? privater Rundfunk und deren digitale 
Angebote, rundfunkähnliches Livestream-Fernsehen82 
wie Bild Live sowie im weiten Sinne presseartige, rei-
ne Digitalmedien wie Onlinemagazine, Blogs oder So-
cial-Media-Kanäle. Digitalmedien mit professionellen 
redaktionellen Strukturen können sich per Selbstver-
pflichtungserklärung beim Presserat von der journalis-
tischen Aufsicht durch Medienanstalten befreien. Laut 
Presserat haben das die allgemein berichtenden On-
linemagazine web.de und gmx.de getan, nicht jedoch 
watson.de, yahoo.de und t-online.de (Mailauskunft der 
Pressestelle des Presserats vom 1.12.2025).

Anforderungen: keine formalen Kriterien
Besonderheit: Ein*e Einreicher*in einer Beschwer-

de gilt als «nicht verfahrensbeteiligt» und hat keine ver-
gleichbaren Informations- und Widerspruchsrechte, 
wird aber unter Umständen trotzdem über den Verlauf 
einer Beschwerde informiert.

Wie beschweren? Onlineformular auf den Websites 
der Medienanstalten

Grundlage: Medienstaatsvertrag, § 6 bzw. § 19 jour-
nalistische Sorgfalt bei Rundfunk bzw. Telemedien, 
§ 51 für bundesweit ausgerichteten privaten Rundfunk; 
ansonsten § 18 MStV (Impressumspflicht für Telemedi-
en) oder § 4 JMStV (unzulässige Angebote)

Ablauf: Am Anfang steht ein Hinweisschreiben mit 
einer Antwortfrist, aber erst einmal ohne Konsequen-
zen und Verwaltungsgebühren; über behördliche Maß-
nahmen bei regionalen Medien entscheidet der jewei-

lige Medienrat einer Medienanstalt, bei bundesweiten 
Medien die ZAK-Kommission.

Entscheidungen: förmliche Beanstandung (standard-
mäßig mit Verwaltungsgebühr und eventuell Andro-
hung von Zwangsgeld); Untersagung (Aufforderung, 
einen Beitrag zu löschen oder nicht wieder zu senden); 
Entzug der Rundfunklizenz; Untersagung des gesam-
ten Angebots; Sperrverfügung an Internetanbieter; 
beim Bezug auf den Jugendmedienschutz-Staatsver-
trag Bußgelder und Sperranweisungen an Social-Me-
dia-Plattformen möglich

Konkrete Zuständigkeit: Es gibt 14 Anstalten, je eine 
für die Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Bre-
men, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Berlin und 
Brandenburg sowie Hamburg und Schleswig-Holstein 
teilen sich jeweils eine Medienanstalt. Zuständig ist 
prinzipiell die Medienanstalt des Bundeslands, in dem 
der Anbieter eines Rundfunk- oder Digitalmediums sei-
nen Sitz hat. Für Rundfunkanbieter gibt es eine offizielle 
Zuständigkeitsdatenbank;83 es ist in der Praxis teilwei-
se kompliziert, da Medienanstalten bis 2020 frei wählen 
konnten, bei wem sie eine Rundfunklizenz beantragen. 
Dieses historisch bedingte Zuständigkeitswirrwar exis-
tiert bis heute.84 Ist bei digitalen Angeboten mit offen-
sichtlich deutschen Betreiber*innen kein Anbieter ange-
geben, ist potenziell jede Medienanstalt zuständig.

Sinn und Unsinn von Massenbeschwerden
Mehrfach- oder gar Massenbeschwerden sind ein 
zweischneidiges Schwert. Der Gedanke liegt nahe, 
dass eine Beschwerde ernster genommen wird, wenn 
mehrere Personen sich melden. Diesen Effekt gibt es 
sicherlich. Allerdings sind Mehrfachbeschwerden für 
Aufsichtsgremien ein zunehmendes Problem, da sie 
die begrenzten Ressourcen der Gremiengeschäftsstel-
len und Rundfunkratsmitglieder belasten. So werden 
oft identische Beschwerden über ein Portal mit eher 

81  In der Regel wird die zuliefernde Rundfunkanstalt nicht im Beitrag angezeigt. 
Manchmal erkennt man sie am Logo auf einem Mikrofon. Ansonsten kann man sich 
an den globalen und regionalen Zuständigkeiten orientieren. Oder man findet über 
eine Suchmaschine heraus, für welche Anstalt der bzw. die Autor*in des Beitrags 
(wird fast immer eingeblendet) üblicherweise arbeitet.  82  Dafür gelten verschiede-
ne Anforderungen: linear (also live) streambar, (mehr oder weniger) professionelles 
Vorgehen, festes Programmschema, durchschnittlich mindestens 20.000 parallel ab-
gerufene Streams.  83  Siehe www.kek-online.de/mediendatenbank, Klick auf «Mehr 
Informationen»; die Datenbank ist allerdings nicht immer aktuell. Zum Redaktions-
schluss der Studie (9.2.2026) wurde in der Datenbank für Sat.1 die Medienanstalt 
Hamburg Schleswig-Holstein genannt, allerdings wechselte der Sender Mitte 2025 
zur bayerischen Medienanstalt.  84  Die RTL Group sitzt in Köln, die Medienanstalt 
NRW ist für Vox und Super RTL zuständig. Für RTL – den größten Sender der Grup-
pe – ist jedoch die Medienanstalt Niedersachsen zuständig, für RTL2 die Medienan-
stalt von Hessen und für den Nachrichtensender n-tv die Medienanstalt Berlin-Bran-
denburg. Noch komplizierter wird es bei Digitalangeboten, wenn der Sitz des Senders 
und die Medienanstalt voneinander abweichen. Wenn man etwa das Programm von 
RTL in der gemeinsamen Mediathek plus.rtl.de rundfunkartig live streamt, ist Nie-
dersachsen zuständig – für andere Digitalinhalte, etwa Textbeiträge auf rtl.de hinge-
gen die Medienanstalt NRW. Lange Zeit war Sat.1 bei der Medienanstalt Hamburg/
Schleswig-Holstein lizenziert. Seit Sommer 2025 ist die Medienanstalt Bayern für die 
gesamte, im Großraum München sitzende Sendergruppe ProSiebenSat.1 zuständig. 
Welt TV aus dem Hause des Berliner Verlags Axel Springer ist aus historischen Grün-
den bei der Medienanstalt Bayern lizenziert, Bild live hingegen bei der mabb (Medien-
anstalt Berlin-Brandenburg). Wird das Angebot von Bild live auf der Website bild.de 
rundfunkartig live gestreamt, ist ebenfalls die mabb zuständig. Das gilt laut mabb 
auch für alle Videos, die dem live gesendeten Programm entnommen wurden. Für 
sonstige Videos auf bild.de ist der Presserat zuständig.

http://tagesschau.de
http://web.de
http://gmx.de
http://watson.de
http://yahoo.de
http://t-online.de
http://www.kek-online.de/mediendatenbank
http://plus.rtl.de
http://rtl.de
http://bild.de
http://bild.de
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rechtem Hintergrund eingereicht (siehe Frauwallner 
2025). Mittlerweile sind die Gremien deshalb sehr sen-
sibel, wenn klar wird: Hier handelt es sich um ein or-
chestriertes Vorgehen.

Ein verantwortungsvoller Umgang könnte so aus-
sehen: sich in Maßen Verbündete suchen – vielleicht 
auch prominente Personen oder Organisationen ein-
binden. Sinnvoll ist es aber vor allem, den Fokus auf 
sorgfältig argumentierende Beschwerden zu legen.

Beschwerdemobilisierung von links
Die linke Initiative de:presse ruft dazu auf, Beschwer-
demöglichkeiten konstruktiv zu nutzen, und grenzt 
sich dabei klar von destruktiven Massenbeschwerde-
Methoden ab. Diese seien, wie das Kollektiv auf sei-
nem Blog schreibt, «eine Taktik aus dem autoritären 
Repertoire, die von der deutschen Rechten eingesetzt 
wird, um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk hand-
lungsunfähig zu machen» (de:presse 2026). Das Ziel 
von de:presse sei es hingegen, den Rundfunk «durch 
fundierte Kritik zu verbessern, damit er seinem demo-
kratischen Auftrag, die Öffentlichkeit zu informieren, 
besser nachkommen kann» (ebd.). Über ein Onlinefor-
mular sammelt das Kollektiv Hinweise auf einseitige 
Berichterstattung, stellt auf dem Instagram-Kanal und 
dem Substack-Blog eklatante Fälle vor und fordert da-
zu auf, die zur Verfügung stehenden Beschwerdemög-
lichkeiten zu nutzen (de:presse o. D.a, o. D.b).

Selbst Öffentlichkeit herstellen
Wenn der Presserat eine Rüge ausspricht und beispiels-
weise eine «bewusst wahrheitswidrige Berichterstat-
tung» feststellt, könnte die Wirksamkeit dieser Bot-
schaft unter Umständen verstärkt werden, indem die 
Entscheidung beispielsweise auf Social Media bekann-
ter gemacht wird. Und die Öffentlichkeit, die Rundfun-
kräte oft und Medienanstalten fast immer scheuen, 
könnte man ebenfalls per Social Media selbst herstellen.

6.2 VERANTWORTUNG EINFORDERN
Rundfunkräte und Medienräte sind ähnlich konstruiert: 
Die Politik, aber auch Verbände, Gewerkschaften, Kir-
chen und soziale Gruppen entsenden Mitglieder. Sit-
zen sie einmal im Rundfunk- oder Medienrat, sollen die 
Mitglieder der Räte ihre Rolle frei im Sinne der Gesell-
schaft gestalten. 

Dies geschieht aktiver oder auch weniger aktiv. Mit-
glieder von Rundfunkräten können sich, wie ansons-
ten üblich, bei Beanstandungen zurückhalten – oder 
sich bewusst für eine Beanstandung entscheiden. Sie 
können in Programmausschüssen systematische Pro-
grammbeobachtungen anregen und Probleme in Sit-
zungen offensiv ansprechen.

Auf den Bericht der Intendanz folgt in den Sitzun-
gen des Rundfunkrats stets der Punkt «Aussprache», 
bei dem Mitglieder kritisch nachfragen können. Die Ta-
gesordnungspunkte «Aktuelles» (am Anfang) sowie 
«Verschiedenes» (am Ende einer Sitzung) bieten stets 
Raum, Themen zu diskutieren.

Mitglieder von Medienräten haben weniger Befug-
nisse. Aber auch sie haben die Möglichkeit, Schwer-
punkte bei Programmbeobachtungen zu setzen. Auch 
wenn Medienräte bei überregionalen Medien nicht in 
Entscheidungen eingebunden sind, landen alle Fra-
gen, die eine einzelne Medienanstalt betreffen, bei ih-
nen. Sie können Rechenschaft darüber einfordern, wie 
die journalistische Aufsicht über die lizenzierten Medi-
en erfolgt, und auf Leerstellen hinweisen.

Wie aktiv Räte sind, hat zum einen mit Ressourcen 
zu tun – mit der Frage, ob die entsendenden Organi-
sationen den Mitgliedern für diese Arbeit bezahlte Zeit 
zur Verfügung stellen (können). Es zählen aber auch ei-
gene Prioritäten und eigenes Engagement. 

Eine denkbare Möglichkeit wäre, Mitglieder von 
Rundfunk- oder Medienräten zu kontaktieren, die bei-
spielsweise von einer Community, einem Verband, ei-
ner Partei oder einer Gewerkschaft entsandt wurden, 
der man selbst angehört.85 Man könnte sie mit Fak-
ten und Argumenten auf problematische Tendenzen 
aufmerksam machen und sie vorsichtig fragen, wie 
sie ihre Rolle wahrnehmen. Vielleicht wollen sie da-
von nichts hören, vielleicht sind sie aber auch dank-
bar, weil ihnen ansonsten Probleme entgangen wären, 
und freuen sich, dass ihre Arbeit wahrgenommen wird. 
Und vielleicht sind sie sich schlicht nicht bewusst, wie 
wichtig ihre Rolle in diesem Gremium ist und welche 
Gestaltungsmöglichkeiten sie haben.

Begleitdokument mit weiterführenden  
Informationen u. a. zu Beschwerde
verfahren: https://www.rosalux.de/
publikation/id/54687

85  Im Begleitdokument in der Pdf-Version der Studie finden sich Links zur Zusam-
mensetzung aller Rundfunkräte und Medienräte.

https://www.rosalux.de/publikation/id/54687
https://www.rosalux.de/publikation/id/54687
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AUS DER REIHE

Alon Sahar
Die Kampagne gegen das UNRWA und  
das palästinensische Rückkehrrecht  
in Deutschland 
Israel-nahe Akteur*innen, Narrative  
und ihre politische Resonanz

Die Studie bietet erstmals einen systematischen Ein-
blick in die Advocacy-Arbeit Israel-naher politischer 
Akteur*innen in den USA, Deutschland und Israel. Im 
Mittelpunkt steht die Kampagne gegen das UN-Hilfs-
werk für Palästina-Flüchtlinge (UNRWA): Die Studie 
zeichnet nach, mit welchen Strategien und Argumen-
tationsmustern versucht wurde, UNRWA in Deutsch-
land zu diskreditieren und so mittelfristig die Finan-
zierung des Hilfswerks zu beenden. Damit trägt sie zu 
einem faktenbasierten Verständnis der Arbeitsweisen 
und Verflechtungen dieser Organisationen bei – und 
zeigt, wie sie auf politische, gesellschaftliche und me-
diale Debatten sowie auf Regierungs- und Parlaments-
entscheidungen zur Israel-Palästina-Politik einwirken.

STUDIEN 6/2026 
80 Seiten, Juli 2026 

Download unter: www.rosalux.de/ 
publikation/id/54951

Julia Jirmann
Mythos: Immobilienerben unter Druck
Mieterträge auch nach Steuern hochprofitabel 

Wer erbt, gewinnt – nirgendwo zeigt sich das deutli-
cher als beim Immobilienvermögen. Wohnimmobilien 
machen rund 56 Prozent des privaten Vermögens aus, 
gehören aber nur 13 Prozent der Haushalte; das ver-
mietete Immobilienvermögen liegt fast vollständig bei 
den wohlhabendsten 30 Prozent. Die Studie liefert ei-
ne empirische Grundlage für die Debatte um diese po-
litisch produzierte Vermögenskonzentration: Anhand 
aktueller Marktangebote in München, Berlin und Mag-
deburg analysiert sie, was die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer auf vermietete Wohnimmobilien tatsäch-
lich kostet. Das Ergebnis ist eindeutig: Die Steuer ist in 
allen Fällen aus den laufenden Mieteinnahmen finan-
zierbar – ohne Mieterhöhungen oder Verkäufe, selbst 
bei einer Mietsenkung um 25 Prozent. Damit widerlegt 
die Studie den Mythos, die Erbschaftsteuer bedrohe 
soziale Vermieter*innen und den Immobilienbesitz des 
Mittelstands.

STUDIEN 8/2026 
28 Seiten, Juli 2026 

Download unter: www.rosalux.de/ 
publikation/id/54984



56

 

AUS DER REIHE

Nils Urbanus , Tom Ackers, Conrad Kunze,  
Paulina Orozco, Matthias Schmelzer
Zementproduktion:  
Kosten, Schäden und Alternativen 
Zu den globalen Auswirkungen einer  
nicht umweltfreundlichen Industrie

Kein Baustoff prägt unsere Welt so sehr wie Beton – 
und kein Baustoff richtet so viel Schaden an. 40 Pro-
zent der gesamten anthropogenen Masse auf diesem 
Planeten beruhen auf Zement – flüssigem Stein, ge-
gossen in Brücken, Dämme, Wohnblöcke, Datenzen-
tren. Selbst der KI-Boom steht wortwörtlich auf Beton-
fundamenten. Die Bilanz ist verheerend: Beton ist für 
acht bis neun Prozent der globalen CO₂-Emissionen 
verantwortlich, für zerstörte Ökosysteme, vergiftete 
Luft, absinkende Städte, Berge von Abfall. Und den-
noch wachsen Produktion und Verbrauch: 25 Milliar-
den Tonnen jährlich, Tendenz steigend. 

STUDIEN 4/2026 
40 Seiten, September 2025 

Download unter: www.rosalux.de/ 
publikation/id/54746

Nur Yasemin Ural, Anna Berg
Live, links, vernetzt
Politische Kultur auf  
deutschsprachigem Twitch 

Gesellschaftliche Auseinandersetzungen um Aufmerk-
samkeit, Deutungshoheit und politische Mobilisie-
rung verlagern sich immer stärker in digitale Räume. 
Plattformen wie YouTube, Instagram, TikTok – und zu-
nehmend auch Twitch – prägen den öffentlichen Dis-
kurs, formen neue Öffentlichkeiten und verändern die 
Art und Weise, wie Menschen miteinander über Politik 
sprechen. Für linke Politik stellt sich damit nicht nur die 
Frage, wie soziale Medien strategisch genutzt werden 
können, sondern auch, wie sich emanzipatorische Pra-
xis innerhalb eines Mediensystems entfalten lässt, das 
von Plattformkapitalismus, datenförmiger Verwertung 
und affektiver Ökonomie geprägt ist.

STUDIEN 3/2026 
32 Seiten, April 2026 

Download unter: www.rosalux.de/ 
publikation/id/54742
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